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Vorwort 


Die Zulassung zur kassenärztlichen Tätigkeit bildet für die meisten 
Ärzte eine Voraussetzung ihrer Existenzsicherung. Es ist für jeden 
jungen Arzt notwendig, daß er sich mit ‘den einschlägigen Bestim- 


“ mungen der Zulassungsordnung bekannt macht. Aber auch für den 


zugelassenen Kassenarzt ist die Kenntnis der Vorschriften über den 
Wohn- und Praxiswechsel, das Ruhenlassen der Zulassung, das Weiter- 
führen einer Allgemeinpraxis als Facharzt und umgekehrt wichtig. 
Für die in den Zulassungsinstanzen tätigen Arzt- und Kassenvertreter 
ist eine schnelle Orientierung über auftauchende Probleme bei der 
Zulassung und den damit verbundenen Fragen nach früheren Ent- 
scheidungen erwünscht. Es wurden deshalb bei den Erläuterungen 
ältere Entscheidungen nach den Kommentaren von Lutz Richter- 
Sonnenberg, Lehmann, Heinemann, Haedenkamp, Boller-Hub aufge: 
nommen, soweit sie für unsere heutigen Verhältnisse angewandt wer- 
den können. Ein ausführliches Sachregister dient der Orientierung. 


‚Dem Kollegen Dr. Haedenkamp, Bad. Nauheim, und Herrn 


Dr. Sievers II, Hannover, bin ich für verschiedene Hinweise dank- 


bar, ferner den Kollegen Dr. Schneider, Potsdam, und Dr. Bumke, 
Berlin, für die Mitteilungen über die dortigen Rechtsverhältnisse. 


Der Mühe der Durchsicht unterzog-sich der Kollege Dr. Ruppel, 
Hamburg, dem ich hierfür herzlichst. danke, ebenso dem Verlage für 
sein Entgegenkommen und die Berücksichtigung meiner Wünsche. 


Möge das Buch allen am Zulassungswesen Beteiligten eine Hilfe 
sein, dann ist sein Zweck erreicht. 


Kröppelshagen, im Juli 1948. 
DerVerfasser. 
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Zulassungsordnung 


E 
Die Entwicklung 
der Zulassung zur kassenärztlichen Tätigkeit 


Bei der Errichtung der sozialen Zwangsversicherung hat der Ge- 
‚setzgeber keine Lösung der ärztlichen Versorgung in der Sozial- 
versicherung herbeigeführt, sondern es den Versicherungsträgern, 
den Krankenkassen, überlassen, die ihnen nach $ 182 RVO. vor- 
geschriebene ärztliche Hilfe für ihre Mitglieder selbst zu be- 
schaffen. Die Krankenkassen stellten für die ärztliche Versor- 
gung ihrer Mitglieder im privatrechtlichen Vertrag — Dienst- 
vertrag — Ärzte an. Diese waren von dem Wohlwollen der 
Kassenvorstände in ihrer Stellung als Arbeitnehmer abhängig 


und es konnte ihnen jederzeit im Rahmen der allgemein gel- 


tenden gesetzlichen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches 
gekündigt werden. Sie unterlagen auch den Weisungen des 
Kassenvorstandes für die Ausübung ihrer Tätigkeit: Festsetzung 
der Sprechstunden, Arzneiverschreibung, Gewährung von Heil- 


mitteln usw. Ein für die ärztliche Tätigkeit nicht nur unwürdiger, 


sondern auch im Interesse der inneren Berufsfreiheit gefährlicher 
Zustand. 


Der Zusammenschluß der Kassenärzte durch den Leipziger Arzt 
Dr. Hartmann zum „Verband der Ärzte Deutschlands zur Wah- 


rung ihrer wirtschaftlichen Interessen“, Leipziger Verband und 
später Hartmannbund genannt, brachte mit seiner Forderung 
- nach freier Arztwahl für den Patienten und unabhängiger Stel- 


lung der Ärzte eine Wendung in der Grundeinstellung der deut- 
schen Ärzteschaft zur Sozialversicherung. Die Ärzte hatten die 
Sozialversicherung, zumal sie zunächst nur einen relativ kleinen 
Versichertenkreis umfaßte, als eine Fortsetzung „der Armen- 
praxis“ in anderer Form betrachtet. Jetzt sahen sie die Gefahr, 
die ihnen durch die stetig zunehmende Ausdehnung der Versiche- 
rungspflicht in ihrer geistigen und materiellen Freiheit drohte. 
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schen Gebührenordnung mit Abschlägen, sind als Grundberech- 
nung für die ärztlichen Honorare bis heute noch nicht überwun- 
den. Nach Schaffung der Reichsversicherungsordnung und sei- 


ner Verkündung zum Gesetz führte der gewerkschaftliche Be 


‚Kampf um anständige Arbeitsbedingungen für den Kassenarzt zu 


einer „Streikandrohung“ des Ärztestandes. Die Regierung lud 


zur Vermeidung dieses Kampfes die, Vertreter der Ärzte und der 
. Krankenkassen zu gemeinsamen Besprechungen nach Berlin. 


Unter Vorsitz des Staatssekretärs Dr. Delbrück wurde am 23. De-. 


' zember 1913 das sogenannte „Berliner Abkommen“ geschlossen, 
das in dem „Zentralausschuß der Spitzenverbände“ ein paritä- 


tisch besetztes Selbstverwaltungsorgan der Ärzte und Kranken- 


kassen vorsah und ein privates Kassenarztrecht schuf. 


Die Zulassung zur Kassenpraxis wurde neu geregelt. Die Ver- 


hältniszahl — ein Kassenarzt auf 1350 Versicherte, bei Familien- 
‚behandlung, die damals noch eine freiwillige Mehrleistung der 
"Krankenkassen war, 1:1060 — wurde gefunden. Die anspruhs- 


berechtigten Kassenmitglieder und deren Angehörige hatten die 
freie Arztwahl unter den zugelassenen 'Kassenärzten. Die Zu- 
lassung erfolgte nach vorheriger Eintragung in das für die Woh- 
nung des Arztes zuständige „Arztregister“, das beim zuständigen 
Versicherungsamt geführt wurde, durch den „Registerausschuß“, 
einen paritätisch besetzten Vertragsausschuß der Ärzte und 
Krankenkassen. 


Das Berliner Abkommen ist nicht überall durchgeführt worden 
' und hat auch die weiteren Kämpfe zwischen den Ärzten und 
Krankenkassen nicht verhindern können; trotzdem ist es die 
Grundlage für das Arbeitsrecht des Kassenarztes, das heutige 
öffentlich-rechtliche Kassenarztrecht, geworden. 


Durch die zunehmende Inflation waren die kassenärztlichen 
- Honorare ohne Schuld der Krankenkassen 1923 so abgesunken, 
‘daß die Honorarfrage zur Lebensfrage vieler Kassenärzte wurde. 
' Das Berliner Abkommen lief Ende 1923 ab; die Verhandlungen 
zwischen dem Hauptverband der Krankenkassen und dem Hart- 
mannbund führten zu &inem „Notgemeinschaftsvertrag“, der 
. aber nicht mehr zur Durchführung kam, da die Reichsregierung 
das Berliner Abkommen in seinen wesentlichen Bestimmungen 
mit der berüchtigten Verordnung vom 30. Oktober 1923 zum Ge- 
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>  gelehnt. Die durch das Gesetz festgelegten, bürokratischen, das A 


Wesen des Arztes verkennenden Vorschriften riefen eine unge- 
 heure Empörung der Ärzte hervor und wurden als standes- 
 unwürdig allgemein abgelehnt. Die Erklärung des vertraglosen 
_ Zustandes im November 1923 war die Folge. Die Kassenpatien- 
ten wurden als Privatpatienten mit Selbstzahlung der ärzt- 

lichen Leistungen nach den Mindestsätzen der preußischen Ge- 
' bührenordnung behandelt und konnten sich die Beträge von 
ihrer Kasse zurückerstatten lassen. 


Der Kampf der Ärzte gegen den Gesetzgeber führte zur Beseiti- 

gung der am meisten beanstandeten Vorschriften. In einem. 

Rundschreiben vom 5. Januar 1924 legte der Reichsarbeitsmini- 

ster den Parteien seine Rechtsauffassung klar, wonach das Ber- 

liner Abkommen Gesetz sei und die dort vorgesehenen Schieds-. 

_ ämter angerufen werden müßten, wenn die Parteien sich über 

_ den Abschluß neuer Verträge nicht einigten. Bis zu diesem Zeit- 

punkt behielten aber die alten Verträge ihre Gültigkeit; die 

. Ärzte waren verpflichtet, die Tätigkeit bei den Krankenkassen _ 

zu den bisherigen Bedingungen weiter auszuüben, die Kranken- 

. kassen hatten diese Dienste anzunehmen und nach den bestehen- 

den Verträgen zu honorieren. Die Ärzte nahmen auf Weisung 

+ des Hartmannbundes die Tätigkeit für die Krankenkassen wieder 

auf. Inzwischen hatten sich auch die Honorarverhältnisse durch 
2% die Einführung der Rentenmark gebessert. 


_ Im Januar 1924 wurde die öffentlich-rechtliche Stellung des 
E2% Kassenarztes begründet und das moderne Kassenarztrecht als 
z ein öffentliches Recht geboren. Das Berliner Abkommen war der 
privatrechtliche Vorläufer dieses Rechts gewesen. 


Die Nachfolge des Zentralausschusses übernahm unter einer be- 

hördlichen Spitze als Zwangsarbejtsgemeinschaft der Ärzte und 

Krankenkassen der „Reichsausschuß für Ärzte und Kranken- 

| kassen“, der unter anderem auch die Aufgabe hatte, „Richtlinien 
- für die Zulassung der Ärzte zur Kassenpraxis“ aufzustellen. 


Am 14. November 1928 wurde die erste Zulassungsord- 
nung erlassen und damit erstmalig das formale und materielle 
 Zulassungsrecht geschaffen. Die Zulassung wurde ein öffentlich- 
rechtlicher Verwaltungsakt mit bindender Wirkung für die Ärzte 
und Krankenkassen. | 


Die Arztregistereintragung mußte bei dem Versicherungsamt 
_ vorgenommen werden, in dessen Bezirk der Arzt zugelassen wer- $ 
den wollte. Der Zulassungsausschuß tagte unter Vorsitz des Vor- 
sitzenden des Versicherungsamtes oder eines von ihm benannten 
 Stellvertreters und setzte sich aus mindestens je drei Vertretern 
der Ärzte und der Krankenkassen im „Ehrenamt“ zusammen. 
Diese wurden auf drei Jahre von der Kassenärztlichen Vereini- 
gung und den Krankenkassen gewählt. Gegen die Entscheidun- 
gen des Zulassungsausschusses war Berufung an die bei den 
Oberversicherungsämtern gebildeten Schiedsämter möglich. Die 
Entscheidungen der Schiedsämter konnten binnen eines Monats 
durch Revision an das Reichsschiedsamt, in Bayern an das Landes- 
schiedsamt, angefochten werden. Durch Einsetzen der Schieds- 
ämter als Berufungsinstanz lag die letzte Entscheidung in Zu- 
 lassungsfragen bei den staatlichen Stellen und seiner Bürokratie, 
denn bei Stimmengleichheit entschied immer die Stimme des 
Vorsitzenden.. » 


Mit dem 1932 zwischen dem Hauptverband der Krankenkassen ° 


und den Spitzenverbänden der Ärzte, dem Hartmannbund und 
' dem Ärztevereinsbund, getätigten Abkommen, das wegen Nicht- 
beteiligung der übrigen Kassenverbände gesetzlich verordnet 
wurde, ist die beruflich verantwortliche Mitarbeit der Kassen- 

ärzteschaft eingeleitet worden. 3 


Die Zulassung wurde eine berufsständische Selbstverwaltungs- 
‚aufgabe. In der am 17. Mai 1934 vom Reichsarbeitsminister er- 
lassenen Zulassungsordnung in der Fassung vom 23. Oktober 
1934 sind die Zulassungsinstanzen, die Zulassungsausschüsse und 
der für das Reich gebildete Reichszulassungsausschuß, nur mit 
:den von der Reichsführung der Kassenärztlichen Vereinigung 
Deutschlands berufenen Ärzten besetzt. Die Durchführung der 
vorgesehenen Revision bei Mängeln des Verfahrens oder bei 
Nichtanwendung oder falscher Anwendung bestehender Rechts- 
vorschriften oblag dem Reichsschiedsamt mit einem Vorsitzenden 
und zwei Beisitzern, die vom Präsidenten des Reichsversicherungs- 
amts bestellt wurden, und zwei ärztlichen Beisitzern, die von dem 
Reichsführer der Kassenärztlichen Vereinigung berufen wurden. 


Diese Zulassungsordnung in der Fassung vom 8, September 1937 - 
hatte bis zum Erlaß der neuen Zulassungsordnung ihre Gültig- 
keit, da sie nicht ausdrücklich aufgehoben wurde. Nicht ange- 
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_ wendet werden durften nach der Besetzung die nationalsozialisti- 
schen Grundsätze. Durch einen Erlaß- der Reichsführung der 

Kassenärztlichen Vereinigung Deutschlands waren nach Ausbruch 
‚des Krieges alle ordentlichen Zulassungen gesperrt (Verordnung 
des Reichsinnenministers vom 9. September 1939). Es konnten . 

also nur widerrufliche Beteiligungen an der Kassenpraxis aus- 
gesprochen werden. Diese Tatsache ist für die Überbrückung der 
Vergangenheit wichtig und findet in dem Übergangsabkommen 

* der Ärzte und Krankenkassen der britischen und amerikanischen 

Besatzungszone (vgl. Kapitel III) ihren Niederschlag. 


Er 3 Nach der Besetzung ist in verschiedenen Ländern und Zonen das 
> Zulassungsrecht ‘unterschiedlich gehandhabt worden. 


"In Berlin wurden durch den Magistratsbeschluß vom 15. Juli 
1945 alle Berliner Ärzte verpflichtet, Kassenpatienten zu behan- 


A deln. Es gibt in Berlin also nur Kassenärzte. Dieser Magistrats- 
. beschluß wird allerdings rechtlich angezweifelt. Es kann sich 
Br, augenblicklich in Berlin jeder Arzt niederlassen und damit 


gleichzeitig für die Versicherungsanstalt Berlin tätig werden. 
Bestrebungen sind im Gange, auch in Berlin durch Richtlinien 
eine gelenkte kassenärztliche Versorgung der Bevölkerung zu . 
erreichen. ı 


In der Ostzone ist die Zulassung an die Niederlassung ge- 
koppelt, so daß jeder Arzt, der die Niederlassungsgenehmigung 
hat, nicht nur berechtigt, sondern auch verpflichtet ist, sich 
" kassenärztlich zu betätigen. 


Die ordnungsmäßige Niederlassung muß durch den zuständigen 
 Niederlassungsausschuß, dem Vertreter des Landesgesundheits-. 
amtes, der Fachgruppe Ärzte im Freien Deutschen Gewerkschafts- 
 bund (FDGB.) und der Sozialversicherungsanstalt angehören, erst 
genehmigt sein. Anträge auf Niederlassung müssen an das zu- 
ständige Gesundheitsamt gerichtet sein. Dieses leitet sie an die 
zuständige Fachgruppe des Kreises weiter. Dem Antrag müssen 
folgende Unterlagen beigefügt sein: Stellungnahme des Gesund- 
heitsamtes, Stellungnahme der örtlichen Fachgruppe Ärzte im 
FDGB., Stellungnahme der Sozialversicherungsanstalt, Frage- 
bogen und Lebenslauf, Betätigungsnachweis nach Erhalt der 
" „endgültigen Approbation, beglaubigte Abschriften über Berufs- 
. ausbildung, endgültige Approbation, Promotion, evtl. Zeugnisse 
und bei politisch Belasteten der Direktivebescheid. Eine Nieder- 


- 
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"lassungs- und Zulassungsordnung besteht noch nicht, sie ist im 
Entwurf vorbereitet, bedarf aber noch der Genehmigung, oda 
- die Nieder- und Zulassungen zunächst noch als „Notrecht“ aus- 


‚gesprochen werden. Die Lage in der Ostzone ist dadurch kom- 


pliziert, daß diejenigen Ärzte, die hauptamtlich in den Polikliniken 


.arbeiten oder als hauptamtliche Betriebsärzte tätig sind, keine 


anderweitige Kassenpraxis mehr ausüben dürfen. Es bestehen 


hierüber bisher noch keine festen rechtlichen Grundsätze. 


In der amerikanischen Besatzungszone ist das Zulassungs- _ 


recht uneinheitlich. In Bayern ist durch die Verordnung Nr. 66 
„zur Sicherstellung der ärztlichen Versorgung der von der Sozial- 
versicherung betreuten Personen“ eine in ihrer Rechtsgültigkeit 
sehr angezweifelte Zulassungsregelung getroffen worden, die 


durch die neue Zulassungsordnung hinfällig wird. In den übri- 


gen Ländern wurde nach dem alten Recht durch Zulassungsaus- 
schüsse, die nur mit Ärzten besetzt wurden, zugelassen. 


In der britischen Zone ist nur für Niedersachsen eine 
rechtlich umstrittene Zulassungsordnung vom damaligen Ober- 


 präsidenten vom 7. August 1945 erlassen worden, die später 


ergänzt wurde. Die übrigen Länder haben im allgemeinen nur 
kassenärztliche Beteiligungen oder vorläufige Zulassungen nach 


der ZO. vom 8. Sept. 1937 ausgesprochen. Diese bedürfen der end- 


gültigen Bereinigung (s. Kap. I). 


In’ der französischen Zone wird die Zulassung als eine 
. ärztliche Angelegenheit nach der bisherigen Zulassungsordnung 
(8. Sept. 1937) ausgesprochen. 


Nach der neuen Zulassungsordnung, die von den vorläufigen Aus“ 


schüssen der Ärzte und Krankenkassen der britischen und ameri- 
kanischen Besatzungszone ausgearbeitet wurde, ist die Zulassung 


wieder eine Gemeinschaftsaufgabe der Ärzte und Krankenkassen 
geworden. Das Bestreben der Krankenkassen und der Ärzte, ihre 
Angelegenheiten ohne staatliche Instanzen selbst durchzuführen, 
kommt darin zum Ausdruck. Alle Zulassungs- und Berufungs- 
 ausschüsse sind gemeinsam paritätisch besetzt; die Unparteiischen 
der Berufungsausschüsse werden von: den Mitgliedern der Be- 
rufungsausschüsse selbst gewählt. — Durch die neue Zulassungs- 
ordnung für die Bizone werden für die Kassenärzte und die Be- 
werber für die. Kassenpraxis dieser Zonen -wieder eindeutig 
rechtliche Verhältnisse geschaffen. 
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Be II. 
Br Die neue Zulassungsordnung 
fürdie britische und amerikanische Besatzungszone 


(Zulassungsordnung für Ärzte vom 21. April 1948 *) 


(Anmerkung: Alle in Klammern gesetzten Paragraphen weisen, wenn nicht 
besonders vermerkt, auf die Paragraphen der Zulassungsordnung hin.) 


2x -r.Die neue Zulassungsordnung regelt das formale und materielle 
e 2 = " Zulassungsrecht. Sie ist ein öffentlich-rechtlicher Verwaltungsakt 

nn und ergänzt als Rechtsordnung die bestehenden Gesetze. Sie 
> schafft für die Zulassung der Ärzte bei den Krankenkassen der 
Ki  Reichsversicherungsordnung (RVO.) und der Seekrankenkasse für 
ihren Geltungsbereich wieder eindeutig rechtliche Verhältnisse. 


4. Die rechtlichen Grundlagen gelten für beide Vertragsparteien, die 
Krankenkassenverbände und die Kassenärztliche Vereinigung 
bzw. deren beide Untergliederungen, aber auch für alle Beteilig- 
3% - _ ten, die Bewerber und sonstigen beteiligten Ärzte. Die Zulassung 
= ist also ein gemeinsames, von unabhängigen Instanzen getrage- ‚ 

nes Recht der Selbstverwaltung von Ärzten und Krankenkassen, 
a" wobei jede Gruppe als Partei das gleiche Recht und die gleichen 

Pflichten besitzt. Nur die Zulassungsinstanzen können den Arzt 

zur Ausübung der kassenärztlichen Tätigkeit zulassen oder ihm 

diese wieder entziehen. Keine Behörde oder staatliche Stelle 

= kann in diese Selbstverwaltungsaufgabe eingreifen. Gegebenen- 
falls können sie Anträge an die Zulassungsinstanzen stellen. 


en: Die Zulassungsordnung (ZO.) gliedert sich in 6 Kapitel. 


Das erste Kapitel enthält die allgemeinen und begrifflichen Be- 
- stimmungen. Als Krankenkassen im Sinne der ZO. gelten 


nur die gesetzlichen Krankenkassen der RVO., die Orts-, Be-. 


triebs-, Innungs- und Landkrankenkassen, ferner die See-Kran- 
kenkasse “$ 1a), also nicht die Ersatzkrankenkassen und die, 


*) Die Zulassungsordnung vom 21. April 1948 wurde mit dem 1. Juli 1948 unter 
dem Aktenzeichen IV b/100 3/48 durch den Präsidenten des Zentralamtes für 
‚ Arbeit für die britische Zone in Kraft gesetzt. In der amerikanischen Be- 
satzungszone müssen die Länderregierungen noch zustimmen. 


Knappschaften. Selbstverständlich fallen auch alle privaten 
Krankenversicherungen, die Krankenfürsorge und die Sozial- 
verwaltungen nicht unter dies Gesetz. So findet die ZO. auch nur 
auf die Verbände der obengenannten Krankenkassen und ihre 
Untergliederungen Anwendung, nicht aber auf alle übrigen BE 
kenkassenverbände und -vereinigungen. 


Die ZO. setzt das Bestehen einer Kassenärztlichen Ver- 
einigung (KV.) voraus ($1c). Die „Verordnung über die 
Kassenärztliche Vereinigung Deutschlands“ vom 2. August 1933 
(RGBI. 1933 I S. 567) besteht noch weiter, da sie nicht aufgehoben 
wurde. Es besteht z. Z. keine gemeinsame Spitze für ganz 
Deutschland. Die Satzung vom 31. Oktober 1933 (Amtliche Nach- 


richten für Reichsversicherung 1933 S. 450) müßte durch eine Än- 


derung den heutigen Verhältnissen Rechnung tragen. Der Auf- 
bau müßte durch Wahl nach demokratischen Grundsätzen von 
unten her erfolgen. Dies dürfte in den westlichen Zonen mei- 
stens bereits geschehen ‚sein, so daß die einzelnen Landesstellen 
die Träger der Beziehungen zwischen den Ärzten und Kranken- 
kassen sind. Die Kassenärztliche Vereinigung ist allein berufen, 
die deutsche Ärzteschaft bei der Regelung der ärztlichen Ver- 
sorgung in der Sozialversicherung zu vertreten; die Einzelheiten 
regelt die bisherige Satzung ($ 2 der KV.-Satzung). Als „Ärzte“ 
gelten nur diejenigen, die in Deutschland approbiert und befugt 
sind, eine Praxis auszuüben ($1b). Sie sind erst nach einem 
ordentlichen, rechtskräftig gewordenen Zulassungsverfahren 
 Kassenärzte ($1d). Alle an der Kassenpraxis. beteiligten 
oder mit gewissen kassenärztlichen Funktionen durch die Zu- 
lassungsinstanzen beauftragten Ärzte (820) sind keine Kassen- 
ärzte im Sinne der ZO. — Sie müssen sich auf das ihnen zuge- 
wiesene Aufgabengebiet beschränken, denn nur die Kassenärzte 
sind berechtigt, von dringenden Notfällen abgesehen, Kassen- 
praxis auszuüben ($ 2). 


Das zweite Kapitel beschäftigt sich mit dem Arztregister. 
Jeder Arzt, der sich um die Kassenpraxis bewirbt, muß in das 
Arztregister seines Wohnsitzes eingetragen sein ($3, 1). Nur 
unter sehr bestimmten Voraussetzungen, Entziehung der bürger- 
lichen Ehrenrechte, Untersagung der Berufsausübung, darf die 
Eintragung versagt werden ($5). Über die Eintragung er- 
‚hält der Arzt eine Bescheinigung ($ 3, 1), die es ihm erlaubt, sich 
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auch in anderen Bezirken als in demjenigen seiner Eintragung zu 
. bewerben. Durch diese Bescheinigung erübrigt sich das Führen 
einer zentralen Arztkartei. Jeder Kassenarzt bleibt, solange er 


kassenärztliche Praxis ausübt, im Arztregister eingetragen; er 


. muß in der Kartei besonders kenntlich gemacht werden (85, 3). 


Das gleiche gilt für die Ärzte, denen die Teilnahme an der Kas- 
senpraxis (8 20) erlaubt wurde, oder die für einen gewissen Kreis 


‚damit beauftragt wurden. Auch sie bleiben, solange sie diese 


Tätigkeit ausüben, im Arztregister eingetragen und müssen be- 
sonders kenntlich gemacht werden. In die Registerakten können 
Vermerke, die für die Zulassung des Arztes von Bedeutung sind, 
eingetragen werden. Sie können durch die „Gruppen des Zu- 
lassungsausschusses“ ($ 6) oder von’ dem Arzt beantragt werden 
oder erfolgen auch „von Amts wegen“. Vor der Eintragung eines 
Vermerkes muß der betreffende Arzt hierzu gehört werden. Bei 
Streitfällen und Beschwerden entscheidet der: Zulassungsaus- 


‚schuß endgültig über die Eintragung ($ 4, 2). 


Das Arztregister kann durch die Ärzte und durch Vertreter der 
Krankenkassen sowie durch deren Berufsverbände und Berufs- 


“vertretungen eingesehen werden. Die Einsicht in die Register- 


akten ist dagegen nur den Mitgliedern der Zulassungsinstanzen 
gestattet (8 9). 


Das dritte Kapitel umfaßt die Bewerbung für die kassen- 


ärztliche Tätigkeit. Nur ein ins Arztregister eingetragener Arzt 
kann sich um die Kassenpraxis bewerben (8 10). Den Nachweis 


_ erbringt der Arzt durch die Registerbescheinigung ($ 3, 1). Der 


Antrag muß schriftlich und innerhalb der gestellten Frist, die 
für. die Ausschreibung vorgesehen ist, erfolgen. Beglaubigte Ab- - 


schriften . von Geburts- evtl. Heiratsurkunde, Approbations- 


urkunde, Nachweis über die bisher ausgeübte berufliche Tätig-_ 


keit, gegebenenfalls Facharztanerkennung, der Registerbescheini- 


gung, des polizeilichen Führungszeugnisses, eidesstattliche Er- 
klärung, daß der Bewerber nicht rauschgiftsüchtig ist oder ge- 
wesen ist, sowie eine Bescheinigung der Kassenärztlichen Ver- 
einigung, in deren Bereich der’ Bewerber bisher nieder- oder zu- 
gelassen war, sind beizufügen (vgl. $ 11). 


Gleichzeitig ist eine Gebühr von 5,— DM (8 42, 1) zu entrichten. 
Die Bewerbung muß eine genaue Angabe enthalten, um welche 
der ausgeschriebenen Stellen der Arzt sich bewirbt ($12, 1). Er 
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hat das Recht, im gleichen Zulassungsverfahren sich um bis zu 
‘drei ausgeschriebene Kassenarztstellen zu bewerben. Bei Bewer- 


_ bungen um mehr Stellen streicht der Zulassungsausschuß nach 


seinem Ermessen die übrigen, falls er nicht aus formalen Grün- 
den (Nichtinnehaltung der für die Bewerbung vorgeschriebenen 


Formalitäten) überhaupt eine Bearbeitung ablehnt, denn alle An- 
träge, die den Voraussetzungen nicht entsprechen, verfallen der 
Ablehnung. — Die Ausschreibung geschieht auf Veranlassung 
des Zulassungsausschusses durch die Kassenärztliche Vereinigung 


(8 28). 


Das vierte Kapitel regelt die Grundsätze für die Zu- : & 
lassung. Auf 600 Kassenmitglieder soll ein Kassenarzt ent- 
fallen. Bei der Berechnung, die der Zulassungsausschuß halb- 


jährlich aufstellt, müssen die Mitglieder aller Krankenkassen des 
Zulassungsbereiches berücksichtigt werden. Ebenso können die 
Einwohnerzahlen und das Geltendmachen eines Bedürfnisses nach 
einem Kassenarzt durch die Krankenkassen oder durch die Stadt- 
und Landkreise berücksichtigt werden. Der Zulassungsausschuüß 
handelt in seiner Entscheidung nach freiem, gewissenhaftem Er- 


messen. Er kann demnach, wo er es im Interesse der ausreichen- 


den Versorgung der Kassenmitglieder für notwendig erachtet, 
die Verhältniszahl unterschreiten. — Alle nicht ordentlich zu- 
gelassenen Ärzte,, die kassenärztliche Tätigkeit ausüben dürfen 
(817), und Ärzte, deren Praxis ruht, sowie hauptamtliche Kran- 
' kenhausärzte, werden nicht mitgezählt. Freie Stellen müssen 
unter Stellung einer angemessenen Frist zur Bewerbung ausge- 
schrieben werden; die Ausschreibung erfolgt für einzelne Orte 
oder Ortsteile ($ 14, 1). In Zulassungsbezirken, wo mehr als 40% 


Fachärzte tätig sind ($ 14, 3), soll nur in dringenden Fällen eine 
weitere Besetzung mit Fachärzten erfolgen. Die Zulassung wird 


nur für den ausgeschriebenen Ort oder Ortsteil und für das be- 
treffende Fachgebiet ausgesprochen. Ein Überwechseln in ein an- 
deres Fach ($ 29, 1) oder Umziehen im gleichen oder’ in einen 


anderen Zulassungsbezirk bedarf der Genehmigung des Zu- ; 


lassungsausschusses bzw. auch des Zulassungsausschusses des 
neuen Bezirkes ($ 21), andernfalls erlischt die Zulassung, und der 
Arzt wird von Amts wegen im Arztregister gestrichen. 


Voraussetzung für die Zulassung ist neben dem 


„formal richtigen Bewerbungsschreiben ($ 11) mindestens eine drei- 
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Aelbeniinen si 35, 1). ‚Diese a Sol im en 5; 
‚an deutschen Krankenanstalten erfolgen und soll sechs Monatean 
der inneren, je zwei Monate an der chirurgischen und geburts- Ye 
hilflich-gynäkologischen und einer pädiatrischen Abteilung oder 
an einem größeren allgemeinen Krankenhaus ’erfolgen. Die Inne- 
" haltung dieser Verpflichtung wird unter den gegebenen Ver- 
hältnissen nicht immer leicht sein. Da es aber keine Mußvor- 


schrift, ist, kann der Zulassungsausschuß unter Berücksichtigung 


| der pefsönlichen Verhältnisse hiervon abweichen. Dagegen muß 


der Arzt drei Monate als Vertreter oder Assistent von Kassen- 
ärzten mit überwiegend auf dem Lande ausgeübter Allgemein- 
praxis tätig gewesen sein (815, 1). Da der Zulassungsausschuß 


über die Auslegung entscheidet, ob eine Landpraxis vorliegt, 
dürfte es zweckmäßig sein, daß die Zulassungsausschüsse für 


ihren Geltungsbereich diejenigen Praxen oder Bereiche angeben, 


für die die Voraussetzung zutrifft, so daß jeder Bewerber sich ER 
‚ rechtzeitig. und vor der Übernahme der Tätigkeit orientieren 


kann. 


Vertretungen oder Assistenz bei Ärzten in freier Praxis wer- 


den bis zu neun Monaten auf: die Vorbereitungszeit anerkannt 


(8 15, 2). Dabei muß es sich um durch die Ärztekammer und 


. Kassenärztliche Vereinigung genehmigte Assistenzstellen bei 
"Ärzten handeln (8 15, 3). Zwölf Monate können für die ärztliche 


Tätigkeit in einem Flüchtlingslager, in einem Kriegsgefangenen- 


“lager, als hauptamtlich tätiger Arzt bei einem Gesundheitsamt 


oder an einem ärztlich-wissenschaftlichen Institut oder beim 
 sozialärztlichen Dienst (Vertrauensarzt) (8 15, 2, 2) angerechnet 
werden; die Tätigkeit als Truppenarzt wird bis zur Hälfte, höch- 
stens aber bis zu einem Jahr (815, 2, 3a), an Kriegslazaretten, 


 Reservekriegslazaretten, Reservelazaretten, Kriegsgefangenen- 


lazaretten in voller Höhe, aber höchstens mit 18 Monaten ange- 


rechnet ($ 15, 2, 3b). Dies ist zweifelsohne eine Benachteiligung 


der ehemaligen Truppenärzte. Wenn sie dadurch erst verspätet 
zur Bewerbung kommen, so haben sie aber den anderen Bewer- 


bern gegenüber den Vorteil der früheren Approbation und des 
höheren Lebensalters. In der Gesamtwertung wird man diese 


für den Truppenarzt „verlorene“ Zeit dennoch berücksichtigen. — 
Die Gesamtzeit der Anrechnung ärztlicher Tätigkeit nach S. 15 


(1, 2 und 3) darf 24 Monate nicht überschreiten. 


9. Zul.-Ordnung 17 


Die neben der eigenen Praxis gleichzeitig ausgeübte Tätigkeit als | 
Assistenz- oder Volontärarzt (nach dem Sprachgebrauch wohl all-" 2 N); 


gemein als Hospitant bezeichnet) wird nicht angerechnet. Da- 


gegen können die Ärzte, die länger als drei Jahre bereits kassen- 


j n ärztlich tätig waren, von der Vorbereitung auf die Kassenpraxis 


befreit werden. Es empfiehlt sich, da die Anerkennung bei den 


Zulassungsausschüssen liegt, bereits vor der eigentlichen Bewer- 


bung deren Zustimmung einzuholen, um unliebsame Über- 


? raschungen zu vermeiden. 


Jeder neue Kassenarzt ist erpgichiet: an einem Ei nküh - 
'rungslehr gang für die Kassenpraxis teilzunehmen, der ge- 
meinsam von den Kassenverbänden und der Kassenärztlichen 
Vereinigung veranstaltet wird (815, 6). — Er kann bereits vor 


seiner Bewerbung zur Kassenpraxis und vor der Zulassung an 
einem solchen Lehrgang teilnehmen. Die Vorlage einer Beschei- 


 nigung über die Teilnahme genügt. Wer vor 1945 bereits über 
zwei Jahre kassenärztlich tätig war, ist von der Teilnahme be- 


_freit, alle übrigen Ärzte müssen, auch wenn sie bereits Kassen- 


praxis ausüben, an einem solchen Lehrgang teilnehmen. Liegt 
. der Kursus des zugelassenen Arztes länger als zwei Jahre zu- 


rück, so kann der Zulassungsausschuß seine endgültige Bestäti- 


gung von der nochmaligen Teilnahme an einem Einführungs- 
kursus abhängig machen, es sei denn, daß er mindestens ein J ahr 
"selbständig Kassenärzte vertreten hat. 


Nicht zu gelassen werden solche Ärzte, in deren Person 


ein wichtiger Grund vorliegt, wenn ihre körperliche, geistige, 
 charakterliche oder moralische Unzulänglichkeit sie zum Kassen- 
arzt ungeeignet macht ($16, 1). Auch Ärzte, die gleichzeitig die 
zahnärztliche Approbation besitzen und noch als Zahnärzte tätig 


sind, dürfen nicht zugelassen werden (8 16, 2). — Alle Ärzte, die. 


gesicherte, regelmäßige Einnahmen haben (für den unverheirate- 
ten Arzt mindestens 400,— DM, für den verheirateten minde- 
stens 500,—. DM und für jedes Kind weitere 50,— DM pro Mo- 
' nat), dürfen nicht zur Kassenpraxis zugelassen werden ($ 17, 1); 
wenn sie bereits zugelassen sind, ist ihre Zulassung zum 
Ruhen zu bringen ($ 24, 1). — Wartegeld und Rühegeld wer- 


den als Einnahmen im obigen Sinne gerechnet, dagegen nicht 


die Aufwandsentschädigungen für die Tätigkeit in der ärzt- 
lichen Berufsorganisation, die von dieser bezahlt wird ($ 17, 2).— 
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i Fertangeitellte Arie Daran, an der kesscaärztiicheh Brite “ 5 b % 
_ beteiligt werden ($ 20), besonders dann, wenn es sich um Fach- ne AR 
ärzte an kleineren Krankenhäusern handelt und sonst keine 
Fachärzte für die Kassenpatienten zur Verfügung stehen. Die BR Arıon 


Gin 


Beteiligung beschränkt sich auf die überwiesenen ambulanten 


. Fälle. Auch die beteiligten Ärzte haben die gleichen Rechte und 
f Pflichten des Kassenarztes "während der Dauer ihrer Beteiligung di Re 
(820,4). Diese Grundsätze gelten auch für die Knappschaftsärzte, En 


die im „Sprengelarztsystem‘“ tätig sind, nicht aber für diejenigen 


Knappschaftsärzte, für deren Bereich die organisierte freie Arzt- 


(" "wahl für alle zugelassenen Ärzte besteht (8 17, 4). 


Während die Besetzung aller Stellen nach einer Ausschteibung‘ 
' erfolgt, kann eine elterliche Praxis ohne diese besetzt werden. 


Die Auswahlder Bewerber erfolgt, nachdem die Voraus- 


setzungen ($ 18, 1) geprüft worden sind, nach folgenden Grund-. 

' sätzen: den Vorrang häben in der Regel Bewerber,.die aus rassi- 
schen, religiösen oder politischen Gründen ihre Stellung während f 
des nationalsozialistischen Systems verloren haben; Schwer- 
"beschädigte; Ärzte, die bereits zugelassen waren oder die min- 
destens fünf Jahre auf dem Lande oder in einer. Kleinstadt 
Kassenärzte gewesen sind und zur besseren Ausbildung ihrer \ 


Kinder den Praxisort wechseln wollen ($ 18, 2d). Im übrigen 
sind das Lebensalter, der Familienstand, engere Heimatzugehörig- 
keit, Eigenschaft als Flüchtling, der Zeitpunkt der Approbation, 
die Ausbildungszeit nach der Approbation sowie etwaige von der 


Kassenärztlichen Vereinigung gebilligte Übernahmeverträge bei 


Abgabe der Praxis zu berücksichtigen (8 18, 2, 2). Die Entschei- 


dung erfolgt nach dem billigen Ermessen unter. Abwägung aller 


Umstände durch die Zulassungsinstanz ($ 18, 3). 


Die Zustimmung der Elternteile und die Erfüllung der Voraus- 


. setzungen zur Zulassung sind auch für diese Bewerber erfor- 


derlich (8 19, 1). Zur Erhaltung einer ärztlichen Familientradition 


' kann beim Tode eines Kassenarztes dessen Praxis für einen Sohn 


oder Tochter oder Enkel — in der Bestimmung heißt es Abkömm- 


ling — offengehalten werden, wenn dieser bereits im Besitze der 


ärztlichen Approbation ist und die Zeit seiner Ausbildung noch 


nicht beendet und damit die Voraussetzung für die Zulassung 


“noch nicht gegeben ist. In diesem Falle wird die Praxis bis zur 
Übernahme der Praxis durch den „Abkömmling‘“ vertreten ‚oder 
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BR a N R 19, 2). "Durch die Kriegsverhältnisse war es oft den RR 


"Kindern von Ärzten nicht möglich, ihre Studien oder ihren AussıS 


R bildungsgang rechtzeitig zu beenden. Im Sinne des gesetzgebe- 


. rischen Wollens dürfte es liegen, wenn die Zulassungsinstanzen 2 


' diese Bestimmungen nicht engherzig und formal auslegen. 


. Während ‚alle bisherigen Grundsätze die geregelte Zulassung be- 
N handelten, ist aber auch die im Kriege entwickelte Beteiligungan 
der kassenärztlichen Tätigkeit in die neue ZO. übernommen wor- 
.den ($ 20). Um einen Notstand in der kassenärztlichen Versor- 


.. gung der Bevölkerung, wie er sich in abgelegenen Orten ergeben 
"kann, wo sich zufällig ein Krankenhaus oder eine Heilstätte be- 


findet, zu beheben, können Ärzte oder Fachärzte an der kassen- 
ärztlichen Versorgung beteiligt werden. Das gleiche trifft für die 
Versorgung eines Lagers, eines abgelegenen Krankenhauses oder 
für das Personal eines Betriebes zu (8 20, 1).. Diese Vorschrift 


besagt aber nicht, daß in jedem derartig gelagerten Fall eine Be- 


teiligung erfolgen soll, sondern nur dort, wo sich ein Notstand 
herausgebildet hat. Die Zulassungsausschüsse werden also von 
' Fall zu Fall die Sachlage zu prüfen und darüber zu entscheiden 
“ haben. — Ausnahmsweise kann der Zulassungsausschuß auch 
‘einem im Ausland approbierten Arzt die Beteiligung an der 
kassenärztlichen Versorgung gestatten (820, 2). Dies wird dort 
. geschehen, wo ausländische Arbeiter, die in Deutschland arbeiten 
. und nach den gesetzlichen Bestimmungen der Versicherungs- 
. pflicht unterliegen, durch ihre eigenen Ärzte versorgt werden. — 
Diese Beteiligungen an der kassenärztlichen Versorgung können 
jederzeit durch den zuständigen . Zulassungsausschuß zurück- 
genommen werden ($ 20, 3). Für alle zugelassenen oder an der 


.. Kassenpraxis beteiligten Ärzte gelten im übrigen die gleichen- 


v Rechte und Pflichten ($ 20, 4). Auch für die an der kassenärzt- 


lichen Versorgung beteiligten Ärzte haben die gesetzlichen Be- 


. stimmungen, die Anordnungen und Verordnungen Gültigkeit und 
‚müssen von ihnen beachtet werden. Ebenso unterstehen sie den . 
disziplinarischen Anordnungen der Kassenärztlichen Vereinigung. 


Im fünften Kapitel wird das End e ‚das Ruhen und dieEnt- 
ziehung der Zulassung behandelt. Mit dem Tode, mit 
der Erklärung des Arztes, die Kassenpraxis aufzugeben, dem 
‚Wegzug aus dem bisherigen Zulassungsbezirk, wenn eine Um- 
zugsgenehmigung: nicht erteilt ist (& 21), erlischt die Zu-‘ 
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= a ss un g und der Arzt rd „von "Amts a aus dar) De Kr 
ER: register gestrichen (88). Das Ruhen der Zulassung be- 
deutet eine freiwillige oder erzwungene Nichtausübung der kas- 


. senärztlichen Tätigkeit, ohne daß die Zulassung selbst erlischt. 


Bei Berufsverbot auf Zeit oder Ruhen der Berufsausübung ruht er N 
‚ auch für diese Zeit die Zulassung ($ 23). Dagegen ist bei dauern- 


dem Berufsverbot oder Entziehung der Approbation kein Ruhen, 
sondern- eine Entziehung der Zulassung zu beschließen (8 25). 


Wird im Gnadenweg das Berufsverbot oder die Entziehung wie-. 
-- der aufgehoben, so lebt die Kassenzulassung nicht wieder auf, 


a 


sondern der betroffene Arzt muß sich erneut in das Arztregister 
‚eintragen lassen und um erneute Kassenzulassung bewerben. | 


' Wenn ein Arzt aus einer anderen ärztlichen Tätigkeit regelmäßige 


" Einnahmen von 406,— DM für den Unverheirateten, 500,— DM 
für den Verheirateten und 50,— DM weiter für jedes Kind hat 


8 (817,1,2 und 4), so muß das Ruhen „von Amts wegen“ vom Zu- 


lassungsausschuß beschlossen werden ($ 24, 1). Jeder Kassenarzt , 


. kann freiwillig, wenn er der Ausübung der kassenärztlichen Tä- 


tigkeit aus gesundheitlichen Gründen nicht mehr gewachsen ist 
und sich vorübergehend schonen muß, oder wenn er wegen ander- 
weitiger Arbeit die Last der Kassenpraxis nicht tragen kann, das 
- Ruhen unter Angabe der, Gründe beim Zulassungsausschuß be- 
antragen (8 24, 1). Der Zulassungsausschuß entscheidet darüber, 


ob er dem Antrag beitreten will oder nicht ($29, 1). In jedem 


Beschluß muß die. Zeitdauer angegeben werden ($ 24, d; diese 


darf nicht unbeschränkt sein, sondern wird im allgemeinen drei 
=. Monate betragen (vgl. hierzu $ 25, 2) und muß gegebenenfalls nach 


Ablauf der Frist verlängert werden. Die Gesamtdauer wird — 
von Ausnahmefällen abgesehen — zwei Jahre nicht überschreiten. 


Diese Zeitdauer war in den Verträgen vor Errichtung des öffent- 


lichen Kassenarztrechtes -als eine Beurlaubungsmöglichkeit für 
Kassenärzte vorgesehen. Den Zulassungsausschüssen ist die Fest- 
setzung der Ruhezeit nach pflichtgemäßem Ermessen bei Abwä- 
gung aller Umstände in freier Entscheidung überlassen. Währen 

des Ruhens der Kassenzulassung darf keinerlei kassenärztliche 
Tätigkeit ausgeübt werden ($ 24, 3). Der Arzt, dessen Kassen- 


praxis ruht, wird bei der Berechnung der Verhältniszahl nicht 


mitgezählt (813, 2), er bleibt aber im Arztregister eingetragen. 
Im Register ist das Ruhen zu vermerken (86, 1). Diese Ärzte 
sind im Register besonders kenntlich zu machen. a 


I 
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Ü% Die Entzie r ung der ala Bruker eine NN der | 


' Zulassung und damit eine Streichung „von Amts wegen“ im Arzt- 


register ($ 8, Ziff.1,6). Sie ist vom Zulassungsausschuß zu beschlie- 


ßen, wenn ein wichtiger Grund in der Person des Arztes vorliegt, 
wonach eine Zulassung nicht hätte erfolgen dürfen (8 16, 1), oder 


wenn diese dort aufgeführten Unzulänglichkeiten später einge- 
treten sind (825, 1). Wenn ein zugelassener Arzt ohne wichtigen 


Grund die Teilnahme an der kassenärztlichen Versorgung ab- “r 


lehnt (vgl. 833) oder die Kassenpraxis ohne wichtigen Grund 


oder ohne Ruhebeschluß länger als drei Monate nicht ausübt, ist_ 2 
die Entziehung ebenfalls zu beschließen ($ 25, 2). Grobe Verstöße 


gegen die kassenärztlichen Pflichten können zu einem Verfahren 


vor den Zulassungsinstanzen führen, die mit dem dauernden oder 
zeitweisen Ausschluß aus der Kassenpraxis geahndet. werden 


Kr ' können. Beide Vertragsparteien — Krankenkassenverbände ($1a) | 
. und die Kassenärztliche Vereinigung — können ‚entsprechende 


Anträge beim Zulassungsausschuß stellen. Gegen alle Beschlüsse, 
die sich gegen den Kassenarzt richten, hat dieser das Recht der 
Berufung an den Berufungsausschuß. 


Das sechste Kapitel regelt das Verfahre n der Zulassungsaus- 
schüsse. Die Zulassungsinstanzen sind die Zulassungsausschüsse 


und die Berufungsausschüsse ($ 26, 1). Nach den Auslegungen , 
des vorläufigen Ausschusses für Ärzte und Krankenkassen sollen 
die Zulassungsausschüsse bei den Bezirksstellen oder ähnlichen 
Untergliederungen (8 26, 2) oder dort, wo keine Bezirksstellen der 


Kassenärztlichen Vereinigung gebildet sind, bei den Landesstellen 
eingerichtet werden. Berufungsausschüsse werden bei den Landes- 


stellen der Kassenärztlichen Vereinigung gebildet. Zur Bildung 
einer einheitlichen Rechtsprechung in Zulassungsfragen fehlt eine 


.. zentrale Revisionsinstanz, wie sie früher im Reichszulassungsaus- 


schuß bestanden 'hat. Sie wird eines Tages wieder eingerichtet 


‘werden müssen. Bis zu diesem Zeitpunkt werden die Ausschüsse 


der Ärzte und Krankenkassen für die beiden Zonen über grund- 


N sätzliche Fragen für alle Teile bindende Beschlüsse fassen müssen. 


Die Beschlüsse in den Zulassungsinstanzen werden mit 
Stimmenmehrheit gefaßt, bei Stimmengleichheit gilt der Antrag 


"als abgelehnt (8 26, 3). 


Die Zulassungsausschüsse bestehen aus je drei Vertre- 
tern der Ärzte und der Krankenkassen. Die drei Ärzte, unter 
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: eleroh eig. ein Vertreter ir nicht zur MEN zugelassenen 


Ärzte befinden muß, werden durch die Kassenärztliche Vereini- 


‚gung gewählt, die Krankenkassenvertreter durch die beteiligten r 
Verbände der Krankenkassen (8 27, 2). Der Vorsitz wechselt von 
"Sitzung zu Sitzung zwischen den Vertragsparteien. Die büro- 
mäßigen Arbeiten werden durch die kassenärztliche Stelle er- 
. ledigt, die mit der Führung des Arztregisters beauftragt ist. 

Diese steht dem jeweiligen Vorsitzenden für die anfallenden Ar- 
beiten zur Verfügung ($ 27, 4). 


Die auszuschreibenden Stellen werden von den Zulassungsaus- 

schüssen bestimmt (vgl. $ 13 und 14) und durch die Kassenärzt- 

liche Vereinigung in ihrem Amtsblatt oder durch Aushang oder 
durch beides oder auf andere Weise, wie es in einem gemein- 

samen Beschluß der Arbeitsgemeinschaften der Ärzte und Kran- 

kenkassen für den Bezirk des Zulassungsausschusses festzulegen 

ist, veröffentlicht. Auf jeden Fall muß die Ausschreibung immer 
in der gleichen Weise erfolgen, damit die bewerbenden Ärzte 
sich jederzeit über die PRPRSIHEN. PEDEN Stellen informieren 
können ($ 28). 


Die’ Aufgabe der Zi sein iehännschiliise ($ 29) ist es, über alle 
Fragen, die mit der Zulassung in Verbindung stehen, zu entschei- 
' den: die Zulassung selbst auszusprechen, ihr Ruhen, ihr Beenden, 
ihr Entziehen zu beschließen, Streitfragen über die Gültigkeit 
oder Nichtgültigkeit zu klären, Beschwerden über die Eintragung 
in das Arztregister endgültig zu entscheiden ($ 4, 2), ebenso An- 
träge von praktischen Ärzten, weiter als Fachärzte oder von 
Fachärzten, ‚weiter als praktische Ärzte tätig zu sein ($ 29, 1), Ge- 
nehmigungen über den Umzug eines Kassenarztes zu erteilen 
(8 21). Gegen alle Beschlüsse der Zulassungsausschüsse haben die 
Vertragsparteien — Kassenärztliche Vereinigung und Kranken- 
kassenverbände und die beteiligten Ärzte — das Recht, Berufung 
einzulegen, soweit diese Berufungsmöglichkeit nicht ausdrücklich 
aufgehoben ist (8 4, 2; 8 21, 3). Die Berufung hat aufschiebende 
Wirkung und hemmt das Rechtskräftigwerden des Beschlusses 
(8 29, 2). 


Der Berufungsausschuß setzt sich aus je drei Vertre- 
tern der Vertragsparteien und einem unparteiischen Vorsitzenden 
' zusammen, der die Berechtigung zum Richteramt haben muß 
($ 30). Eine entsprechende Anzahl Stellvertreter kann von den 
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Parteien benannt ER Die Bestellung der; Ärzte und‘ der 

_ Krankenkassenvertreter erfolgt durch deren Verbände. Den Un‘ 
A parteiischen wählen sich die Vertreter selbst (8 30, 1). Gegen die 
"Entscheidungen des Berufungsausschusses ist kein weiterer 
. Rechtsweg gegeben ($ 31). Eine PENIS RE ist, wie be- i® 

. reits erwähnt wurde, nicht vorgesehen. - 


"Die Zulassung wird nur für einen bestimmten Ort oder Ortsteil: . 


und für die Tätigkeit als praktischer Arzt oder als Facharzt für 
das betreffende Fachgebiet ausgesprochen. Beides ist in dem 
Beschluß anzugeben (8 32). Es ist also nicht möglich, däß.der Arzt 
ohne einen erneuten Beschluß der Zulassungsinstanzen 'seine 
Kassenpraxis in einem anderen Ort oder Ortsteil aufnimmt oder 
daß ein Facharzt sich als praktischer Arzt betätigt (vgl. hierzu 
N 21 und $ 29). Der zugelassene Arzt kann nach rechtskräftig 
gewordener Entscheidung seiner Zulassung nur innerhalb zweier 
Wochen erklären, daß er die Zulassung nicht annimmt ($ 33). 
Diese Erklärung muß schriftlich beim Zulassungsausschuß oder 
in der Berufung beim Berufungsausschuß abgegeben werden. 


Anderenfalls setzt sich bei Nichtaufnahme der kassenärztlichen 
Tätigkeit innerhalb von drei Monaten der neu zugelassene Kassen- 


‚arzt einem Verfahren auf Entziehung der Zulassung aus (vgl. 


hierzu $ 25, 2). Bei allen Anträgen, mit Ausnahme der Zulassung, 


wobei die Formalitäten vorgeschrieben sind ($ 11, 12, 15), müssen 
diese begründet sein und Beweismittel beigefügt werden. Die 


Anträge und Berufungsschriften gegen eine Entscheidung sind. 


in dreifacher Ausfertigung schriftlich und fristgerecht einzurei- 


chen ($ 34). Jeder Beschlußfassung muß eine mündliche Verhand- | | 
lung vorausgehen ($ 35), es sei denn, daß der Berufungsausschuß fe 
sich über die Unzulässigkeit und Aussichtslosigkeit einer Be- 


rufung einig ist ($ 31)." Die Ladung soll mindestens eine Woche 


vor der Sitzung in den Händen des Beteiligten sein. Es kann 


beim Nichterscheinen auch ohne Beisein des betreffenden Arztes 


verhandelt und entschieden werden ($ 35). Die Zulassungsaus-. 
schüsse können Auskunftspersonen und Zeugen auf Kosten der 


Beteiligten hören, soweit es den Zulassungsinstanzen notwendig 
erscheint, sie können aber auch diese von Amts wegen laden und 
vernehmen ($ 36). 


Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist dem Arzt mög- 


lich. Dieser muß mit einer schriftlichen Vollmacht versehen sein 


‚24 


‚ Erscheinen ‚des STANER anordnen (8 37, 2). 


" als Berichterstatter bestellten Beisitzer ($ 38,.1). Jeder Beisitzer 


ho Die Verhandlung leitet der Vorsitzende, sie beginnt mit der Da nr 
stellung des Sachverhaltes durch den Vorsitzenden oder einen a 


2% MN NL# ‘ N N NR R R f } 2 ; „RE 
a De seine Verktelerbefägnis Aiihreichend glaubhaft dchen AESRR 
(8 37, 1). Doch können die Zulassungsinstanzen das ee N 


url 


: ee ist berechtigt, Anträge und sachdienliche Fragen zu stellen. Er 


handlungen im Beisein des Arztes oder der Parteien erfolgt die 
' Beratung und Beschlußfassung ohne diese ($ 38, 2). Die Verhand- 
lung, Beratung und Beschlußfassung der Zulassungsinstanzen 
sind nicht öffentlich. Über den Hergang der Beratung und über 


ee, beobachten. Ausnahmen kann die Zulassungsinstanz durch ein- 
ir: z stimmigen Beschluß zulassen. Das Ergebnis jedes Verfahrens ist 


in einem Beschluß niederzulegen ($ 39, 1). In dem Beschluß 
' “ müssen die Zulassungsinstanz, die an der Beschlußfassung be-: 


- ist hierbei nicht an Weisungen gebunden (8 26, 1). Nach den Men j z h; 


"2 das Stimmenverhältnis bei der Abstimmung ist Schweigen zu 


er . Aeiligten Mitglieder und das Datum. aufgeführt sein (8 39, 2). 


Jeder Beschluß muß mit Gründen versehen sein und vom Vor- 


oder — falls dieser verhindert ist — 'durch einen Beisitzer, der 


an dem Beschluß mitgewirkt hat (8 39, 3). Die an dem Verfahren 


Beteiligten erhalten durch den Vorsitzenden je eine Ausfertigung. 


$ E - Auch andere Stellen können Abschriften durch den Vorsitzenden : 
=. erhalten (8 39, 4). Dies dürften im allgemeinen Dienststellen der Gs 
‚Krankenkassen, Kassenärztliche Vereinigungen, Gemeinden oder 


Kr sonstige staatliche Stellen sein; bei Beteiligungen (nach $ 20) 
auch Betriebe, Lagerverwaltungen, Krankenhäuser. 


Die Vorsitzenden bestimmen den Schriftführer, der über jede 


Sitzung ein Protokoll zu führen hat, das die Namen der Sitzungs- 
teilnehmer und die gefaßten Beschlüsse enthalten muß. Die vom. 
- Vorsitzenden und vom Schriftführer unterzeichneten Nieder- 


schriften sind fünf Jahre lang aufzubewahren (8 40). 


sitzenden und je einem Vertreter beider Vertragsparteien unter- 
zeichnet sein. Die Ausfertigung erfolgt durch den Vorsitzenden 


Der Berufungsausschuß kann bei gänzlicher oder teilweiser Auf- 


Be hebung eines Beschlusses die Entscheidung selbst treffen oder e) 
* auch die Sache ganz oder zum Teil an die Vorinstanz zurückver- 


; iR _ weisen ($ 41). 


lassen. ist, hat eine Gebühr von DM Ep an den Sn 


sschuß bzw. bei Berufungen an ABM BETON u i 
h zahlen. | | Eee Bu: 
F \ } gi 3 
hs Keine gesetzliche Vorschrift ‚ _ an ‚die Zulsssungsordnun ist 
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chriften eine Auslegung zu geben, die ne zöchtliches ge, 
ade Parteien und deren Angehörigen, der Ärzte und Ban Sr 


IT. 
Die Übergangsbestimmungen 


Für die britische Zone: 


| Durch die Anordnung des Reichsinnenministers vom 9. Se 
ber 1939 wurde eine Zulassungssperre zur Kassenpraxis ver- 


hängt. Diese Bestimmung — als Kriegsmaßnahme gedacht — ist 
bisher noch nicht offiziell,aufgehoben worden. Um die kassen- 
ärztliche Versorgung der versicherten Bevölkerung sicherzustel- 
len, wurden Ärzte — besonders seit Mai 1945 — in den verschie- 


' denen Ländern vorläufig zugelassen oder an der kassenärztlichen 


Praxis beteiligt. In geringen Ausnahmen erfolgte auch eine end- 
gültige Zulassung nach den Bestimmungen der bisherigen Zu- 
lassungsordnung (Fassung vom 8. September 1937, RGBl. I, S. 976). 
Um die vielen Schwierigkeiten und die Unruhe unter den be- 
troffenen Ärzten zu vermeiden, wurde für die britische Zone 
vom Vorläufigen Ausschuß für Ärzte und Krankenkassen (Sitzung 


' vom 21. Mai 1948 in Lage) folgende Übergangsregelung getroffen: 
1. Sämtliche seit 4. September 1939 erfolgten vorübergehenden und ei 


andere Zulassungen zur kassenärztlichen Tätigkeit gelten ' mit 

1. Oktober 1948 als ordentliche Zulassungen, soweit nicht bis zum 

30. September 1948 von Kassenverbänden oder der Kassenärzt- 
. lichen Vereinigung beim zuständigen Zulassungsausschuß Wider- 

spruch gegen die Zulassung einzelner Ärzte erhoben ist. 

Bei Widerspruch entscheiden die Zulassungsinstanzen nach den 

Vorschriften der Zulassungsordnung. 


- 2. Die Kassenverbände und die Kassenärztliche Vereinigung können 


eine Überprüfung der Zahl der Kassenarztstellen für einzelne 
Stadt- oder Landkreise verlangen. Soweit eine Überbesetzung fest- 
gestellt wird, sind Vereinbarungen der Zulassungsparteien (Kassen- 
ärztliche Vereinigung und Kassenverbände) herbeizuführen, welche 
-die Nichtbesetzung freiwerdender Kassenarztstellen bis zur Er- 
reichung eines angemessenen Verhältnisses festlegen. 


' Zum Protokoll wurde folgender Nachsatz genommen: 


Der Vorläufige Ausschuß für Ärzte und Krankenkassen war sich 
darüber einig, daß der Abschluß von Vereinbarungen nach Ziff. 2 
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"der Übergangsbestimmungen Eich den Vertragsparteien PR. 
zu finden ‚ist. Kommen in einzelnen Bezirken Vereinbarungen nicht 
zustande, so wird der vorläufige Ausschuß für Ärzte und Kranken- . } 
kassen auf Anrufen einer Partei den Inhalt der Vereinbarung ber ® Er 

‘„ schließen. } 


"Alle nach dem 4. September 1939. erfolgten Zulashlgch jedet- 


Art werden ab.1. Oktober 1948 in ordentliche Zulassungen nach 


. dem jetzt geltenden Zulassungsrecht umgewandelt, wenn kein 
. Einspruch von den Kassenverbänden oder der Kassenärztlichen 


Vereinigung erhoben wird. Weder die einzelne Krankenkasse 


noch der einzelne Arzt kann der Zulassung eines Arztes wider-- R 


sprechen, sonderm nur die Verbände. Wenn ein Arzt ‚gegen die 
endgültige Zulassung eines Arztes Bedenken hat, so muß er sich 


‚an seine Berufsorganisation wenden, die einzelne Krankenkasse 


an ihren Verband. 


Über den Einspruch entscheiden im ordentlichen Verfahren die 


Zulassungsinstanzen nach der neuen. Zulassungsordnung. Lehnt 


‘der Zulässungsausschuß es ab, eine bisherige Beteiligung (88 17,3 
und 26) in eine ordentliche Zulassung umzuwandeln, sondern RS 
‚läßt sie wegen der örtlichen Verhältnisse (Flüchtlinge) weiterhin 
bestehen, so steht dem betroffenen Arzt das Recht auf Berufung 
an den Berufungsausschuß zu. In diesen Fällen handelt es sich . 
um ein ordentliches Zulassungsverfahren mit Berufungsmöglih- 
‚keit, während es sich bei Beteiligungen an der kassenärztlichen 
‚Versorgung um eine widerrufliche Genehmigung handelt, bei 


deren Ablehnung eine Berufungsmöglichkeit nicht gegeben ist. 
Durch diese Regelung wird die Nachprüfung der in den letzten 
Jahren erfolgten Zulassungen auf ein Minimum beschränkt und 
in kürzester Frist für die meisten der bereits tätigen, aber noch 


x nicht endgültig zugelassenen Kassenärzte eine klare Rechtslage 
‚geschaffen. 


Der zweite Teil des Abkommens betrifft die Überprüfung der 
. Verhältniszahl. Wenn in einzelnen Bezirken eine übergroße Zahl 
“ von Ärzten zur Kassenpraxis zugelassen oder beteiligt und damit 


die Verhältniszahl unterschritten wurde, so soll eine Nachprüfung 


stattfinden. Die Gruppen im Zulassungsausschuß, die Kranken- 


kassenverbände und die Kassenärztliche Vereinigung, sollen in den 


 Arbeitsgemeinschaften ein Übereinkommen herbeiführen. Wenn 
auch die Zulassungsausschüsse die Verhältniszahl halbjährlich 
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ärzten nach dem ee Higen "Stande: e tzog 
mehr sollen die Vertragsparteien sich selbst, schlüssig wer- 
| den, ob sie freiwerdende ‚Kassenarztstellen | in jedem Falle‘ oder Y 
- ob sie — bis zur "Erreichung einer angemessenen Arztzahl — nur he 
jede: zweite oder dritte Stelle besetzen wollen. Kommt : in den ; i 
Bezirken und Landesarbeitsgemeinschaften keine Verständigung ge a 
yr zustande, so. entscheidet der Vorläufige Ausschuß für Ärzte und 
R Krankenkassen endgültig. Auf keinen Fall darf sich eine Rege- a 
ie ‚lung gegen die Ärzte richten, die widerruflich die Genehmigung _ 
zur Teilnahme an der kassenärztlichen Versorgung erhalten 
# "haben. Für’den einzelnen Arzt trifft nur der erste Te des Ab- Er 
 kommens zu, nicht aber der zweite. 


“ ' Das Abkommen wird eine Bereinigung jeder Form der Zulassun- a 
E ‚gen für die britische Zone bis zum 1. Oktober 1948 herbei- 


a ‚die an Zone: BAR N 
R ‚Der Vorläufige Ausschuß für Ärzte und Krankenkassen für die 


 US.-Zone hat in seiner Sitzung vom 6. März 1948 IDIgENAR Über- . “ 
enden angenommen: a 


sn „Die Entscheidung über das Weiterbestehen oder die Badhdige | 
der ‚nach dem 1. Januar 1939 erfolgten Zulassungen und die Ent- 
scheidung über die Anerkennung einer etwaigen vorläufigen zu 
 lassung im Sinne der unterm 6. März 1948 vom Zonenausschuß. 3 
für Ärzte und Krankenkassen für die US.-Zone in Stuttgart auf- 
gestellten Zulassungsordnung richtet sich nach den Bestimmun- 


gen und Beschlüssen, die von den einzelnen Landesausschüssen SE : 
oder Zonenausschüssen für Ärzte und Krankenkassen für deren nd 
. Zuständigkeitsbereich als Übergangsregelung zu dieser Zulas- RN: 


_ sungsordnung „getroffen worden sind.“ REN 


"Nach dieser Bestimmung ist es den Landesausschüssen bzw. den N 
' Zonenausschüssen überlassen, Übergangsregelungen in Anlehnung Ran 
A 'an die Zulassungsordnung zu treffen. Weitere Regelungen sind 

{% nee für die US. -Zone nicht ergangen. er 1 


u 


Er er 
a 


ee ge 
u I 


FR 


IV. | 
Verordnung über die Zulassung von Ärzten zur 
Tätigkeit bei den Krankenkassen 


(Zulassungsordnung für Ärzte vom 21. April 1948) 


KAPITEL I 
Allgemeines 


81 


Im Sinne dieser Zulassungsordnung bedeuten die Bezeichnungen: 


a) Krankenkassen: Die gesetzlichen Krankenkassen (8225 RVO.), 
die Kassenverbände (8406 RYO.), die-See-Krankenkasse (8 476 
RVO.). 


b) Ärzte: Die zur Ausübung ihres Berufes in Deutschland befugten 
approbierten Ärzte. 


c) Zulassung: Die Berechtigung und Verpflichtung des Zugelassenen 
gegenüber der Kassenärztlichen Vereinigung zur Teilnahme an 
der ärztlichen Versorgung des Anspruchsberechtigten. 


d) Kassenärzte: Ärzte, die rechtskräftig zugelassen sind. 


Zulassungsordnung: Die Zulassungsordnung (ZO.) regelt das formale und 
materielle Zulassungsrecht und erschließt nur solchen Ärzten die 
kassenärztliche Tätigkeit, die bestimmte sachliche, förmliche und per- 

‚sönliche Voraussetzungen (88 15—20 ZO.) erfüllen. Die Vorschriften 
der Zulassungsordnung sind bindend; ein Abweichen, auch aus einem 
“ wichtigen Grunde, ist nicht zulässig. 


Begriffsbestimmungen: Im 81 ZO. sind die Begriffe erläutert, wie sie für 
die Zulassungsordnung verwendet werden. Dadurch wird jede weitere 
Erklärung im übrigen Text vermieden. 


gr. 


 Knappschaft eingestellt. | 


"den die im $ 225 der Reichsversicherungsordnung. avo) genannten. x 


Krankenkassen verstanden. AUT EN. 
$ 225. RVO. bestimmt: 


„Krankenkassen nach diesem ‚Gesetz sind die Ortskrankenkassen, die Land- j 


'krankenkassen, die Betriebskränkenkassen und die Innungskrankenkassen. e 
Diesen Krankenkassen können die Mitglieder des FUCK DEN DURRRTL EIER Rt 


eins und der See-Krankenkasse nicht angehören.“ 


Krankenkassen: Nur auf die erwähnten Krankenkassen trifft die zo. zu, 
"nicht auf die Ersatzkassen, Knappschaftskassen oder‘ privaten Kran- 
kenkassen und die private Krankenversicherung. Die nicht zur Sozial- 


versicherung gehörigen privaten Krankenkassen und Privatvereine 


‚sind die sogenannten Mittelstandskassen. 


_ rsatzkassen: Die Torssioliansen waren bis zur Verordnung vom 5. J uli 1934. N 
Vereine auf Gegenseitigkeit und wurden erst durch dieses Gesetz _ u 
. Körperschaft des öffentlichen Rechts. Durch dieses Gesetz wurden sie 
u Versicherungsträger in der Sozialversicherung, ihre Eingliederung in 
die RVO. ist aber nicht erfolgt. Das Zulassungsrecht bei den Ersatz- : y 
kassen ist nach dem privaten. Vertrag zwischen den Ersatzkassen- 


Verbänden und der Kassenärztlichen ‚Vereinigung geregelt. Sie fallen 


nicht unter diese Zulassungsordnung.” 


_ Knappschaft: Die Knappschaften haben seit 1945 sich isn bezirklich. 
gegliedert; während verschiedene Knappschaften Verträge mit den. 


Kassenärztlichen Vereinigungen bzw. Ärztekammern abgeschlossen 


‚ haben und das Zulassungsrecht dort wie bei den RVO.-Kassen ge- | 
’ regelt ist, hat die Ruhr-Knappschaft wieder ihr Sprengelarztsystem 


eingeführt. Die Knappschaftsärzte werden im Einzeldienstvertrag mit 
Pensionsberechtigung für die Versorgung der Bergleute von der 


 Kassenverbände: 


„Krankenkassen können sich durch übereinstimmenden Beschluß ihrer Aus- 
schüsse zu einem Kassenverbande vereinigen, wenn sie ihren Sitz im Be- 
. zirk desselben Versicherungsamts haben. Mit Genehmigung des Oberver- 


sicherungsamts (Beschlußkammer) oder, wenn sie versagt wird, mit Ge- 


nehmigung der obersten Verwaltungsbehörde kann sich ‚ein Kassenverband 
- über die Bezirke oder Bezirksteile mehrerer Versicherungsämter erstrecken. 
Das Oberversicherunssamt bestimmt endgültig, welches VRERNN SUN NEE 
die Aufsicht führt“ ($ 406 der RVO.). 
Die Erwähnung der Kassenverbände ist wegen der Benennung den 
Mitglieder bei den Zulassungsinstanzen (8 27,2 und $ 29, 2) notwendig. 


Ebenso dürfte bei der Festsetzung der Verhältniszahl (8 13, u ihre - 


Mitwirkung nicht zu entbehren sein. 


Zu den Kassenverbänden gehören nicht Verbände der Angestellten- 
Krankenkassen: Verband der kaufmännischen Berufskrankenkassen 
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e iv: af Verband. de Wibäiter urlotchanien e. V. ale im. ee vs N 
.zu den ihnen angeschlossenen Krankenkassen keine Körperschaften Si 
des öffentlichen Rechts, ‚sondern weiterhin private Vereine sind! EEE fr 


x 

. See -Krankenkasse: Die See-Krankenkasse als die Krankenversicherung® N 
. der Seeleute ist eine Sonderabteilung der Seekasse in Hamburg. See — 
en? ‚ist keine Krankenkasse nach $ 225 RVO., sie unterhält außer in Ham- ' 


0. 'burg’keine eigene Dienststelle. Kraft Gesetz $476RVO. sind die Orts-, 
x EN:  ‚Land- und Reederei-Betriebskrankenkassen mit der Durchführung 
0.0... der Kassenleistungen auf Kosten der FR EICHE GER BERISEFABE: 


8 476 der RVO. lautet: 

ER „Die See-Krankenversicherung wird von der Seekasse ($ 1375) in einer be- 
BE Nie. sonderen Abteilung unter dem Namen See-Krankenkasse durchgeführt. Die 

Beet ' Organe der Seekasse verwalten die See-Krankenkasse nach deren Satzung. 

En Für die See-Krankenkasse gelten die Vorschriften über Krankenkassen, 
ERS.  soweif nicht die $$ 477 bis 493a anderes bestimmen.“ Be 
Fi Die Leistungen werden nach den Vorschriften der RVO. gewährt, Bor 

Ba“ weit nicht durch die 88 477—493a RVO. etwas anderes bestimmt wird. 

0.00, Die Seekasse konnte zur Versorgung ihrer Mitglieder Verträge mit 

Br ' der Kassenärztlichen Vereinigung abschließen. Eine Pflicht hierzu be- 

BT steht nach dem Gesetz nicht. Der Vertragsabschluß wurde von der 
Seekasse getätigt. Erst durch diesen Vertragsabschluß fällt die See- _ 
Krankenkasse nach Auffassung von Lehmann unter die Zulassungs- R 
ordnung. Diese Ansicht beansprucht nur theoretisches Interesse. at 


en Ärzte: Nur in Deutschland approbierte (bestallte) Ärzte können zur 
=... ... Kassenpraxis zugelassen werden, keine Heilpraktiker, keine Institute, 
| Krankenhäuser, Polikliniken oder‘ Ambulatorien. 703 


.  Gemeinschaftspraxis: Auch eine Gemeinschaftspraxis kann nicht zuge- 

© Iassen werden, ‚vielmehr müssen bei Bestehen einer Gemeinschafts- 

re ;:\ praxis beide Ärzte in einem "besonderen Verfahren. jeder für sich... 
0... zugelassen werden. KR 


_ Männliche und weibliche Ärzte: Männliche und weibliche Ärzte gelten 
RS bei der Zulassung zur Kassenpraxis grundsätzlich als gleichberechtigt. 
HAHER Eine Ärztin darf nicht wegen ihres Geschlechtes zurückgestellt werden. 


we N ; Approbation (Bestallung): Die Approbation erfolgte bis zu dem Erlaß 
©... der Reichsärzteordnung (RÄO.) auf Grund des $ 29 der Reichsgewerbe- 
ordnung. Nach der RÄO. ist an Stelle der Approbation die Bestallung 
ER % getreten ($ 2 RÄO.). Beide Bezeichnungen sind gleichbedeutend. Alle 
© „auf Grund der Gewerbeordnung erteilten Approbationen als Arzt 
k Ver gelten als Bestallung im Sinne der RÄO. (8 84 RÄO.). | 
"82 RÄO. lautet: 
1) Zur Ausübung des ärztlichen Berufs ist im Deutschen Reich nur befugt, 
'wer von der zuständigen deutschen Behörde als Arzt bestallt ist. Die Be- 
stallung berechtigt zur Ausübung der Heilkunde unter der BRRRLRUNIE als 
Arzt. Die UN gilt für das ganze Reichsgebiet. 
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2) Zur ‚Erfüllung‘ von Aufgaben auf dem Gebiete der Heilkunde oder. der 


„ärztlichen Wissenschaft, die einer Behörde oder einer Körperschaft des 


s öffentlichen Rechts: übertragen oder von ihr übernommen sind, kann, soweit Et, 


nicht ‚gesetzlich etwas anderes bestimmt ist, nur herangezogen werden, wer 
als Arzt bestallt ist. Dies gilt nicht für Personen, die le der. Leitung 
‚oder der Aufsicht eines Arztes tätig werden. 


S, "84 RÄO. lautet: 


‘ Eine auf Grund der bisherigen Gesetze erteilte Approbation als Arat er 


. als Bestallung im Sinne dieses Gesetzes. 


Die Bestallung erfolgt auf Grund der nach $ 3 und $ 92 RÄO. erlassenen 
4 „Bestallungsordnung für Ärzte“ (vom 17. Juli 1939, RGBl. I, S. 1273). 


‚Ausländische. Approbation: Eine ausländische Approbation "wird durch 


die Zulassungsordnung abgelehnt. Ausländisc heÄrzte können 
nur dann an der Kassenpraxis beteiligt werden, wenn sie „in Deutsch- 
land befugt“ sind. Sie müssen die deutsche Approbation. besitzen 
oder mindestens die Erlaubnis haben, nach $ 11 der Reichsärzte- 


ordnung ärztliche a a Zeit oder auf Widerruf ausüben zu 


dürfen, 
811 der RÄO. lautet: 


1) Der Reichsminister des Innern*) kann nach Anhörung der Reichsärzte- 


kammer einem im Ausland approbierten Arzt die Ausübung des ärztlichen 
Berufs innerhalb des Deutschen Reichs widerruflich gestatten. Er regelt das 
Nähere. 


2) Für die Befugnis zur Aubahan des ärztlichen Berufs in Grenzbezirken 


;. des Deutschen Reichs durch im Ausland approbierte Ärzte, die im Inland 
keine Niederlassung haben (Grenzärzte), gelten die hierüber abgeschlosse- 
nen zwischenstaatlichen. Verträge. 


'3) Im Ausland approbierte Ärzte, die zur Ausübung des ärztlichen Berufs 
innerhalb des Deutschen Reichs befugt sind, haben, soweit nicht eine ab- 
weichende Regelung getroffen wird, die gleichen Pflichten und Rechte wie 
die nach $ 2 bestallten Ärzte. 


Grenzbezirke: Gleichgestellt sind in den Grenzbezirken die in den Grenz- 


orten wohnenden Ärzte (vgl. ZO. 8 20), wenn mit den Nachbarstaaten 
..zwischenstaatliche, gegenseitige Verträge abgeschlossen sind. Ob solche 
' Verträge noch weiter in Kraft sind, muß für das entsprechende 
‚. Grenzgebiet von Fall zu Fall bestimmt werden. 


Zulassung: Die Zulassung ist ein öffentlich-rechtlicher Akt mit bindender 


Wirkung für die Ärzte und die Krankenkassen. Nur derjenige Arzt 
darf Kassenpraxis ausüben, der im ordentlichen Zulassungsverfahren 


‘ die Erlaubnis dazu erhalten hat. Eine Übertragung der Zulassung von 


einem Arzt auf einen anderen ist unstatthaft (grundsätzliche Ent- 
scheidung des Reichszulassungsausschusses Nr.39 vom 24. Mai 1935). 


Die erteilte Zulassung gewährt dem zugelassenen Arzt ein Recht, sie 


ist also persönlich. Mit der Zulassung ist der Arzt „unkündbar an der 
kassenärztlichen Versorgung der Anspruchsberechtigten“ beteiligt. 
Eines besonderen Vertragsäbschlusses bedarf es nicht. Der zugelassene 


*) Für die Länder haben die zuständigen Ministerien bzw. Behörden die Be- 
fugnis übernommen. 
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5 al läßt ‚äke: inecin dies a. ischeh es 


\ Kassenärztlichen Vereinigung und den -Krankenkassen bzw. Kranken- a 


 kassenverbänden für sich gelten und übernimmt das Recht und die 
Pflicht, nach den Bedingungen des Kollektivvertrages tätig zu werden. 
Der Kassenarzt ist verpflichtet, seine Tätigkeit zugunsten ’der: An- 


. „spruchsberechtigten auszuüben, gleichgültig, welcher der oben- 


_ genannten Krankenkassen sie angehören. Er kann sich dieser Pflicht 
nicht entziehen. Die kassenärztliche Tätigkeit endet durch den. Tod, 
durch das Wegziehen des Arztes aus dem Zulassungsbezirk, durch 
die persönliche Erklärung des Kassenarztes, keine Kassenpraxis mehr. 
auszuüben ($ 22) oder durch den Abschluß eines ordentlichen Ver- 


 fahrens vor den Zulassungsinstanzen, wenn ein wichtiger Grund in 


‘ der Person des Arztes liegt und den Krankenkassen und ihren Mit- 
"gliedern eine weitere kassenärztliche Tätigkeit des Arztes nicht mehr 
. zugemutet werden kann ($ 25 ZO.). Sie kann aber auch vorübergehend 
nicht ausgeübt werden, fh. ruhen (88 23—24 der ZO.). 


Die Krankenkassen oder Kassenverbände können nur durch ein Ver- 
fahren vor dem Zulassungsausschuß bzw. Berufungsausschuß' den 
? Ausschluß eines Arztes beantragen. Sie dürfen von sich aus keine 
Maßnahmen irgendwelcher Art treffen, andernfalls sind sie nach 
8& 823 BGB. schadenshaftpflichtig. Die Zulassung gilt ei; alle Kranken- 
kassen ($ 1a). 


Auch die Anspruchsberechtigten „fremder“, Steht orisansäisklirer 
Krankenkassen (Fremdkassen) haben en BEBERÜNET: 
dem Kassenarzt (8 1a). 


Die auge der Zulassung erschließt die asssussriiche Tätigkeit 
nur solchen Ärzten, die bestimmte sachliche, förmliche und persön- 
liche Voraussetzungen (88 15-20 ZO.) erfüllen. Daraus ergibt sich, 
daß andere Ärzte von einer regelmäßigen Tätigkeit für die Kranken- 
kassen ausgeschlossen sind. 


Übertragung. der Zulassung: Die Zulassung ist ein persönliches und kein 


dingliches Recht. Sie kann „nicht von einem Arzt auf einen anderen 
übertragen werden“ (grundsätzliche Entscheidung des Reichszulas- 
sungsausschusses Nr.39 vom 24. Mai 1935, DÄBI. 1936, Nr. 8, S. 230). 
Eine gewisse Ausnahme von diesem. Recht ergibt sich aus der Über- 
nahme einer elterlichen Praxis, wo nach Zustimmung des Praxis- 
inhabers der- sich bewerbende Abkömmling ohne Ausschreibung zu- 
gelassen werden kann ($ 19). In diesem Falle wird gewissermaßen 
die Zulassung des Elternteiles auf den „Abkömmling“ übertragen. 


Kassenärztliche Vereinigung: Die Kassenärztliche Vereinigung (KV.) ist 


der Zwangszusammenschluß aller kässenärztlich tätigen Ärzte. Sie 
ist Trägerin der kassenärztlichen Versorgung der Kassenmitglieder 
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i "und deren anspruchsberechtigten. "Angehörigen. sowie Ka Peisanant Er 
ir (@. B. Zugeteilten), deren Versorgung mit Kassenleistung die Kasse x 
“ übernommen hat. Sie ist eine öffentlich-rechtliche Körperschaft. Die 5 
Ärzte werden spätestens mit der Zulassung Mitglieder kraft Gesetz 
8 368a RVO. Sie können aber bereits nach Eintragung in das Arzt-. 

register ihr beitreten. Die Mitgliedschaft als Pflichtmitglied endet mit 


dem Ausscheiden aus der Kassenpraxis, sie kann aber als Mitglied . 


' fortgesetzt werden. Sie endet immer mit dem Tode. 


Ri Die Kassenärztliche Vereinigung ist ein Selbstverwaltungskörper der 
' Kassenärzte; die Pflichten und Rechte der Kassenärzte ihr BER ERRER 


sind in einer Satzung niedergelegt. 


Sie ist Vertragspartner der: Versicherungsträger in der Sozialversiche- ’ 
‘rung. Die Verträge haben für jeden Kassenarzt Gültigkeit. Die Kassen- 


ärztliche Vereinigung überwacht die kassenärztliche Tätigkeit und das 


ii Prüfungswesen und verteilt das Gesamthonerar. 


| Organisationsaufbau der Kassenärztlichen Vereinigung in der britischen 


N 1 


Zone: Die Kassenärztliche Vereinigung baut sich als Organisation der 
Kassenärzte auf. Die Kassenärzte einer Kreisstelle als unterstem Ver- 


. waltungsbezirk sind alle diejenigen Ärzte, die innerhalb dieses Be- 
.zirks ihre Praxis ausüben oder für diesen Bezirk ins Arztregister 
‚eingetragen sind. Die Bezirksstellen köhnen in größeren Ländern: 


gebildet werden, ihr gehören alle in diesem Bezirk ärztlich tätigen 
Ärzte an; ferner die im Arztregister eingetragenen Nichtkassenärzte. 
Kein Arzt kann mehreren Bezirksstellen angehören. Bei den Bezirks- 
stellen werden meistens .bereits die Zulassungsausschüsse ‚gebildet 
und damit auch die Arztregister geführt (vgl. $ 26, 2 ZO.). Die-Landes- 


‘stellen werden für jedes Land gebildet, ihr gehören alle im Bereich 


der Landesstelle tätigen Kassenärzte an. Außerdem -können ihr auch 
solche Nichtkassenärzte angehören, die im Arztregister eingetragen 


"sind. Die Zentrale ist die Kassenärztliche Vereinigung der britischen 6 
Zone, ihr gehören alle Ärzte an, die in ihrem Bereich tätig und im 


Arztregister eingetragen sind. In der amerikanischen Zone 


‚sind ebenfalls wie auch in der französischen Zone wieder 


Landesstellen der Kassenärztlichen Vereinigung gebildet. 


‘Durch eine Arbeitsgemeinschaft sind die Landesstellen der 


Kassenärztlichen Vereinigung RÜS PERLE EPR NEN Der Sitz der \ 
. Arbeitsgemeinschaft ist Bad Nauheim. 


Rechtsgrundlage der Kassenärztlichen Verde Die Hechtngnkne 
. lage für das geltende Recht ist die „Verordnung über die Kassenärzt- 
- liche Vereinigung Deutschlands“ (2. August 1933, RGBLI, S. 567, 
» DÄBI. S. 217) und die „Satzung der Kassenärztlichen Vereinigung 


Deutschlands“ (31. Oktober 1933) mit der NORIERE,, des Reichsführers 
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x ” Bedktllch Hesichungen zwischen Kassenarzt und Kassenärztlicher Ver- 


3 einigung: Die Beziehungen zwischen den Kassenärzten und der 


Br Kassenärztlichen Vereinigung sind berufsständischer und damit öffent- 


lich-rechtlicher Natur. Der Kassenarzt ist durch seine Zulassung nicht 
nur berechtigt, sondern auch verpflichtet, kassenärztlich tätig zu sein. 


. Diese Berechtigung und Verpflichtung besteht gegenüber der Kassen- 


ärztlichen Vereinigung, die ihm auch seinen Anteil an.der kassen- 
ärztlichen Gesamtvergütung auszahlt. Sein Verhältnis zur Kassen- 


i ärztlichen Vereinigung ist aber nicht das eines Angestellten oder Be- 


. amten, denn es fehlt sowohl ‚der Abschluß eines Privatdienstvertrages 
als auch der mit der Anstellung eines Beamten verbündene öffent- 
liche Verwaltungsakt: 


Durch die Zulassung erhält der Arzt gewissermaßen eine Konzession, 
die es ihm ‚erlaubt, die Kassenpraxis auszuüben. Mit ihr ist aber - 
gleichzeitig eine Verpflichtung zum kassenärztlichen Dienst ausge- 


sprochen. Dem Kassenarzt, der-dieser Verpflichtung nicht nachkommt 


‚x oder sie gröblich verletzt, kann die Zulassung entzogen werden 
($ 25,2, 3). Die kassenärztliche Versorgung wird von der Kassenärzt- 
‚ lichen Vereinigung sichergestellt. Der einzelne Arzt nimmt an ihr teil. 


„Die Tätigkeit des Kassenarztes ist eine Art genossenschaftliche Be- 
tätigung. Die Kassenärztliche Vereinigung läßt sich mit einer Ge- 
nossenschaft vergleichen, in der die einzelnen Kassenärzte die Stel- 


lung von Genossenschaftsmitgliedern einnehmen. Der Anteil, den der, 
einzelne Kassenarzt erhält, hat die Bedeutung eines Anteils am Ge- 
 samtertrag, den die Kassenärzte in ihrer Gesamtheit für die Kassen- 


ärztliche Vereinigung erarbeitet haben.“ (Boller-Hub.) 
Die kassenärztliche Behandlung ist vergesellschaftet. 
Die Kassenärztliche Vereinigung ist- die alleinige Trägerin der Be- 


ziehungen zu den Krankenkassen -in der Sozialversicherung. Sie kann i 


aber als juristische Person die kassenärztliche Versorgung alleine 
nicht durchführen und bedient sich hierzu der Kassenärzte. Der Kassen- 
arzt ist „Erfüllungsgehilfe“ der Kassenärztlichen Vereinigung, ohne 
‚hierbei seine selbständige Persönlichkeit aufzugeben. 


Die Kassenärztliche Vereinigung hat damit die Gesamthaftung über- 


nommen.und ein Verschulden eines Kassenarztes so zu vertreten, als 
ob es ihr eigenes Verschulden wäre ($ 278 BGB.). Die Kassenärztliche 
Vereinigung-kann ihrerseits für den Schaden, der ihr aus der Gesamt- 
haftung entsteht, den schuldigen Kassenarzt zur Rechenschaft ziehen. 
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. hierzu (2. November 1933, DABI. S. 5764), sowie die RAO. ($ 36,2. 
Diese Bestimmungen haben noch heute Gültigkeit, doch dürfen. die 
 nationalsozialistischen Vorschriften, die darin enthalten sind, "nicht 


Ba angewendet werden. Eine Neufassung der Satzungen ist notwendig. EN 


hmiiteihare "Rechtöbeziehungen . bestehen zwischen: ‘den Kassenärzten 


\ 


und der Kassenärztlichen Vereinigung, zwischen der Kassenärztlichen 
Vereinigung und den Kassenverbänden, zwischen den Kassenverbänden 
und den einzelnen Krankenkassen, zwischen der Krankenkasse und 
den Kassenmitgliedern. Es bestehen keine unmittelbaren Rechts- 
verhältnisse zwischen Arzt und Krankenkasse und zwischen Arzt und 
'Kassenpatient. 


Rechtliche Beziehungen des Kassenarztes zur Krankenkasse: Durch den 


Gesamtvertrag und die Übernahme einer Sicherstellung der kassen- 


ärztlichen Versorgung durch die Kassenärztliche Vereinigung ist diese 


die Trägerin der vertraglichen Beziehungen. — Der einzelne Arzt 
steht in keinem Vertragsverhältnis zu den Krankenkassen? oder 
Kassenverbänden. — Dies ergibt sich aus der Honorarzahlung. Die 
Zahlung der Gesamtvergütung durch die Krankenkassen enthebt diese 


‚jeder Verpflichtung dem einzelnen Arzt gegenüber. Der Arzt kann 


seinen Honoraranspruch nicht gegenüber der Krankenkasse, sondern 
nur gegenüber der Kassenärztlichen Vereinigung geltend machen. 


Rechtliche Beziehungen zwischen Kassenarzt und Kassenmitglied: Die 


Berechtigung und Verpflichtung eines Arztes zur Teilnahme an der: 
kassenärztlichen Versorgung besteht nur noch der Kassenärztlichen 
Vereinigung gegenüber ($ 1c). Ein Kassenmitglied kann deshalb den 
Kassenarzt nicht aus eigenem Recht zwingen, ihn zu behandeln. Er 
muß sich im Weigerungsfalle an die Kassenärztliche Vereinigung. 
wenden. Diese hat’das Recht, nach der Satzung der Kassenärztlichen 
Vereinigung (8 8 KV.-Satzung) gegen den Kassenarzt einzuschreiten, 
wenn dieser zu Unrecht die Behandlung eines Kassenmitgliedes ab- 
lehnt (Boller-Hub). 


‘Nach Übernahme der Behandlung durch den Kaäassenarzt ist ide 


ihm und dem Kassenmitglied ein privatrechtlicher Dienstvertrag zu den 
vertraglich zwischen Kassenärztlicher Vereinigung und den Kranken- 


-kassen vereinbarten Bedingungen zustandegekommen (88 611 ff.BGB.) 


Krankenschein und Vertrag: Der dem Kassenarzt vor der Behandlung. 


zu übergebende Krankenschein hat nur die Bedeutung eines urkund- 
lichen Ausweises. Er kann nicht als Beleg für den Abschluß eines 
Vertrages zwischen Kassenarzt und Krankenkasse gewertet werden. 


yr! BesnRretliche Versorgung: Die- kassenärztliche Versorgung ist die ärzt- 


. liche Versorgung nach den Vorschriften der RVO., den Richtlinien 


und Bestimmungen für den kassenärztlichen Dienst und den Be- 
stimmungen des abgeschlossenen Vertrages. -Auf diese Vorschriften 
mit ihren Rechten und Pflichten begründet sich die durch die Zulas- 
sung ausgesprochene Tätigkeit des Kassenarztes. 
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Beginn der Zülasung: Die Zulassung‘ ist mit den Zustellung RER Be- Fr 
schlusses ausgesprochen, sie wird aber erst nach Ablauf der Berufungs- 
fristen rechtskräftig. Durch’ die Berufung wird sie gehemmt. — Sie 

BE: wird unwirksam durch Erklärung des Arztes, daß 'er die Zulassung Ih 

©. nicht annimmt ($ 33). 


@ I. Zulassung von einem bestimmten Tag: Die Zulassung kann mit Rück- 
RR. sicht auf die Abrechnung mit Wirkung von einem bestimmten Tag 
ausgesprochen werden. 


: _ Anspruchsberechtigte: Anspruchsberechtigt sind neben den Versicherten : 
VE die unterhaltsberechtigten Ehegatten und Kinder, wenn diese sich im 
5 Inlarid aufhalten und nicht anderweitig einen gesetzlichen AHRBT OB 
RR auf Krankenpflege haben. 

Als Kinder gelten: 

. die ehelichen Kinder, | | ö 

. die für ehelich erklärten Kinder, 

. die an Kindes Statt angenommenen Kinder, 

4. die unehelichen Kinder eines männlichen Versicherten, wenn seine 
Pr . Vaterschaft festgestellt ist, 

0.5, die unehelichen Kinder einer Versicherten, -, 

-6. die Stiefkinder und die Enkel, wenn sie vor Eintritt des Ver- 


»wm- 


worden sind. 


Die Satzung der Krankenkasse kann die Ansprüche auch auf sonstige An- 

. gehörige ausdehnen, die mit dem Versicherten in häuslicher Gemein- 
ae schaft leben, von ihm ganz oder überwiegend unterhalten werden und. 
hg sich im Inland aufhalten. Sie kann ferner bestimmen, daß für Kinder 
; 2. Bber eine bestimmte Altersgrenze hinaus ein Anspruch nicht besteht. 


„Bansenärste: Als Kassenärzte gelten nur die ordnungsmäßig zugelassenen 
behandelnden, freipraktizierenden Ärzte. — Vertrauensärzte sind 
/ "keine Kassenärzte im Sinne der Zulassungsordnung. Ebenso sind Be- 
 triebsärzte, Werkärzte, Fabrikärzte keine Kassenärzte, sie können 
= aber durch den Zulassungsausschuß eine Genehmigung für eine be- 
schränkte kassenärztlichke Tätigkeit in ihrem Betrieb erhalten 
 (& 20, 1 ZO.). Auch die Ärzte, die zur Behebung eines Notstandes, 
zZ, B. der Versorgung eines Lagers mit der Tätigkeit eines Kassenarztes 
beauftragt werden (ZO. $ 20), sind keine Kassenärzte im Sinne der 
Zulassungsordnung. 


Kassenarzt nur als Hauptberuf: „Die Kassenpraxis kann nur als Haupt- 
beruf ausgeübt werden. Ein fest angestellter Arzt, der in Ausübung 

Be; seines Dienstes den ganzen Tag ee ist, kann nicht ee! 
Kassenarzt sein.“ : 


(Grundsätzliche Entscheidung des Reichszulassungsausschusses Nr. 23 vom 
20. Februar 1935, DÄBI. 1936, Nr. 1, S. 42.)- 
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‚sicherungsfalles von dem Versicherten überwiegend unterhalten 


mn. a BR | 
Zur Ausübung der Kassenpraxis im Sinne des $ 1’sind, von drin- 
genden Fällen abgesehen, nur Kassenärzte berechtigt. RR IE 


s ; N R * ’ ® 4 
Kassenpraxis: Die Heranziehung von nicht Auch die Zulassungsaus- 
schüsse ordnungsgemäß zugelassenen Ärzten zur allgemeinen Kassen- 
praxis ist unzulässig (vgl. Reichsschiedsamt vom 10. April 1926 und 
. 7. Mai 1927). | | SR 


Berechtigung der Aksabikns der Kassenpraxis: Berechtigt sind. = zu- 
gelassenen Kassenärzte. Unter ihnen hat der Kranke die freie Wahl 
nach Maßgabe der Bestimmungen der Vertragsordnung. 


ie Die an der Kassenpraxis beteiligten Ärzte (8 17,3, $ 20, 1) haben unter 
den gleichen Bedingungen für das Ne NEBEN BREI die Bler- 
chen Rechte wie die Kassenärzte. 


Notfälle: In dringenden oder Notfällen kann die ärztliche Behandlung 

‚. auch durch Nichtkassenärzte erfolgen. Als dringende oder Notfälle 
sind solche Erkrankungen der Anspruchsberechtigten anzusehen, bei 
denen ohne Gefahr für Leib oder Leben des Patienten die sofortige 
Behandlung durch einen Arzt oder Facharzt nicht aufgeschoben wer- 
den kann (Reichsschiedsamt 27. Januar 1932). Die Behandlung des 
nichtkassenärztlichen Notarztes erstreckt sich meistens nur auf die 

. erste Leistung. Auf diese ‚hat er — von seltenen Ausnahmen 'ab- 
gesehen — auch nur Anspruch auf. Bezahlung. Nur natürliche (reine 
juristischen) Personen können Nothilfe, leisten. 


Weiterbehandlung bei Notfällen; Nur‘ „wenn die Gefahr einer Ver- 
schlimmerung oder einer erheblichen Steigerung oder Verlängerung 
der Schmerzen oder die Beeinträchtigung der ärztlichen Behandlung . 
die Wahl eines anderen Arztes nicht möglich macht, kann der An- 
spruchsberechtigte über die erste Behandlung hinaus‘ von einem 
Nichtkassenarzt weiter behandelt werden“ (Versicherungsamt Kreuz- 

. nach 2. Juli 1920, Bayer. Landesversicherungsamt 11. Oktober 1918). 
— Behandelt ein Nichtkassenarzt über die zur. Abwendung von Ge- 
fahren für Leib und Leben des Patienten notwendige Inanspruch- 
nahme trotzdem weiter, so hat dieser Verstoß gegen die Bestim- 
mungen keine strafrechtlichen Folgerungen, doch hat der Arzt keinen 
Anspruch an die Kassenärztliche Vereinigung auf NIENTUSR seiner 
Leistungen. 
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a KAPITEL I ei TuS Re 
4 Arztregister N). 


E:. E a u ss 


seines Wolnattees eingetragen sein, die Arad in ein anderes ER, 
' ‚Register ist nicht zulässig. Über die IDTABRNE erhält er eine “ 
Bescheinigung. Yes N 


. Für kriegsgefangene Kiste könden die Angehörigen oder PR 5 
Beauftragte deri Antrag auf die Eintragung stellen, s$ aa sind | 
sinngemäß anzuwenden. ' | NR ER 


Rt) Der Antrag muß folgende Angaben enthalten: Ki 
. a) Personalien des Arztes, gegebenenfalls are die seines Ehe- | 
. „gatten und seiner Kinder, i a 3 & 
b) den Tag der Approbation als Arzt, RE 

| c) die Anschrift, | I N: 

ee. d) den Tag, an dem die Tätigkeit als Arzt begann und die Art ' Re 

00... dieser Tätigkeit. “ 


‘In dem Antrag ist anzugeben, wann die Kassenpraxis frühestens - , 
„aufgenommen werden kann. | 

g Dem Antrag sind beizufügen: | Rn 
mE Geburtsurkunde, - . .. .... | wi a 
_  b) Nachweis der Approbation, rat 
ee 9) Bescheinigung über die bisherige Tätigkeit als Arzt, 

-:d) Spruchkammerbescheid. 


Falls der Arzt bereits niedergelassen ist, ist eine Bescheinigung 
der Ärztekammer über Ort und Daüer der ‚Niederlassung bei- 
. zufügen. Falls der Antragsteller bereits zur Kassenpraxis RR 
lassen ist, ist der entsprechende Nachweis zu führen. 


Bi (4) Können die in Absatz 3 bezeichneten Unterlagen nicht Be a 
werden, so ist der nachzuweisende Tatbestand auf andere Weise 
glaubhaft zu machen. 


6) Der Bewerber hat eine Erklärung Beizufügen, aus des sich da & 
Ergebnis oder der Stand der Überprüfung seiner politischen Ver- 
gangenheit erkennen läßt. 


rk 
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KL Arztregister: Das Arztrepisier ist Iren listeninäßige Erfassung aller Kassen- ) 
0. ärzte, der an der Kassenpraxis beteiligten Ärzte und der sich um die 

 .. Kassenpraxis bewerbenden Ärzte. Die letzteren werden in der Reihen- 
folge ihrer Bewerbung eingetragen. Das Register muß laufend nume- 

 riert sein und eine Unterscheidung der Kassenärzte, der „Nichtkassen- 
DIR > der Bewerber und der für bestimmte Aufgaben ($ 20) an der 
. Kassenpraxis beteiligten Ärzte erkennen lassen. Fachärzte. und prak- . 
‚tische Ärzte müssen gekennzeichnet werden. 


. Zweckmäßig dürfte es sein, neben dem eigentlichen Register noch eine 
. alphabetische Kartei mit verschiedenen Farben oder Reitern  ein- 
\ KR zurichten und eine zweite alphabetische Kartei der einzelnen Gruppen 
zu führen. So hat man jederzeit eine einwandfreie Übersicht und kann 
nach dem Namen auch die Nummer der Liste aufsuchen. 


Reihenfolge der Eintragung: Bei der Eintragung ist die Reihenfolge der 
' Meldung der Bewerber für die spätere Zulassung eventuell von Wich- 
tigkeit, so daß das Eintragungsdatum genau beachtet werden muß. 


Be Registerzwang: Die Eintragung in das Arztregister ist die unabdingbare 
Voraussetzung für die Zulassung. a 


R Wohnsitz: Als Wohnsitz gilt der Ort der polizeilichen Anmeldung. 2 


Die Eintragung des sich um die Kassenpraxis bewerbenden Arztes erfolgt 
auf Antrag in das Arztregister, zu dem sein Wohnsitz gehört. Er 
. braucht sich im Gegensatz zu früher nur in diesem einen Register- _ 
bezirk eintragen zu lassen. Beim Verzieheri in einen anderen Register- 
„bezirk muß der Bewerber sich umschreiben lassen. Er muß ebenfalls 
„von Amts wegen“ umgeschrieben werden, wenn er in einem anderen 
Registerbezirk als dem der/Eintragung zugelassen wird. Äuch die nach 
"8 17,3 und $ 20 an der Kassenpraxis beteiligten Ärzte müssen ein- 
getragen sein; sie sind aber besonders kenntlich zu machen. 


Nichteintragung juristischer Personen: Nur physische Personen können 
in das Arztregister eingetragen werden, nicht aber Institute, also 
juristische Personen. Für die zu Ausbildungszwecken an der kassen- 
ärztlichen Tätigkeit beteiligten „Universitäts-Polikliniken“ muß eine N 

‚ vertragliche Sonderregelung getroffen werden. Sie gelten nicht als 
 Kassenärzte und werden in der Verhältniszahl nicht mitgezählt. 


" Arztregister-Bescheinigung: Die Ausstellung einer Bescheinigung über die 
: erfolgte "Eintragung ist neu, vereinfacht aber die Bewerbung um eine 
Kassenarztstelle, da die Vorlage der Bescheinigung auch in fremden 
Registerbezirken genügt, um den Bewerber um eine Kassenpraxis als 
solchen kenntlich zu machen. Eine zentrale Kartei ist daher auch nicht 
mehr erforderlich. Die Bescheinigung. muß neben den Personalien des 
Bewerbers den Zeitpunkt der Eintragung, die eintragende register- 
führende Stelle und gegebenenfalls das Fachgebiet enthalten. 
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> Betr.: ung ins Arztregister RR fe “it mie 


WR .. Sie sind ins Arztregister der Kassenärztlichen ENSTOINIEUNE, Körperschaft Ten 
Be, öffentlichen Bertts, ‚Bezirkssteller Zu. an... cne sa ne 4 
} AR, 1. von Amis wegen , 
Be Ei e ..a) als zugelassener Kassenarzt 
et BR K- " b) als an der kassenärztlichen Versorgung beteiligter Arzt 


2. auf Ihren Antrag hin als Anwärter auf die Kassenpraxis 
Kal BE el A unter 'Nr:r..%. .; eingetragen. 
u i Kassenärztliche Vereinigung 


% en A PR „den.. ern - Bezirksstelle...... een 
ag Gesähärierührer 
I, Kriegsgefangene Ärzte! Ärzte, die an in Kriegsgefangenschaft befinden, | 
Bee können durch einen Beauftragten; der kein Familienangehöriger zu ° 
er sein braucht, den Antrag auf Eintragung stellen. Die nicht beizubrin- 
3 genden Unterlagen können in diesen Fällen nachgeliefert werden, doch ° 
Se sollen die Personalangaben möglichst vollständig nachgewiesen werden. 
. ‚Antrag auf Eintragung: Der Antrag, der schriftlich gestellt werden muß, 
-muß neben den Angaben der Personalien des Arztes bei Verheirateten 
Personalien der Ehefrau und gegebenenfalls seiner Kinder ent- 
‚ halten, ebenso den Zeitpunkt und den Ort der Approbation, seine. \ 
. gegenwärtige Wohnung und den Tag, an dem er seine ärztliche Tätig- 
‚keit aufgenommen hat. Die Art dieser Tätigkeit kann am Kranken- 
haus, in einer Fürsorgestelle oder freien Praxis oder im Angestellten- 
oder Beamtenverhältnis eines Staates oder einer Gemeinde sein. Bei- 
zufügen. ist neben der Geburts- und Approbationsurkunde eine Be- Be: 
: scheinigung über die bisherige ärztliche Tätigkeit, die bei Beschäfti- 
HR En gung im Angestelltenverhältnis durch. den Arbeitgeber auszustellen 
ist, in der freien Praxis durch die zugehörige Ärztekammer. ‚Der 
‚Spruchkammerbescheid bezieht sich in erster Linie auf die ameri- | 
ENG kanische Zone; in der britischen: genügt die Beibringung einer Er-. 
» klärung nach $ 3 Abs. 5. 


' Aufnahmemöglichkeit der Kassenpraxis: Im Aktede muß uiigesaen E 
werden, wann der Antragsteller frühestens die Kassenpraxis auf- 
u nehmen kann. Lösungsmöglichkeiten bestehender Verträge müssen 

‚aufgeführt werden. Nicht immer wird der sich bewerbende Arzt schon 
den Zeitpunkt der eventuellen Aufnahme der Kassenpraxis angeben 
können. Man kann ihm auch nicht zumuten, daß er bestehende An- 

E au stellungsverträge bereits vorher- kündigt. Es genügt die Angabe, daß SR 

RER nach erfolgter Zulassung die Möglichkeit besteht, daß zum nächsten 

'Monatsersten oder ähnlich der bestehende Vertrag gelöst werden und. 

es die Kassenpraxis dann aufgenommen werden kann. 2 

_ Verlorengegangene Unterlagen: Sind die im Absatz 3 geforderten Unter- 
lagen nicht®vollständig oder nicht im Original vorhanden, so genügt 
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VDE LT ALBIN NEINORHEREN Perg KERNE Re Sa N Re 


ER Nachweis in Janderer Form (Wotokopien, esiauhiei Abschriften, A 
‚ eidesstattliche Erklärung). % NS 


Politische Überprüfung: Falls kein Shui kam beach vorliegt, muß 
fi . der Bewerber auf andere Weise die politische Unbedenklichkeit nach-. 
©... weisen. 


Nachweis der bereits erteinlen; 'Nieieiisenig: Bei bereits niedergelas- 
senen Ärzten muß der Bewerber sich von seiner zuständigen Ärzte- 
‘ kammer eine Bescheinigung über Ort, Art und Dauer- seiner erfolgten 
Niederlassung ausstellen lassen. Sie ergänzt die Angaben nach $ 3 
Ziffer 3d. 


BR Kassenärztliche Bewerber: Will ein bereits früher zugelassener Kösiehe 
| arzt, der in ‘keinem Register eingetragen ist, sich in seinem neuen 
Wohnort um eine Kassenarztstelle bewerben, so muß er seinem An- 
trag eine Bescheinigung über seine frühere kassenärztliche Tätigkeit 
beifügen ($ 3 Ziffer 4 gilt sinngemäß). Diese Vorschrift bezieht sich in 
© 0... „erster Linie auf die Eintragung von vertriebenen Ärzten; die bereits 
N H "© in ihrem Heimatort Kassenärzte waren und sich jetzt in das Arzt- 
% register ihres Wohnortes eintragen lassen. Ein. bereits ordnungsgemäß - 
in einem Register eingetragener Kassenarzt kann sich ohne weiteres 
um eine ausgeschriebene Kassenarztstelle (8 10). li '@ı 
Ziffer 157). \ 


ir. 


ie. E 
a) Für den Bezirk eines jeden Zulassungsausschusses führt ‚die ; 
'kassenärztliche Vereinigung ein Arztregister. 


(2) Über Eintragungen (Neueintragungen, Änderung oder Strei- 
‚chung) im Arztregister entscheidet die Stelle, bei der das Arzt- 
register geführt wird. Auf "Beschwerde entscheidet der Zulas- 

. sungsausschuß endgültig. 


Registerführung: Die Führung des Arztregisters' liegt bei der: Kassen- 

'. ärztlichen Vereinigung. Ob innerhalb einer Landesstelle mehrere Zu- 
lassungsausschüsse gebildet werden, ergibt sich aus den praktischen 
Notwendigkeiten. Im allgemeinen wird bei jeder Bezirksstelle ein _ 

Zulassungsausschuß gebildet. Die Kassenärztliche Vereinigung be- 
stimmt die registerführende Stelle innerhalb des Zulassungsbezirks. 


Eintragung: Über Eintragung, Änderungen, Streichungen entscheidet die 
registerführende "Stelle, d.h. der kassenärztliche Vorstand einer Be- 


- 
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Br ; ehe liegt nicht bei dem reginiertühnenden Angestellten. BRree 
 sehwerden über die Eintragung müssen dem Zulasslngenusschuß: vor 


gelegt werden, der endgültig entscheidet. * 


? 


RR Beschwerden über Eintragungen: Yerchwarden über hbeelehnte: Ein- 2 EN 


tragungen, Änderung der. Eintragung, Streichungen (8 8), Vermerke 
.(8 6) müssen :vom Antragsteller dem Zulassungsausschuß schriftlich : 


. ‚in dreifacher Ausfertigung ($ 34) vorgelegt werden; dieser entscheidet: 5 5 y 
mit Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit gilt der Antrag Als ab- 0% 


- gelehnt. 
 Gebührenfreiheit der Registereintragung: Die Eintragung in das Be 


‚ lassung eine Gebühr (DM 5,— [8 42]) amıtet werden. 
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a ni 160) Die Eintragung ist einem Arzt nur zu Veisägen. wenn er nicht die 
TR? # deutsche Approbation besitzt, sich nicht im Besitze der bürger- 
h x ; lichen Ehrenrechte befindet oder wenn ihm die Berufsausübung 
: auf Grund gesetzlicher Bestimmungen untersagt 180, :%: 


 (2)Ein Arzt, der die deutsche Approbation . nicht besitzt, ist jedoch 


lichen Versorgung nach $ 20 Abs. 2 gestattet ist. 


(&) Die Kassenärzte sind im Arztregister besonders kenntlich zu. 
machen. 


KR i Deutsche Approbation: Der früher verlangte Nachweis der deutschen 
0. Staatsangehörigkeit ist nicht mehr erforderlich. Es genügt, daß der . 
En: Bewerber nachweist, daß er in Deutschland approbiert wurde. Den 


2... beifügen (vgl. $ 3, 3b). 


register ist gebührenfrei. Dagegen muß mit dem Antrag auf Fu vi 


dann einzutragen, wenn ihm die Teilnahme an der kassenärzt- Re 


Nachweis der Approbation muß er seinem AOMRAE auf Eintragung En 


$  . -Polizeiliches Führungszeugnis: Der Nachweis, daß der Bewerber im Be- | 


0... sitze der bürgerlichen Ehrenrechte ist, muß auf Verlängen durch ein 
NY . polizeiliches Führungszeugnis beigebracht werden. Die Beibringung' 

ist aber nicht bei jedem Antrag auf Eintragung erforderlich, sondern - 
_ nur dort, wo Zweifel auftreten. ir 


Berufsverhot: Wenn einem Arzt durch ‘gerichtliche RN berufsgericht- 
liche rechtskräftige Urteile oder auf Grund .der Reichsärzteordnung 
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We 2e eh ’ RE ER Re \ 


‘ 
vh 


AN A | die Berufsausübung verboten ist, muß die Eintragung versagt bleiben. 


eis Wenn die Bestallung zurückgenommen ist ($ 5 RAO,), gilt der Be- Be 


 werber nicht mehr als Arzt. 


Ya N 7 RÄO. lautet: 


„(1) Die Befugnis zur Ausübung des ärztlichen Berufs ruht, wenn die zu-. 
ständige Behörde feststellt, daß dem Arzt infolge eines körperlichen Ge- 
' brechens oder wegen Schwäche seiner körperlichen oder geistigen Kräfte 
oder wegen einer Sucht die für die Ausübung des ärztlichen Berufs er- 
forderliche Eignung oder Zuverlässigkeit fehlt. Die Befugnis lebt wieder 

auf, sobald die Behörde ihre Feststellung aufhebt. 

Pig, ? » (2) Vor der Feststellung oder mes EHER? ist die Reichsärztekammer 
fr FANG, zu hören. ; 
b { (3) Der Reichsminister des Innern kann bestimmen, inwieweit die Befugnis 

zur Ausübung des ärztlichen Berufs wegen Doppelverdienertums ruht.“ 


Die Befugnisse des Reichsärzteführers sind auf die Landesärzte- 


kammern übergegangen. — Für den Innenminister entscheiden die 
entsprechenden Ministerien der Länder. 


Die Eintragung ausländischer Ärzte: Ausländische Ärzte, denen nach a5 


$ 20 Absatz 2 die kassenärztliche Tätigkeit gestattet ist, müssen eben- 
falls im Arztregister eingetragen werden. 


‚ Eintragung der nach $ 20 an der kassenärztlichen Versorgung beteiligten 
Ärzte: Aus diesem Absatz der Zulassungsordnung, der ebenfalls die 
; Kir Eintragung ausländischer Ärzte verlangt, geht unzweifelhaft hervor, 
2 daß auch die an der Kassenpraxis beteiligten oder mit bestimmten 
' Aufgaben der Kassenpraxis beauftragten Ärzte nach $ 20 in das Arzt- 
register einzutragen sind (vgl. $ 3 Ziffer 3). 


_ Versagungsgründe für die Eintragung: Drei wesentliche Versagungs- 

- gründe für die Eintragung werden hervorgehoben (89,1: Keine 
‚deutsche Approbation, keine bürgerlichen Ehrenrechte, keine Er- 
laubnis zur Berufsausübung. — Die formalen Eintragungserforder- 
nisse regelt $ 3. — Wenn diese Bedingungen erfüllt sind, darf die 
"Eintragung nicht versagt werden. Wichtige, in der Person des 
Arztes liegende Gründe, die für die Zulassung von Bedeutung sind 
(vgl. $ 16), sind kein Hinderungsgrund für die Eintragung. Sie können 
aber durch Vermerke ($ 6) den Zulassungsinstanzen zur Kenntnis 
gebracht werden. 

Be Erfolgte Eintragung: „Die Eintragung bedeutet nicht, daß der Hihsetrakere 
als zulassungsfähig anerkannt wird; Ob er zulassungsfähig ist, ent- 
‚scheidet sich erst im Zulassungsverfahren.“ (Haedenkamp.) 


B 'Kenntlichmachun®® der Kassenärzte: Die Kassenärzte müssen im Arzt- 
- register besonders kenntlich gemacht werden. Dies kann durch be- 
sondere Vermerke oder durch farbige Buchstaben geschehen (ver- 
gleiche 8 5,3 ZO. „Arztregister‘). Zweckmäßig. dürfte es sein, daß die 
Kassenärztliche Vereinigung hierüber einheitliche - Vorschriften Ka 

| ausgibt. 
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Ad K a) Tatsachen, die für die Zulassung oder ihr Ruhen von Bedeutung n 


"sind, werden von Amts wegen oder auf Antrag des Arztes oder % 
einer Gruppe des Zulassungsausschusses im Amtsregister ver- - 


_ merkt. 


@) Der Arzt ist vor der Eintragung des Vermerks zu hören, falls. er 


den Vermerk nicht selbst beantragt hat. r 


® Die Eintragung des Vermerks oder die Ablehnung des‘ Kata Ye 
ist dem Arzt und gegebenenfalls dem Antragsteller mitzuteilen. ä 


‚von Amts wegen heißt, daß es keines besonderen Antrages beiiarf: daß 
, „vielmehr Tatsachen, gerichtliche und ehrengerichtliche Strafen, die 
- wegen Vergehens in der Ausübung des ärztlichen Berufes ausgespro- 
chen sind, von der registerführenden Stelle ohne weiteres eingetragen 
werden. Ebenso sind Verstöße gegen die Vertragsordnung $ 43, wo. 


der Kassenarzt die ihm obliegenden Verpflichtungen „nicht oder nicht 


"in der gehörigen Weise“ ‘wahrgenommen hat und deswegen in Strafe 


genommen wurde, von Amts wegen einzutragen; (Sonnenberg, „Das 


‘ neue Kassenarztrecht“, Seite 64). Tatsachen, die für die Zulassung 
wichtig sind: anderweitige Beschäftigung, Beamten- oder Angestellten- 
' verhältnis, regelmäßige Nebeneinnahmen, DM 400,— bzw. 500,— 


($ 17 ZO.), müssen von Amts wegen, wenn'sie bekannt sind, ein- 
getragen werden. Schwer körperlich Behinderte, Schwerbeschädigte, 


vom nationalsozialistischen System Verfolgte und bevorzugte Bewer- 
‚ber ($ 18 Ziff.2,1) können diese Tatsachen eintragen lassen. Aber 
auch Kenntnisse über in der Person des Arztes liegende Mißstände, 


wie Trunksucht, Rauschgiftsucht müssen durch Hinweis auf die Re- 


gisterakten vermerkt werden. Der Antragsteller kann Vermerke ein- 
‚tragen lassen, daß für einen gewissen Zeitabschnitt von seiner Zu- 


lassung abzusehen ist oder daß er diese nur für einen "besonderen 
Arztsitz beantragt. i 


Ungültige Vermerke: Vermerke, die En Biischlichen Verhältnissen 


widersprechen oder unzutreffend geworden sind, sind ohne rechtliche 
Wirkung (Reichsschiedsamt 30. März 1928). Hieraus geht hervor, ‚daß 
der Zulassungsausschuß alle Vermerke bei der Zulassung ‘oder. bei 


. einem Verfahren vor dem Ausschuß auf seine noch. bestehende recht- 
liche Gültigkeit nachprüfen muß. , | 
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Anlaanibereehe für Veran. Aukragsberedtikt für Eintragungen im "0% 
Arztregister sind sämtliche Ärzte und Krankenkassen des betreffen- 
‚den Registerbezirks, ebenso wie die Untergliederung der Kassenärzt- Hi 


‚lichen Vereinigung und der Kassenverbände (vgl. auch $ 1a). 


Auhörön des Bewerbers: Bei allen Vermerken :muß der Arzt vorher. ge- er 


hört werden, falls er nicht selbst den Antrag auf Eintragung gestellt 


hat. In Zweifelsfällen entscheidet die registerführende Stelle endgültig 


über die Eintragung des Vermerkes. Ein Beschwerderecht ist nicht 
gegeben, doch könnte bei sinngemäßer Anwendung (vel.. 8$ 4, Abs. » 
- der ‚aulassungsaußschuß endgültig entscheiden. 


ei Mitteilung des eingetragenen Vermerkes: Wenn ein Vermerk eingetragen 


oder abgelehnt wird, muß dies dem bewerbenden Arzt mitgeteilt 


ne . werden, und falls die Eintragung von einer anderen Stelle verlangt ı - 
34 x wurde, ist auch dieser darüber Mitteilung zu machen. Dieses ist eine 


Neuerung im AEUARSUDERSSUR 


Umschreibung bei nenne des Fachgebieites: RENT die sich einem 


z 


anderen Fachgebiet widmen wollen und die Zustimmung des Zu- Ku 
RR lassungsausschusses erhalten haben (8 29), werden von Amts wegen 


„im ‘Register umgeschrieben, ‚ebenfalls die genehmigte Verlegung der 


Praxis. 


' Tatsachen für die Vermerke: Alle Tatsachen erachöpfenn anzuführen 'ist | 


unmöglich. In Betracht kommen: Familienstand, fachliche und sonstige 
' besondere Ausbildung, die Eigenschaft als körperlich Schwerbeschä- 
digter, als Flüchtling oder Vertriebener, als politisch Verfolgter oder 
Geschädigter, als früher bereits zugelassener Kassenarzt, als. zum 
‘engeren Heimatsbereich Gehöriger, als Gehalts- oder Ruhegehalts- 


oder Rentenempfänger (8 17), knappschaftsärztliche Tätigkeit (817,4), 


berufsgerichtliche oder sonstige Bestrafung, Tatsachen über Trunk- 

sucht, Rauschgiftsucht oder sonstige in der Person des Ärztes liegende 

wichtige Gründe ($ 16), Wünsche über vorläufiges Ruhen oder Zwangs- 
‘ruhen $ 24), Berufsverbot (8 23) usw. \ 
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Im ter ist der Zeitpunkt der Eintragung anzugeben. Als 


Zeitpunkt der Eintragung gilt der Tag des Eingangs des Eintra-- 


. gungsantrages, sofern dabei die Voraussetzungen für die Ein- 


tragung nachgewiesen sind, andernfalls der Tag, an dem dieser 
Nachweis erbracht wird. Der Zeitpunkt der Eintragung bestimmt 


die Reihenfolge im: Arztregister. 
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‚losen Antrages ist maßgebend. Fehlen diese Voraussetzungen, sO4ist. 1 
1) erst dann dem Antrag stattzugeben, wenn alle Bedingungen erfüllt 
‚sind. 


BE M eickang der Eintragung: Stellt sich später a daß der Antrag 
3 nicht vollständig ist, so muß von Amts wegen eine Streichung : er- 
©. folgen (8 8, 4). Es gilt dann erst als Eintragsdatum der Tag, an dem 
der vollständige Antrag vorliegt. 


Reihenfolge der Eintragung: Die Reihenfolge der Eintragung ist für die 
0. Auswahl unter mehreren Bewerbern bedeutungsvoll, da unter gleicher - 
% EN sonstiger Bewertung das frühere Eintragungsdatum den Ausschlag 
geben kann. 


Numerierung im Arztregister: Eine fortlaufende Numerlerung aller Ein- 
tragungen ins Arztregister ist erforderlich, 


Zweifel in der Reihenfolge: Bei Zweifeln in der Reihenfolge der Ein- 
3%  tragungen entscheidet die registerführende Stelle (8 4), bei Beschwer- rr 
DR .den der Zulassungsausschuß endgültig. 


Eingangsvermerk: Sind mehrere Anträge auf Eintragungen am gleichen 

Tag zu verschiedenen Zeiten eingegangen, so ist der frühere Eingang 
= für die Reihenfolge maßgebend. Läßt sich bei mehreren Eingängen 
Fr er". .am gleichen Tage die Reihenfolge des Einganges nicht feststellen, da 
sie zur gleichen Zeit posteingegangen sind, so-haben sie den gleichen 
Rang (Boller-Hub). Eine genaue Festlegung des Eingangs von An- 
trägen ist deshalb im vorgeschriebenen „Eingangsvermerk“ wichtig. 


Be 0:8 


_ (1)Ein Arzt wird aus dem Arztregister gestrichen: 


u er 1. wenn er die Streichung beantragt, 

f DR: 2 wenn er gestorben ist, | 

{ 8. wenn er auf die Approbation verzichtet hat oder die. Appro- 
gt ‚bation zurückgenommen ist, 

ak 2; ‚ 4. wenn die Voraussetzungen für seine Eintragung nach $5 nicht 


' oder nicht mehr gegeben sind, 
5. wenn seine Zulassung nach $ 22 Ziff. 2 oder‘3 endet, 
6. wenn ihm die Zulassung nach 8 25 entzogen worden ist. 
(2 In den Fällen des Absatzes 1 Ziff. 6 darf der Arzt vor dem im 
- Beschluß über die Entziehung seiner Zulassung festgesetzten 


BE “ 

E ‚Zeitpunkt nicht wieder in ein Arztregister eingetragen werden. 
Bi, j dnıcAl Ling 

Be Alu i 
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Ä Spenge der Eintragung (Eintragungsdatum): ‚Der Age des lücken- ae 


Streichung aus s dem Anita Die Serie eines EN, und & 
eines nichtzugelassenen Arztes sind zu unterscheiden. Der zugelassene 


’Kassenarzt kann nur gestrichen werden, wenn die Zulassung ihr Ende 
gefunden hat ($ 22) oder durch ein’ Verfahren beendet wurde (8 25). 


"Mit der Streichung aus dem Arztregister verliert der Kassenarzt die : 


. "Berechtigung, Kassenpraxis auszuüben. 


amelchung : beim Tode: Beim Tode eo: die Streichung von Amts 


. wegen. 


Streichung bei Verzicht ode Zurücknahme der ERROR Ein "Arzt, 


der auf die Approbation verzichtet oder: dem sie entzogen ist, ist 
‚ kein „Arzt“ mehr und kann gemäß der Reichsärzteordnung ($ 2) 


"keine ärztliche Tätigkeit mehr ausüben. Das vorläufige Berufsverbot Ruh 
oder das Ruhen der ärztlichen Berufsausübung bedingen keine Strei- 


Bi chung im Arztregister, sondern nur ein Ruhen der Kassenpraxis (8 23). 


j Streichungen von Amts wegen: Treffen die Eintragungsvoraussetzungen 
‚nicht zu, erfolgt die Streichung von Amts wegen (vgl. hierzu Verzicht a 


oder Zurücknahme der Approbation). 


"Ende der Zulassung bei Wegzug: Bei Wegzug aus dem Zulassungsbezirk 


. endet die Kassenzulassung für den bisherigen Bezirk. Falls der Arzt 
‚mit Genehmigung des Zulassungsausschusses des neuen Bezirkes zu- 


‚gelassen bleibt ($ 21), so wird er von ‚Amts Weun in Na Arztregister 


des neuen Bezirkes eingetragen. 


"Praxistausch: Der Drukistaudch ERTER Kassenärzte bedarf der Genehmi- 


gung des betreffenden Zulassungsausschusses, falls er im gleichen 
Bezirk erfolgt, oder beider Zulassungsausschüsse, falls der Tausch 


. , zwischen zwei fremden Bezirken stattfindet ($ 21). Die Umschreibung 
beider Kassenärzte in ihr neues zugehöriges Arztregister erfolgt von 


Amts wegen. 


" Nichtausüben der Kaserne: Das Nichtausüben der Hassan 


liegt vor, wenn keine ausreichenden regelmäßigen Sprechstunden ab- 
gehalten werden. Die Sprechstundenhäufigkeit ist örtlich verschieden 
und: unterschiedlich zwischen Allgemeinarzt und Facharzt. Im 'all- 
gemeinen muß mindestens eine. zweistündige tägliche Kassensprech- 


stunde abgehalten werden. Das Nichtausüben der Kassenpraxis liegt 


auch dann vor, wenn keine Kassenpatienten angenommen werden. 


oder wenn der Arzt sich der Behandlung von Kassenpatientenent-. 


zieht und keine entsprechende eig im Vierteljahr 
abliefert. i 


Die tägliche Behandlung mindestens eines Kassenpatienten muß wohl 


"als unterste Zahl angenommen werden. Nach früherem Recht durfte 
. die Streichung erst nach sechsmonatiger Nichtausübung ausgesprochen 
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genehmigt wurde. 


we Streichung aus dem Austtegisien: Die Streichung aus dem RN hd 
"bei dauerndem Ausschluß aus der Kassenpraxis ($ 25, 1—3) vernichtet 
endgültig die bestehende ERROR zur FERRSEHBEEN mit allen Rechten 


$ "und Pflichten. 
Er Wiederbeantragung der RIRIEN Bei Entziehüng der Zulaaling: EN 


8 25 kann eine Wiederzulassung durch Wiedereintragung in das Arzt-. 


* register erst nach der im 'Entziehungsverfahren festgesetzten Frist 


erfolgen. Die Mindestfrist von fünf Jahren in der früheren Zu- 


H, lassungsordnung ist fallen gelassen, so daß der Zulassungsausschuß 
- die Frist nach freiem Ermessen festsetzen kann. 


Anhören des zu streichenden Arztes: Die Streichung des: eingetragenen 


be oder nicht mehr gegeben sind, bezieht sich auf noch nicht zugelassene 
Ärzte. Die registerführende Stelle kann die Ärzte hierzu hören, ist 


Recht der Berufung (8 4). 


den ‚Stelle "auch -mündlich beantragt werden, sie ist dann durch ein 
. zu unterschreibendes. Protokoll festzuhalten. Es empfiehlt sich in 
jedem Falle aber; den Antrag schriftlich zu. stellen. 


* 


39 


- (1) Die Einsicht in das Arztregister ist Ärzten und Krankenkassen 
‚sowie deren Verbänden und Berufsvertretungen gestattet. 


2 “ Ba EEEENORBRIBAIEREER gestattet. 


" Einsichtnahme in das Arztregister: Die Einsichtnahme in das Arztregister 


SARR ist den zugelassenen und die Zulassung beantragenden Ärzten ge- 
stattet, ebenso den zum Zulassungsbezirk gehörigen Krankenkassen. 
2.0... Es kann also nicht jeder beliebige Arzt oder jede beliebige Kranken- 

$ kasse das Arztregister einsehen, sondern nur die oben Benannten. 


| _ Kasseharzt. Dicht. einen ruhen beantragt hat und dieser ihm er ’ 


Arztes, wenn die Voraussetzungen für die Eintragung nach 85 nicht 


dazu aber nicht verpflichtet. Gegen die Streichung hat der Arzt das 


Beanträgen der Streichung: Die Streichung kann bei der -eitsterfuhhe ER 


02) Die Einsicht in die- Registerakten ist nur den Mitgliedern der 


sl 


i Außerdem. ist den Kasdinverbuhen Une“ den ärztlichen. Berukver- 
Ka tretungen, zuständigen Ärztekammern und Kassenärztlichen Ver- 
' „einigungen die Einsicht gestattet. # 


Einsicht der Registerakten: Die Registerakten sind vertraulich und nicht 
rer N einzusehen. Auskünfte darüber bedürfen der PRERMTHUDE des Arztes, - 
PER, über den die Akte geführt wird. 5 


kinhene in die Akten durch die Zulassungsinstanzen: Die Mit- 
. glieder der Zulassungsinstanzen können die Akten einsehen. Die Zu- 
% lassungsausschüsse können in ihrem Verfahren den Inhalt der Akten 
„da sie- für sie EN werden — für die Beschlußfassung heran- 
a ziehen. 


Wesisterakten sind alle Vorgänge, die sich auf das Arztregister beaigheu 
mit Ausnahme des Arztregister$ selbst. 


nr Auskunfterteilung: Nach der alten Fassung war die registerführende 
Ki . Stelle der Kassenärztlichen Vereinigung berechtigt, aber nicht ver- 
DEF  pflichtet, Auskunft zu geben. — Obgleich diese Vorschrift nicht mehr 
5 .. besteht, ist die registerführende Stelle, da es sich um eine öffentlich- 

rechtliche Einrichtung handelt und beide Parteien der Zulassungs- 
. instanzen Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, im allgemeinen , 
- nach rechtlicher Auffassung verpflichtet, ‚„Amts- und Rechtshilfe“ zu 

leisten. Diese Verpflichtung wird besonders gegenüber den Berufs- 


 gerichten gelten. — Einen Nachweis über die Notwendigkeit, die 
A ' verlangte Auskunft zu erlangen, wird die beantragende Stelle zu 
' erbringen haben. — Verweigert die Registerstelle die Auskunft, so 


. könnte hiergegen nur durch eine Aufsichtsbeschwerde eine Änderung 
herbeigeführt werden. 


‘ 5 x 
‘ . % 


ee >. KAPITEL I 
Bewerbung. 
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Um’. ausgeschriebene Kassenarztstellen kann sich jeder in ein 
Arztregister eingetragene Arzt bewerben. 


Bewerbung: Für die Bewerbung um eine ausgeschriebene Kassenarzt- 
stelle- kommen nur im Arztregister eingetragene Ärzte in Frage. 

Say ERA Hierbei ist es gleichgültig, bei welcher registerführenden Dienststelle 
er eingetragen ist. Die ‘Vorlage der Bescheinigung über eine ordnungs- 


u: 75 


2 


gu 


Die © Bewerbung BR. schriftlich und ritgerecht zu u erfolgen; 


schriften. “3 | 
Er n der Geburtsurkunde und BFBEDERENTENE der Heiratsurkunde, ’ 
2. der Approbationsurkunde, er HL 


er: der‘ Bescheinigungen über die seit ehr Approbation ausgeübte 
ER berufliche Tätigkeit, u 
% 4 der Urkunde; durch die der Arzt als Facharzt anerkannt ist, 
u2 ‚wenn er sich um die Zulassung als Facharzt bewirbt, 
2 '. .n Bescheinigung über die Eintragung in das Arztregister, 
6. 6. ein polizeiliches Führungszeugnis, 
£ 7. eine Bescheinigung der Kassenärztlichen Vereinigung, in deren x 
3 . Bereich der Bewerber bisher niedergelassen oder zur Kassen- A L N 
& praxis zugelassen war, aus-der sich Ort und Dauer der bis- FEN 
. herigen Niederlassung und Zulassung ergeben, “a 


®. eine. eidesstattliche Erklärung des Bewerbers, daß er nicht, 
Arhschgifesüchtig ist oder gewesen ist. A 


> 


R) Der Hewahben Kar eine Erklärung beizufügen, aus der sich das 4 
a . Ergebnis oder der Stand der Überprüfung seiner politischen Ver- fr 


Ber er gangenheit erkennen läßt. . ‘ 


e \ (4)Mit der Bewerbung ist die Gebühr nach $42 Abs. 1 zu entrichten. a 


Fl 


Bescheinigung über die bisherige ärztliche Tätigkeit: Bei der Angabe der ° | 


"bisherigen ärztlichen Tätigkeit ist besonders auch der Nachweis über N 


. die mindestens dreijährige Vorbereitung auf die Kassenpraxis zu er- 
bringen ($ 15); ebenso der Nachweis der Teilnahme an einem Ein- 


12 h führungslehrgang über die kassenärztliche Tätigkeit, der von der 


Kassenärztlichen Vereinigung unter Beteiligung der zuständigen 
Krankenkassenverbände veranstaltet wird ($ 15,6). Kann der Arzt 
h die letzte Bescheinigung nicht beibringen, so ist er verpflichtet, dieses 
0... nachzuholen. 
Die bis zum Zulassungsantrag ausgeübte ärztliche Tätigkeit ist für die 
Vergangenheit lückenlos nachzuweisen. 


ee 
r 


Facharztanerkennung: Bei Bewerbung um eine Facharztstelle muß die 
Facharztanerkennung vorgelegt: werden, die die für die Bewerber zu- 
ständige ‚Ärztekammer durch deren Facharztausschuß ausstellt. Die 
Grundlage bildet die Facharztordnung, 


$ 30 der Facharztordnung lautet: 


„Für die Anerkennung als Facharzt ist bei den Fächern der Inneren Me- 


dizin, Magen-, Darm- und Stoffwechselkrankheiten, Lungenkrankheiten, 


ES heiten der Harnwege eine Ausbildung von vier Jahren, bei den übrigen 
Fächern von drei Jahren erforderlich. Außerdem ist zur Facharztanerken- 


gemeinärztlich oder chirurgisch oder gynäkologisch tätig: gewesen sein. 


Für die Anerkennung als Facharzt für Mund- und Kieferkrankheiten ist 
„außerdem die erfolgreiche Ablegung der Prüfung als Zahnarzt erforderlich. 


Fachärzte für Magen-, Darm- und Stoffwechselkrankheiten und Fachärzte 


"für Lungenkrankheiten müssen im Rahmen der gesamten Ausbildung zwei. 


Jahre, Fachärzte für Kinderkrankheiten ein Jahr allgemein-internistisch 
tätig gewesen sein. Fachärzte für Frauenkrankheiten müssen eine zwei- 
jährige geburtshilfliche Ausbildung, Fachärzte für Nerven- und Geistes- 
krankheiten eine mindestens einjährige Ausbildung . sowohl auf dem Ge- 
biete der Neurologie als auf dem der Psychiatrie nachweisen. , 


Eine "Ausbildungszeit, in welcher eigene Praxis ausgeübt wird, ist in der 
Regel nicht anrechnungsfähig. Ärzten, die während ihrer Ausbildungszeit 
Fachärzte ihres Gebietes vertreten haben, kann diese Vertretertätigkeit bis 
zu einem Vierteljahr angerechnet werden, Eine Ausbildung auf verwandten 
Fachgebieten kann bis zu insgesamt einem Jahr angerechnet werden. 


S 


S  » Kinderkrankheiten, Chirurgie, Frauenkrankheiten und Geburtshilfe, Krank- 


hung eine einjährige allgemeinärztliche oder internistische Tätigkeit nach- 
zuweisen. Der Facharzt für Innere Medizin muß statt dessen ein Jahr all- 


. 


er anstalten bzw. deren. "Abtallihsen stattfinden. Die oaildune Da von N 
. Fachärzten geleitet werden. Für die Ausbildung sind nur größere Krankeh- 
anstalten geeignet, in denen Kranke verschiedener Art betreut werden. = 

' Sie müssen alle Einrichtungen wissenschaftlicher Art besitzen, die für eine. 00 

m gründliche und umfassende Ausbildung in dem betreffenden Fach erforder- Fe 
lich sind. Die Ausbildung muß sich auf alle Gebiete des Faches erstrecken N 2 

. und darf daher nicht nur auf Sonderabteilungen stattfinden. werden in AG 

h einem. Krankenhaus oder in einer Krankenhaüsabteilung auch Krankheiten AN 

Re + behandelt, die zu einem anderen Fach :gehören, so ist die Ausbildungszeit ? BIN: 
Br nur anteilig anzurechnen, jedoch höchstens bis zur Hälfte der late RL 5 

benen Ausbildungszeit. Marge ER 


Eine Ausbildung in Polikliniken und Sprechstunden unter Leitung von An 

“ ‚Fachärzten darf nur zur Hälfte und höchstens bis zu einem Jahr angerechnet 
© werden, eine Ausbildung an Universitäts-Polikliniken, die über eine aus- wi 

reichende stationäre Abteilung verfügen, kann voll angerechnet werden. BE $ E 


Die Ausbildung soll in der Regel in Assistentenstellen erfolgen. Die Aus- 
bildung in sogenannten Volontär- oder Hilfsarztstellen ist anzurechnen, 

‚wenn der Nachweis geführt wird, daß der Volontär seine Tätigkeit in. TEN 
Be # gleichverantwortlicher Stellung wie ein Assistent ausgeübt hat. 


Pr“ Eine m Ausland erworbene Ausbildung kann anerkannt werden, wenn sie 
u... der im Reich zu erwerbenden Ausbildung gleichwertig ist. 


In besonderen Ausnahmefällen kann die Anerkennung als Facharzt auch 3 


dann erteilt ‚werden, wenn die Ausbildung von diesen STE NE Yan, "R 
‚den Vorschriften des’$ 30“abweicht. - Bl. 


Polizeiliches Führungszeugnis: Das polizeiliche Führungszeugnis stellt. die I 
für die Wohnung des Bewerbers zuständige örtliche Polizeibehördeaus. 


_ Wiederzulassung bisheriger Kassenärzte: Bei Wiederzulassung eines 
Arztes, der bereits einmal zugelassener Kassenarzt war, muß nach-. 
gewiesen werden, wo und wann er zugelassen war und aus welchem 
Grund& er ausgeschieden ist. 


Zulassung bei bereits niedergelassenen Ärzten: Ärzte, die bereits nieder- 

: gelassen waren und ärztliche Tätigkeit ausgeübt haben, müssen sich - 

"bei der Bewerbung durch ihre zuständige Ärztekammer dieses m 
.. scheinigen lassen: ; 


De Rauschgiftsüchtige Ärzte können von der Zulassung ausgeschlossen oder 

A zurückgestellt werden. Entsprechende Vermerke können in das Arzt- 
register eingetragen werden ($ 16), doch ist die Tatsache der Sucht 
als solche nur in den Registerakten aufzuführen. 


Antrag des Bewerbers: Der Antrag auf Zulassung zur Kassenpraxis muß 
‚förmlich gestellt werden ($ 11). Er'kann von Antragstellern in jeder 
Lage des Verfahrens zurückgenommen werden (Reichsschiedsamt 

171/27 vom 23. Februar 1928). Die Zurücknahme eines Zulassungs- 
antrages ist unwiderruflich (Reichsschiedsamt 46/27 vom 15. März 1928). 


5) 
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Eine Zurücknahme eines Zulassungsantrages zugunsten eines anderen 
Arztes ist dasselbe wie eine Zurücknahme (Reichsschiedsamt 628 vom BEN 
30% März 1928). RN \ Far £ ; \ 


 Bedingte Zulassungsanträge eines Arztes ‚ein im Rähnmien des Ss 20 zu- & 


lässig. 


Y Bewerbungsschreiben: Die Bewerbung muß schriftlich im. einischlichenen 
' Brief oder durch persönliche Abgabe bis zu dem in der Ausschreibung _ 
festgesetzten Termin erfolgen. Der Eingang der Bewerbungsschreiben 


bei der ausschreibenden Stelle ist für den fristgerechten Eingang maß- 
gebend; in Zweifelsfällen entscheidet der Zulassungsausschuß unter 


© Berücksichtigung der Postaufgabestempel (vgl. hierzu $ 35, Zustellung, 


88 124—131 RVO.). 


Koenig Unbedenklichkeit: Die Vorlage eines politischen Fragebogens “ 


ist nur dann erforderlich, wenn bei der Eintragung eine endgültige 
politische Überprüfung noch nicht erfolgt ist. 


 Zulassungsgebühr: Die Gebühr von DM 5,— (8 42, 1) muß gleichzeitig mit “ 


» 


% 


der Bewerbung bei der registerführenden Stelle eingezahlt werden. 
Dies kann ne oder RFSOHHEN erfolgen. 


812 


d) In der Bewerbung ist zu vermerken, für welche der ausgeschrie- 
- benen Stellen die Zulassung beantragt wird. Kae, 
(2) Eine gleichzeitige Bewerbung um mehr als drei Stellen vor dem 
' gleichen Zulassungsausschuß im gleichen Verfahren ist unzu- 
lässig. 


‚Angabe des Ortes: Bei der Bewerbung ist der ausgeschriebene ‚Ort oder 


Ortsteil zu bezeichnen, für den sich der Arzt bewirbt. Dies muß auch 
geschehen, wenn nur eine Arztstelle ausgeschrieben ist. 


Bewerbung für mehrere Arztsitze: Wenn mehrere Arztstellen gleich- 


zeitig zu einem Termin ausgeschrieben sind, so kann sich der. be- 
werbende Arzt um bis zu drei Stellen gleichzeitig bewerben. Bei Ein- 
reichung für mehr als drei Stellen ist es dem Zulassungsausschuß 
überlassen, welche Stelle er zur Bewerbung annimmt. Eine Rückfrage 


‘an den bewerbenden Arzt ist nicht erforderlich. Der Zulassungs- 
' ausschuß kann auch die Bewerbung zurückweisen, da sie nicht ‘den 
y formalen Erfordernissen entspricht. — Es dürfte zweckmäßig sein, 


daß die Annahmestelle der Bewerbungsschreiben die Bewerber. auf 


diese Beschränkung hinweist. 
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o Die ine stellt der! Zulassungsausschuß: halbjährlich nach 
der Zahl der. in seinem Bereich vorhandenen Kassenmitglieder N 


Zulassung wartenden Ärzte sowie die Geltendmachung e eines Be | 


Zulassunssgrunditze: Die Zulassungsgrundsätze bilden den ‘Kern de 
. Zulassungsrechts, denn. sie lösen die, Arztfrage in der Kranken- Y 


Er ärztliche Beteiligung PR älierordehtiiäite Zulassung“ (8 20). 


{5 ! "Für die ordentlich e Zu 12 assu ng sind vier Voraussetzungen . | 
a, notwendig: 2 : 

E ie 4 ‚Die Eintragung in . das ERETEN (8 3): 
2 Die Ausschreibung der zu besetzenden Kassenarztstelle durch. die zu- 2 


H AUE ‚Die Beachtung der (Grundaitze für die Zulassung durch die Zu- 
ex &  lassungsinstanzen (8 15). x Ba Er rl 


% 


_ Für die außerordentliche Zulassung. sind folgende vier 4 
_ Voraussetzungen notwendig: In ' N RN, 
iR Das Vorhandensein eines zu behebenden 'Notstandes oder Vorliegen. 
eines Versorgungsbedürfnisses für einen beschränkten Personen- R 
kreis (Betrieb, Krankenhaus, Heilstätte, Lager usw.) ($ 17, 3% 20). | 


3 Das Vorliegen eines Antrages zur Behebung eines Notstandes 
‘durch eine Kasse, einen Kassenverband, en Kassenärztliche | Ver- ER nn 


einigung oder eine Stadt- oder an dehmeindd bzw. a Fanlen Ne N 


eines Antrages zur Versorgung eines Betriebes, einer Kranken- ' 
ne anstalt, eines Lagers usw. durch die Betriebs-, AIankenhaun: BORE ie 
. Lagerleitung. 


BY 43 08 DIE Antragstellung und die Zustimmung des in Aumicht genom- ö 
Be 3 2 ymenen Arztes. Ä 
ER Die Eintragung in Er Arztregister. 


x 


aretemn: Es wird kein bestimmtes Aldi erwähnt, da grund- 
sätzlich bei allen reichsgesetzlichen Krankenkassen ein einheitliches 
' Arztsystem, das der organisierten freien Arztwahl, besteht. 


 Verhältniszahl: Auf 600 Kassenmitglieder im‘ 'Registerbezirk soll:.ein | 
\ Helen . 'Kassenarzt tätig sein. Es kann aber von dieser Vorschrift durch die 
en i ‚Zulassungsausschüsse abgewichen werden, wenn die örtliche Lage bei 
Berücksichtigung der Einkommensverhältnisse der bereits zugelas- 
‚senen Ärzte und die vorhandene Einwohnerzahl dies erforderlich 
macht. Die Abweichung ist nach gewissenhafter Prüfung dem freien 
0.0... Ermessen der Zulassungsausschüsse überlassen, Die bisherige Muß- 
 ...... vorschrift ist verlassen, die jetzige Formulierung ist elastischer. Bei 
I . allen „Soll“-Vorschriften besteht die FIR WEN daß das „Muß“ die 

Regel bildet. 


Berechnungsgrundlage: Die Feststellung der Zahl der Kassenärzte muß 

halbjährlich an Hand der im Bereich vorhandenen Kassenmitglieder- 

hr ‚zahlen erfolgen. Hierbei ist die Mitarbeit der ‘örtlichen, bezirklichen 

und Landesverbände der Krankenkassen und der sans e kassen- 
‚ärztlichen Organisation nicht zu entbehren. 


i Bnıng der Verhältniszahl: Alle versicherten Mitglieder der Orts-, 

Betriebs-, Innungs-, Landkrankenkassen des Arztregisterbezirkes 

‘werden zusammen mit den See-Krankenkassenmitgliedern (letztere 

müssen meistens nach den im Durcäischnitt eines längeren Zeitraumes 

abgegebenen Honorarkarten unter Berücksichtigung der Morbidität 

. geschätzt werden) gezählt und durch die Zahl der varhandenen Kassen- 
ärzte dividiert. 


\ _ Nichtmitrechnen von : Krastskassenthltetiedern und Angehörigen en ‘ 
Knappschaft: Versicherungspflichtige Mitglieder von Ersatzkassen sind 

bei der. Verhältniszahl nicht mitzuzählen (Reichs-A. 27. Februar 1926 
..RGBl. 26/96), ebenso können Mitglieder der Bezirksknappschaften 
nieht mitgerechnet werden (Reichs-A. 26. Oktober 1927 und Reichs-A. 
13. Dezember 1929). 


' Nicht mitzurechnende Kassenärzte: Die Kassenärzte, die das 70. Lebens- 
| jahr vollendet haben, werden in der neuen Zujassungsorduung mit- 
net 
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t werden. solche Kassenärzte, d ieren , Zulassung ruht ve 


elen beteiligt sind ($ 17, 3), ferner alle diejenigen Ärzte, denen 


nr nach $ 20 die kassenärztliche Tätigkeit auf Widerruf gestattet ist: 
ei, 1. Ärzte, die für einen gewissen Ort oder Ortsteil zur Behebung 


eines Notstandes widerruflich an der Kassenpraxis beteiligt wurden; 


2. Betriebsärzte, Werkärzte, Fabrikärzte, denen widerruflich für ds 
Personal ihres Betriebes die ESRDERTENENN: ak erlaubt 


wurde; 


3: Ärzte, die das: Persansl einer Krankenanstalt auf Widerruf aaa erg 


ärztlich versorgen dürfen; 
4. Lagerärzte, die das Lager kassenärztlich versorgen dürfen: 


5. ausländische Ärzte in Grenzorten, die widerruflich zur Kasseh gt 


praxis zugelassen sind; . 


6. ausländische Ärzte, die für die WERSSERUDE, von Ausländern kassen- B 


ärztlich tätig sind. 


ae nuibsbiördchtigte Ayehrige: Die dnspruihsberechtigien Angehörkedie Ber 


1:i "von Krankenkässenmitgliedern werden: nicht mitgezählt. 


ce "Arztzahlen: Alle zugelassenen Kassenärzte im Registerbezirk, also Al- . 
gemeinärzte und Fachärzte, sind in gleicher Weise zu zählen. — Eine ‘= 
Universitätspoliklinik gilt nicht als eine Einheit (Reichs-A. 5-11-24)., . 


ur E Angefangene Zahlen: Bei Feststellung der Verhältniszahl ist ir Zweifel . 


anzunehmen, daß auch für die angefangenen 600 ein Arzt entfallen 


(RSchA. 101/28, damals auf. 1000 Versicherte 1 Arzt). 


hältniszahl ist dem freien, gewissenhaften Ermessen der Zulassungs- 


 Kassenmitglieder ist die ausschlaggebende Grundforderung. Hierbei 
0... ‚kann er die Einwohnerzahlen, die Einkünfte der bereits vorhandenen 

wh - Kassenärzte, die Zahl der auf Zulassung wartenden Ärzte mit berück- 
. sichtigen. 


“ “ RS Schaffung neuer Arztsitze: Anträge auf REFRTE neuer Kassenarztsitze 


und deren Besetzung können außer von den Krankenkassen und der 


; En Kassenärztlichen Vereinigung auch von den Verwaltungsstellen der: EN 


Stadt- und Landkreise, folgerichtig auch von den Gemeindeverwal- 
„tungen, gestellt werden. Diese können aber nicht die Besetzung durch 
einen bestimmten Arzt. geltend machen, ebenso können sie keinen im 


ordentlichen Verfahren zugelassenen Arzt als Kassenarzt ablehnen. 


ge Die Wohnungsämter haben ebenso keinen Einfluß auf die Besetzung. 
En N Die: Zulassungsinstanzen, die ärztlichen Berufsorganisationen. und die 


Abweichungen von der Verhältniszahl: Die Abweichung von der Ver- 


ausschüsse überlassen. Die ausreichende ärztliche Versorgung der 


9 


muß (vgl. hierzu Entscheidung des R.Sch.A. 14., September 198, 


s esse müssen Bea Reditseuskend den. öffent“ BERN 
lichen Behörden und staatlichen Verwaltungsstellen nachdrücklichst DR 
klarmachen. — Die Zulassungsausschüsse sind in ihren Entscheidungen 7 RE 

i unabhängig. und. nicht an staatliche oder gemeindliche oder behörd- AR 
liche Vorschläge gebunden. ir 


"Ablehnung eines Arztsitzes: Das Verneinen eines Bedarfs durch den zu- 
' ständigen Zulassungsausschuß gibt weder den Krankenkassen noch 
.. der Kassenärztlichen Vereinigung, noch den Stadt- oder Landkreisen 
ein Berufungsrecht. Die Festsetzung der Verhältniszahl und Bestim- 
mung der Arztsitze ist dem zuständigen Zulassungsausschuß VOr-. ..: A 
behalten. MS 4 


| ‚Unterscheidung der Verhältniszahl: An einem Ort mit 2000 Einwohnern, 
aber nur 500 Kassenmitgliedern kann trotzdem ein. Kassenarztsitz 
“ errichtet werden, es sei denn, daß der Ort aus den umliegenden Orten 
ausreichend und zuverlässig kassenärztlich versorgt wird. Die Praxis 
muß in solchen Fällen den Ausschlag zur Besetzung geben und nicht nt. 
‘ die theoretisch errechnete Grundlage; das will diese Vorschrift be- ie 
A sagen. , 


Ha MR kareisahl: Das Zahlenverhältnis bleibt maßgebend, bis ein neues 


Verhältnis durch den Zulassungsausschuß bekanntgegeben wird. 


Außerordentliche Zulassung: Bei der äußerordentlichen Zulassung nah 
g 20 ist auf die Verhältniszahl keine Rücksicht zu nehmen. 


TERN und Ersatzzulassungen: In der Praxis kann man interschäiden‘ ” 
zwischen Neuzulassung, wenn die Zunahme der Kassenmitglie- 
der. die weitere Zulassung von Ärzten über den gegenwärtigen Be- 
stand erforderlich macht, und Ersatzzulassung, wenn für 
‚einen ausgeschiedenen Kassenarzt ein neuer Kassenarzt ohne Erhöhung 
‚der bisherigen Kassenarztzahl zugelassen wird. 


814 
(1) Die Zulassungen erfolgen für. die ausgeschriebenen Orte oder 
a Ortsteile. 


nz (2) Ist in einem Ort oder Ortsteil, in dem kein Kassenarzt nieder- 


. gelassen ist, die Zulassung eines Arztes erforderlich, so können. 
Zulassungen im Bereich des Zulassungsausschusses so lange ge- 
sperrt werden, bis für den vordringlich zu besetzenden Ort oder. 
Ortsteil ein Arzt zugelassen ist. er 
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| Srken sah als 40, V. H. "len, Kassenärzte bean können Fach- 


b- Fulissungsbezirk: Der zugelassene Arzt ist in der Ausübung seiner 


" kassenärztlichen Tätigkeit nicht auf den zugelassenen Ortsteil be BN. 


gi ... „schränkt, er muß nur dort wohnen und kann Besuche außerhalb seines, 
Bereiches ablehnen. 


0... registerbezirk, sondern nur für einen Ort oder Ortsteil oder Teilbezirk 


ER, zeichnet wird. Dadurch wird auf eine planmäßige Verteilung der 
EN } A Kassenärzte hingewirkt. Die Zulassung ist lokal gebunden; daraus 
u... folgt, daß der Arzt nur in dem Bezirk seiner Zulassung seine Tätig- 


lassen, der praktische Arzt muß auch dort wohnen. Eine Abweichung 
ERLS: ist nur" mit, Genehmigung der Kassenärztlichen Vereinigung zulässig. 
j A Bei dem heutigen Wohnraummangel ist die Erteilung einer solchen 
x. Genehmigung zur Zeit nicht zu vermeiden. 


Ort, Ortsteil: Ortsangaben beziehen sich meistens auf kleinere Städte 


3 oder Gemeinden, während in den Mittel- und Großstädten von Orts- 
Se _ teilen oder Bezirken gesprochen wird. 


 Praxisbereich: Der Tätigkeitsbereich eines Arztes, für den er Sugelasseh: 


-- Ort oder auch mehrere Orte oder Ortsteile umfassen. Nur. innerhalb. 


iR : A ‚auszuführen (8 12 der Vertragsordnung). Der Praxisbereich deckt sich 


ar zeichnung „Arztsprengel“. 


1 Ze k 
IE de Ardalte: Der Arztsitz ist der Praxissitz des ‚Arztes. Zu einem Ort oder 
ga 2. Ortsteil können ein oder mehrere Arztsitze gehören. 


Ro; innerhalb von drei Monaten ($ 25, 2) seine Praxis auf oder kann er sie 
Far N Y ‚infolge äußerer Verhältnisse nicht aufnehmen, so muß er eine Frist- 
f \.  verlängerung beim Zulässungsausschuß beantragen. Andernfalls wird 


; As R die Zulassung hinfällig ($ 25,2); gegebenenfalls ist eine TER im 
- Arztregister (8 8 Ziff. I, 6) vorzunehmen. 
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ärzte nur für nicht. oder nicht ausreichend besetzte Fächer, im S en 


' En. übrigen aber nur praktische Ärzte zugelassen werden. : .« he AN 
EIER UA, Ihn FRI 


a  Zulassungsbereich: Die Zulassung erfolgt nicht für den gesamten Arzt- ö " 


des Arztregisterbezirks, der durch die Ausschreibung näher gekenn- HRG 


3 keit aufnehmen. darf. Der Arzt muß sich im: Zulassungsbezirk nieder- N. 


' „wird, ist sein Praxisbereich. Er kann einen bestimmten Ortsteil oder 
dieses. Praxisbereiches ist der praktische Arzt verpflichtet, Besuche „ 


"mit der in der knappschaftsärztlichen Versorgung gebrauchten Bei, 


) Nichtaufnahme der Praxis: Nimmt der. neuzugelassene Kassenarzt nicht | 


er 


ix Praxisverlesung: Die lokale Bindung ‚schließt er 2 Praxisverlegung A| 
| ‚ohne Zustimmung des Zulassungsausschusses aus (8.21). EST SEN 
i _ Überbesetzung mit Kassenarztstellen: Der TR braucht Be 
. eine verwaiste Kassenarztstelle nicht ohne weiteres wieder zu b- 
i setzen. Er kann sie. unbesetzt lassen, wenn er die Besetzung in einm 
. anderen Ort oder Ortsteil oder Teilbezirk (Großstadt) für vordring- 
0.0. licher hält. Er kann aber auch über-die Verhältniszahl hinaus Ärzte . 
u... zur Kassenpraxis zulassen, wenn nach seiner Auffassung dies für de 
N „Versorgung der Anspruchsberechtigten notwendig ist (8 13,3), oder er 1 
NR kann in solchen Fällen auch Ärzte widerruflich an der Kassenpraxis 
beteiligen (8 20,1), um einen Notstand zu beseitigen. Er kann dafür. 
bei späterer Besetzung verwaister Kassenarztpraxen diese unbesetzt 
ı lassen, wenn er ihre Besetzung nicht für notwendig erachtet. 


IN asung als Facharzt: Ein Arzt kann als Facharzt nur zugelassen wer- 
den, wenn’er nachweist, daß er berechtigt ist, sich als Facharzt zu 
bezeichnen. (Grundsätzliche Entscheidung des R. 2. A. 164/35, DÄBI. 
1936, S. 593.) 


Be ; Zahl der Fachärzte: Die Zahl der Fachärzte in ihrer Gesamtzahl soll 40% 
2... der zugelassenen Ärzte nicht überschreiten. Diese besonders für die 
Großstadt getroffene Bestimmung läßt die Relationen der einzelnen 

' Fachärzte zueinander offen. Es haben sich im Laufe der Zeit gewisse 

' Richtzahlen herausgebildet; so rechnet man im allgemeinen etwa 


. 
ER) De 


. 


eu: auf 45000 Einwohner = 1 Internist 

& SR auf 50000 Einwohner = 1 Augenarzt. 

N auf 50000 Einwohner = 1 Hautarzt 

6 auf 60000 Einwohner — 1 Frauenarzt RER 

auf 200 000 Einwohner = 1 Röntgenologe N 
auf 200 000 Einwohner —= 1 Orthopäde. 
auf 45000 Einwohner = 1 Chirurg ' 
auf 70000 Einwohner = 1 Kinderarzt % 
auf 45000 Einwohner = 1 Hals-Nasen-Ohren-Arzt Bi 
auf 180000 Einwohner = 1 Nervenarzt 


Diese Zahlen können. nur ungefähre Hinweise geben, da in Kreis-, 
Mittel- und Großstädten die Fachärzte auch die umliegenden länd- 
lichen Gebiete fachärztlich mit versorgen. Sie müssen also von Fall zu 
Fall nach. gewissenhafter Prüfung und freiem Ermessen der Zu- 
lassungsausschüsse bestimmt werden unter besonderer Berücksichti- 
gung, ob dem Versicherten ausreichende fachärztliche Hilfe zur Ver- 
fügung steht bei bla a die. ihm DIR NEE zugemutet werden 
können. 


Überbesetzung mit Fachärzten: Sind über 40% Fachärzte zugelassen, so 
tritt für die weitere Zulassung von Fachärzten so lange eine Sperre 
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ara sind folgende ‚Fächer für die Facharztbezeichnung | 
a zugelassen: Ei EBK UN Pi 


‘ 


x 


1. Fachärzt für Innere Medizin, BE Ba 
2. Facharzt für Magen-, Darm- und Stoffwechselkrankheiten, 
3. Facharzt für Lungenkrankheiten, 
4. Facharzt für Kinderkrankheiten, NERB:, Kan, 
5. Facharzt für Chirurgie, N 
6. Facharzt für Frauenkrankheiten und Geburtshilfe, RE 
E > A. Facharzt für Krankheiten der Harnwege, N EN N 
: ; 8. Facharzt für Nerven- und Geisteskrankheiten, he 
„ EM: ‚Facharzt für Orthopädie, 

10. Facharzt für Augenkrankheiten, Ds Dr 
11. Facharzt für Hals-, Nasen- und Ohrenkrankheiten, BEN N.. 
ee 12. Facharzt für Haut- und Geschlechtskrankheiten, NN 

13. Facharzt für Mund- und Kieferkrankheiten, N N 
N +. 14, 'Facharzt für Röntgenologie und Strahlenheilkunde. HR 
Bi Die Führung mehrerer Facharztbezeichnungen und die Verbinaine Kar 
einer fachärztlichen mit einer allgemeinärztlichen Beranun sind KR 
; unzulässig. 


i anzusehen (R. A. 7—1.27. RÄBI 2U129). ' RN 


\ 


4 s . 


drei jährige Vorbereitung auf die Kassenpraxis nach bestandenem 
er Staatsexamen. Diese Vorbereitung, soll im wesentlichen an deut- 
schen Krankenanstalten erfolgt sein und soll mindestens'eine 
2 sechsmonatige Tätigkeit an einer inneren Abteilung und eine je 

Di  zweimonatige Tätigkeit an einer chirurgischen, einer geburtshilf- 
Bi lich-gynäkologischen und einer pädiatrischen Abteilung oder eine 
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oe bis zur Dauer von weiteren neun Monaten eine Tätigkeit als 


entsprechende Tätigkeit ; an einem 1 Erößereh allgemeitien Kran- & Er 
kenhaus enthalten. Während der Vorbereitung ‚muß der Arzt 

drei Monate als Vertreter oder Assistent von Kassenärztem mit‘) Es 
N überwiegend auf dem Lande ausgeübter Allgemeinpraxis tätig 
’ sein. ‚Darüber, ob Landpraxis in diesem Sinne vorliegt, ent- Re 
en scheidet der Zulassungs-Ausschuß. 


“ 


er Aut die Vorbereitungszeit kann ee werden: 


Vertreter oder Assistenzarzt bei Ärzten in der freien Praxis; 


+2. bis zur Dauer von insgesamt zwölf Monaten eine ärztliche Tä- 


Kt 


tigkeit in einem Flüchtlingslager, in einem Kriegsgefangenen- 


lager, als haüptamtlich tätiger Arzt in einem Gesundheitsamt 


und als hauptamtlich tätiger ‘Arzt in einem ärztlich-wissen- 


\ n ‚schaftlichen Institut oder im sozialärztlichen Dienst. 


A = 3, eine wehrmachtärztliche Tätigkeit 


a) als Truppenarzt, als Arzt bei Sanitätskompanien, Feld- 
lazaretten und Krankentransportabteilungen zur Hälfte, je- 
. doch höchstens mit zwölf Monaten; 


retten und Kriegsgefangenenlazaretten in voller Höhe, je- 


doch höchstens mit 18 Monaten. 


. 4. Von der ärztlichen Tätigkeit nach Ziff. 1, 2 und 3 können ins- 


‚gesamt nicht mehr als 24 Monate angerechnet werden. 


‘.:(2) Die Tätigkeit als Assistent bei einem frei praktizierenden Arzt 
wird. nur ängerechnet, ‘wenn der. Arzt die Genehmigung der 


Ärztekammer zur Beschäftigung eines Assistenten hatte. 


b) an Kriegslazaretten, Reservekriegslazaretten, Reservelaza- 


(4) Eine Tätigkeit als Assistenz- oder Volontärarzt wird nicht ange- 


m 


rechnet, wenn der Azt gleichzeitig eigene Praxis ausgeübt hat. 


(5) Ärzte, die ununterbrochen länger als drei Jahre als Kadsenirt 


oder Hilfskassenärzte tätig waren, können von der Vorbereitung 


auf die Kassenpraxis befreit werden. 
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Ege 


sea einen, es sei denn, daß er an einem ee 
& Lehrgang schon vor seiner Zulassung teilgenommen oder vor 
‚1945 bereits länger als zwei Jahre kassenärztliche Tätigkeit aus- 
- geübt hat. Sind seit der Teilnahme an einem: Lehrgang bis zur. 


‚Zulassung mehr als zwei J ahre .verflossen, so kann der Besuch 


eines weiteren Lehrganges verlangt werden, wenn der zugelas- 


'‚sene Arzt inzwischen nicht insgesamt FADEN ein Jahr lang 


5 


selbständig Kassenärzte. ‚vertreten hat. 


E 


Wellersitungsicit auf die Kassenpraxis: Die dreijährige Ausbildungszeit 
nach bestandenem Staatsexamen ist zwingend. os 


Re Anrechnung. des Pflichtassistentenjahres: Da die Approbation (Beraten 

.. als Arzt bereits unmittelbar nach dem Staatsexamen erteilt wird, ist 
zur. „Ausübung des ärztlichen Berufs in eigener Praxis“ die Ab- 
. leistung eines Pflichtassistentenjahres ($ 76 Abs.4 der est 
ertung- -für Ärzte vom. 17. Juli 1939, RGBl.I, S. 1273) erforderlich. 

. Dieses Pflichtassistentenjahr wird zur Vorbereitung auf die Kassen- x 

... . ‚praxis angerechnet. Deshalb wurde die klarere Bezeichnung „nach 
al  bestandenem Staatsexamen“ statt „erfolgter Approbation“ gewählt. 


‚8 76 Abs. 4 der Bestallungsordnung lautet: 


Kr „Diese Bestallung berechtigt den: Arzt zur Ausübung des ärztlichen Berufs 
2... in eigener Praxis erst dann, wenn ihm der Reichsminister des-Innern auf ” 
B . der -Bestallungsurkunde bescheinigt hat, daß er den Bestimmungen der . 
- » Bestallungsordnung für Ärzte über die Pflichtassistentenzeit und das Land- a 
. _ vierteljahr entsprochen hat.“ . RES 


Prtvat- oder Kassenpraxis: In freier eigener Präxte Hand sich- “ein "Arzt, ER 
Pr + bereits” 15 Monate nach bestandener. ärztlicher Prüfung niederlassen = : N 
(also nach erfolgter Ablegung des Pflichtassistentenjahres und Land- : a 
vierteljahres), falls nicht die Niederlassungsordnungen einzelner Länder 
 Gegenteiliges vorsehen. Um die Kassenpraxis kann sich der Arzt DEREN: 
"RER frühestens nach dreijähriger Ausbildung. Bag dem Staatsexamen be- %- nn ? Es 
Fe “ werben, - : 
Kbieisiung. der a ettengmaft: Die Vesbereitung soll wesentlich an | 
deutschen Krankenanstalten erfolgen, wobei in der inneren. Abtei- 
‚lung mindestens sechs Monate, in der chirurgischen, der geburtshilf- 
; ‚lichen und: Kg Abteilung mindestens je zwei Monate ab- 
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geleistet Were sollen. Die „gleiche Tätigkeit kann aber auch an einen 


allgemeinen: ‚größeren Krankenhaus ausgeübt werden. Bei der heutigen ir 
. Schwierigkeit der Ausbildung wird es für die Bewerber nicht immer 


möglich sein, diese Bestimmung innezuhalten; da es sich um Soll- 


 » Vorschriften handelt, kann durch den Zulassungsausschuß davon ab- 
‚gewichen werden. In Zweifelsfällen muß den zuständigen Zulassungs- 


ausschüssen die Entscheidung hierüber vorbehalten bleiben. 


_ Landarztvertretung: An der dreimonatigen Tätigkeit in einer Landpraxis 


wurde grundsätzlich festgehalten, da der auf sich selbst gestellte 


Landarzt dem beruflichen Arztideal am nächsten kommt. Die Vor- 


. schrift gewährleistet außerdem dem Landarzt ausreichende Vertreter- 
' möglichkeit während seines Urlaubs. Im Augenblick ist diese Vor- 
. schrift nicht überall durchführbar, so daß viele Zulassungsausschüsse 
auch eine dreimonatige Vertretung bei einem allgemeinen Arzt der 
Großstädte, besonders aber der Stadtrandgebiete, als ausreichend 


im Sinne dieser Vorschrift angesehen haben. Die Zulassungsausschüsse, 


die in Zweifelsfällen hierüber entscheiden, müssen in unklaren Fällen 


durch den Bewerber befragt werden. Die Landarztzeit soll in der 


Regel in nicht mehr als drei Abschnitten abgeleistet werden. 


: Btarettung zur Kassenpraxis: Eine beliebige : Vorbereitung ist nicht. 


. zulässig, sie muß den Bestimmungen der Zulassungsordnung ($ 15) 
. entsprechen. 


Berechnungszeit: Die Berechnung erfolgt von dem Zeitpunkt des be- 
‘ standenen Staatsexamens ab, wobei es gleichgültig ist, ob die Be- 


. stallung (Approbation) unmittelbar nach dem Staatsexamen oder erst 
nach Ableistung eines Medizinal-Praktikantenjahres- erteilt ist. 


'Wechselweise Anrechnung der Vertretungszeit: Außer. der „Landarzt- 


. vertretung“ sind die übrigen ärztlichen Tätigkeiten im Rahmen der 
durch die Bestimmung gegebenen Möglichkeiten dem Arzt überlassen. 


. Die einzelnen: Anrechnungszeiten sind Höchstgrenzen. 


‚Betriebsarzt, Werkarzt, Fabrikarzt: Die Begriffe werden in verschiedener 


Bedeutung und oft für die gleiche Tätigkeit gebraucht. Es en 
sieh, aus praktischen Gründen klar zu unterscheiden: 


Betriebsärzte sind die im Betriebe fürsorgerisch für die De- 


triebsangehörigen nebenamtlich tätigen Ärzte. Die Tätigkeit wird i 


freiberuflich und nicht im Angestelltenverhältnis ausgeübt. 


. Werkärzte sind von den Betrieben hauptamtlich angestellte Ärzte. 


im Angestellten- oder Beamtenverhältnis. 


Fabrikärzte sind die auf Grund gesetzlicher Worschriften (Ge- 


werbeordnung) zur Überwachung gesundheitsschädlicher Betriebe 
nebenamtlich oder hauptamtlich tätigen Ärzte. — Sie unterstehen der 
Aufsicht des Gewerbearztes. e 
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awr 


= sein, doch. "wird man auch Hart Seckmäßigerwelie, immer. die Haupts . : 
& tätigkeit voranstellen (z. B. ein hauptamtlich angestellter Werkarzt 
kann gleichzeitig die Funktionen der Überwachung der Giftbetriebe 
. seines Bereiches mitübernehmen, ebenso kann dies ein nebenamtlich 
angestellter Betriebsarzt tun). 


Arzt-Assistent: Die Genehmigung zur Beschäftigung eines Assistenten 
‘muß vorher von der zuständigen Ärztekammer erteilt sein, andern- 
falls erfolgt keine Anrechnung ($ 15a der Berufsordnung für die deut+ 

schen Ärzte, 1937). 


8 15a Abs.6 und 7 der Berufsordnung lautet: 


ce = „Ärzte dürfen für ihre freie Praxis Assistenten nur mit Genehmigung der 
EM t Ärztekammer anstellen. x 
7 a Vertreter und Assistenten eines in der freien Praxis tätigen Arztes dürfen 
sich ohne dessen Einwilligung nicht vor Ablauf eines Jahres nach Beendi- 
gung ihrer Tätigkeit im gleichen Praxisbereich niederlassen, es sei denn, 
daß die Ärztekammer die Niederlassung genehmigt.“ 


2 Anerkennung der Assistentenstellen: Die Anerkennung. von Assistenter- | 
me stellen unterliegt der Zuständigkeit der betreffenden Ärztekammer, 
2 _ doch ist bei Kassenärzten sinngemäß die Zustimmung der zuständigen 
"  Untergliederung der Kassenärztlichen Vereinigung einzuholen. 


Bescheinigung über die Assistententätigkeit: 


IE „Herr 1 REN TET ist in meiner Praxis als Assistent in der Zeit vom 
„er 5 % a 12:7 ER ‚tätig gewesen. . BEE 
VE .. Meine Praxis ist durch Bescheinigung der Landesstelle der KV... .....- 

ee ne ie als Landpraxis gemäß $15 Abs. 1 ZO. anerkannt. Die Ge-. 


nehmigung zur Beschäftigung eines Assistenten in der Praxis ist mir gemäß 
N 15 Abs. 3 ZO. durch Bescheinigung der Landesstelle der KV... ......... 
BORN erteilt worden.“ ei 


Vorbereitungszeit in eigener Praxis: Wenn der Arzt sich unmittelbar nach 
3 Beendigung des Pflichtassistentenjahres niederläßt, kann die in 
eigener Praxis abgeleistete Zeit nicht angerechnet werden, auch dann 
nicht, wenn der Arzt nebenberuflich als Assistent-Hospitant tätig ist. 
Bi . Die Vorbereitungszeit schließt jede selbständige he in eigener 
Er Praxis aus. 


> 
Hilfskassenärzte und mit der Kassenpraxis‘ Banisiräste oder auf Wider- 
. ruf. zugelassene Kassenärzte sind von der Vorbereitungszeit befreit, 
ebenso derjenige Arzt, der bereits vor-dem 1. Januar, 1943 nieder- 
gelassen war. Dies ist eine Reg esammana für die Nach- 

. kriegszeit. 


; Vorbereitungslehrgänge: Die Kassenärztliche _Vereinigung - bzw.‘ ihre 
ö ‘Untergliederung hält unter Beteiligung der zuständigen Kranken- 
gr \. kassenverbände gewöhnlich in bestimmten Zeitabschnitten (im all- 
se . gemeinen zwei Jahre) einen „Einführungslehrgang für die Kassen- 


: ee... 


.... stent. oder noch nicht zugelassener Kassenarzt abgeleistet werden. 


erfolgen. 


| Telnahmebeschenisung: Über 3. Teilnahme En eine Böchsiniesan 
- durch die zuständige Untergliederung der ee Vereini- 
gung ausgestellt. , 


' Lehrgangsbefreiung: Befreit sind diejenigen Ärzte, die ae als zwei 


Jahre bereits kassenärztlich tätig sind. 


- Vorschriften für außerordentliche Zulassungen: Für die außerordent- 


lichen Zulassungen gelten die Vorschriften des $ 15 nicht. 


5 Nichterfüllung der Voraussetzungen: Sind die Voraussetzungen für die = 


Zulassung nicht erfüllt, so ist eine Zulassung ausgeschlossen. Eine Zu- 


lassung unter Vorbehalt der nachträglichen DRLC NE der Voraus- 


setzungen ist unzulässig. 


Richtlinien für die Yürberiiiuninseit in. ‚der Landpraxis: Die KVD. "hat - 


"Richtlinien über die Vorbereitungszeit in der Landpraxis vom 


1. Juni 1935 erlassen, die noch weiter sinngemäß Geltung haben. Die 


„Richtlinien würden nach Abänderung der Zulassungsordnung und 
unter Fortfall der nicht mehr zutreffenden Bestimmungen lauten: 
1. Die Entscheidung darüber, ob eine Praxis im Sinne des $ 15,1 vor- 

liegt, hat auf Antrag des Praxisinhabers- der Zulassungsausschuß. 


Der Antragsteller erhält darüber eine Bescheinigung. Die Bes: 


...  Scheinigung ist für die zurückliegende Zeit nur ausnahmsweise 
‚7... auszustellen. Bei der Entscheidung kommt es nicht darauf an, daß 


der Praxisinhaber auf dem. Lande wohnt, sondern darauf, daß die 


Praxis vorwiegend auf dem Lande ausgeübt wird. Die Listen 
solcher Praxen sind durch die Zulassungsausschüsse den zuständigen 


* Untergliederungen der Kassenärztlichen Vereinigung zuzustellen. 


„2 Ärzte, die Vertreter im Sinne Ziffer 1 beschäftigen, haben diesen ; 
“: über ihre Tätigkeit eine PERLE auszustellen. Sie muß ent- 


‚halten: 
“a) die Zeitdauer der Beschäftigung mit genauer Datumsangabe, 


b) die Erklärung, daß die Praxis von dem Zulassungsausschuß 


215 RER (Ort) als Landpraxis anerkannt ist (gem. $ 15,1). 


- Für die Richtigkeit dieser Bescheinigung trägt der ausstellende 


- Arzt die’ volle Verantwortung. Sie gilt als Ausweis gegenüber 
den Zulassungsstellen. ; 


"3. Die dreimonatige-Vorbereitungszeit in der Landpraxis soll in der g 


Regel in nicht mehr als drei Abschnitten abgeleistet werden. 
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"Bei erfolgter. Zulassung kann die Teilnahme zur Pflicht gemacht 
werden, sie ist damit eine Voraussetzung. für die endgültige Zulassung. = 
Bei Nichtbeteiligung kann ein Verfahren gegen den Kassenarzt ($ 235,1) 


5 “r Sräikiet > ab; Die Teilnahme an diesem Lehrgang: kan bereits‘ als. Adel RR 


4. ER die die Vearbereitingezäit auf dem Lände ableisten ‚wollen, 

' können sich um geeignete Stellen unmittelbar y 

bei dem betreffenden Arzt bemühen 

oder bei den zuständigen Gliederungen der Kassenärztlichen 

. Vereinigung zur Stellenvermittlung melden. 

Vor Aufnahme ihrer Tätigkeit haben sie sich zu vergewissern, ob 
die Praxis den Vorschriften des $ 15 Z.1 der Zulassungsordnung 
entspricht. 
Die Bestimmungen über die Entschädigung sind fortgelassen, da 
diese zwischen Arzt und Vertreter abzuschließen sind. Bei Nicht- 
einigung vermittelt der Vorstand der Kassenärztlichen Vereinigung. 
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Von der Zulassung ausgeschlossen sind: 


1. Ärzte, gegen deren Zulassung ein in ihrer Person liegender wich- 
«tiger Grund vorliegt, der sie ‘wegen körperlicher, geistiger, 
-charakterlicher oder moralischer Unzulänglichkeit zum Kassen- | 

arzt ungeeignet macht. 


2. Ärzte, die auch die Approbation als Zahnärzte besitzen. BORIER 
sie als Zahnärzte zugelassen sind. 


_ 
’ 


Wichtiger Grund: Der wichtige Grund wird durch: die Vorschrift selbst 
bestimmt in „der.körperlichen, geistigen, charakterlichen und mora- 
lischen Unzulänglichkeit“. Die gesetzlichen Vorschriften des Bürger- 
lichen Gesetzbuches 8 626 dürften Binngemäh anzuwenden sein. 


8 626 BGB. Imitet: 
„Das Dienstverhältnis kann von jedem Teile ohne‘ Einhaltung einer Kündi- 
gungsfrist gekündigt werden, wenn eih wichtiger Grund vorliegt.“ 
Körperliche und geistige, persönliche Gründe: Der wichtige Grund kann 
in der Person des Arztes selbst liegen: Trunksucht, Rauschgiftsucht, 
kriminelles Vorleben, erhebliche "Unzuverlässigkeit im beruflichen 
Leben, berufsgerichtliche Verurteilungen können, eine Nichtzulassung 
rechtfertigen. . 


Körperlich-geistige Mängel: Geistesschwäche, Geisteskrankheit, Alters- 
schwäche, die die Befürchtung zuläßt, daß der Bewerber nicht fähig 
ist, die ihm als Kassenarzt obliegenden Pflichten zu erfüllen. . 
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"Sihwerbeschkdigte: Die Erwerbsbesthränkung von 50% und mehr schließt } 
den Arzt nicht ohne weiteres von der Zulassung aus. Er genießt viel- 
- mehr den Vorrang vor anderen Bewerbern (8 18, 2b). Es liegt aber in 
ng solchen Fällen ein wichtiger Grund vor, „wenn die Folgeerscheinungen 
seines Leidens den Arzt unfähig machen, die Kassenpraxis im nhen- 
nenswerten Umfange auszuüben“ (Entscheidung des Reichszulassungs- 
ausschusses Nr. 32 vom 21. Februar 1935). 


Altersgrenze: Von „begründeten“ Ausnahmen ‚abgesehen, ist der Über- 


tritt eines beamteten Arztes in den Ruhestand wegen Überschreitung’ 
. der Altersgrenze ein wichtiger Grund, der ihn von der Zulassung 
ausschließt (grundsätzliche Entscheidung’ des Reichszulassungsaus- 
schusses Nr.20 vom 24. Januar 1935). Dieser Grund kann in der-un- 
verschuldeten mangelhaften Widerstandsfähigkeit und Anpassungs- 
fähigkeit des Arztes liegen. Bei Pensionierungen wegen Erreichung 
der Altersgrenze ist die Forderung, daß der Kassenarzt höchsten 
körperlichen und geistigen Ansprüchen genügen muß, meistens nicht . 
mehr gegeben. 


Zulassung von ehemaligen Sanitätsoffizieren: Bei der Kassenzulasiing 


von ehemaligen Sanitätsoffizieren ist sinngemäß zu verfahren. 


Wichtiger Grund und Entziehung der Zulassung: Ein wichtiger Grund 


liegt auch dann vor, wenn ein Antrag der Kassenärztlichen Ver- 
einigung oder eines Krankenkassenverbandes bei bestehenden Zu- 

lassungen eine Entziehung durch den N (gemäß 8 25) 
herbeiführen würde. - 


. Entscheidung über den wichtigen Grund: Die Entscheidung, ob in der 


“Person des Arztes ein wichtiger Grund :gegeben ist, treffen im ein- 
zelnen Falle die Zulassungsinstanzen: Zulassungsausschuß, Berufungs- 
ausschuß. 


Politische Gründe: Entscheidungen politischer Instanzen (Denazifizierungs- 


ausschüsse, Befreiungsgerichte) auf Entziehung der Kassenpräxis sind 
ohne entsprechende Anträge an .den Zulassungsausschuß und zu- 
stimmende Entscheidungen der Zulassungsinstanzen unwirksam. Die 
Ungeeignetheit des Arztes ($ 16, 1) muß nachgewiesen werden. 


Doppelapprobierte: Die Doppelapprobierten (Arzt und Zahnarzt) können : 


nur dann als Arzt: zu den Krankenkassen zugelassen werden, wenn 
sie auf die Ausübung ihrer zahnärztlichen Tätigkeit und eventuelle 
zahnärztliche Zulassung verzichten. Es handelt sich meistens um 
Fachärzte für Mund- und Kieferkrankheiten. 


Besthränkte körperliche Behinderung: Da die Zulassung nur für einen 
bestimmten’ Ort oder Ortsteil erfolgt ($ 14,1), so-kann eine körper- 
liche Behinderung einen wichtigen Grund für. die Verweigerung der 
Zulassung an einem bestimmten Ort sein, während sie für die Zu- 
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we assung an-einem Ort nicht oder "neh, erheblich. ins Gewicht = HN = 
galt (Boller-Hub). Auch Schwerkriegsbeschädigte fallen eventuell. unter = Be 


diese Beschränkung. 


Abgelehnte Zulassung aus einem wichtigen Grund: Wird die Kulaune 
FR aus einem wichtigen Grund abgelehnt, so erfolgt keine Streichung im 

| Arztregister, sondern es wird ein entsprechender Vermerk ($ 6,1) im 
- Arztregister eingetragen. = 


. Persönliche Gründe: Die Gründe müssenin d er Persondes ® rztes 
liegen, seine häuslichen Verhältnisse scheiden aus. 


Eswillige Beschäftigung: Ein tatsächlicher wichtiger Grund ist ge- 
ein Dienstverhältnis so in Anspruch genommen ist, daß er nicht ge- 


nügend Zeit hat, Kassenpraxis auszuüben (Entsch. .R.Z.A. 72/34 vom : 
20. Februar 1935). 


3 - E geben, wenn der Arzt anderweitig (ohne Anwendung des 8 17) durch x ö 


Theoretisch- medizinische Tätigkeit: Ein wichtiger Grund kann dadurch 


gegeben sein, daß ein Arzt jahrelang in einem anatomischen oder 
anthropologischen Institut tätig. war und keine Möglichkeit hatte, 
. „seine Kenntnisse in der Krankheitserkennung, in der Kranken- 
Br behandlung am lebenden Menschen zu erweitern. und zu vertiefen. - 
Hierdurch fehlt ihm die’ Eignung zum Kassenarzt. Ein solcher "Aus- 
schließungsgrund kann nur vorübergehend sein, da der Arzt ihn 


En ; 

Er jederzeit durch Aneignung genügender praktischer Kenntnisse und 
Erfahrungen hinfällig machen kann (R.Z.A. 151/35 vom 16. Okt. 1935). 

: Verheiratete Ärztinnen: Die Ehe als solche ist: für eine Ärztin kein 

” Hinderungsgrund in der Zulassung. Sie muß aber genügend Zeit 

Bi: haben, sich der Kassenpraxis zu widmen. 
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a) Ärzte, die in Auswirkung eines Beamten- oder Angestelltenver- 
‚hältnisses oder aus einer Versorgungs- oder Versicherungseinrich- 
tung ihrer Berufsorganisation regelmäßig Einnahmen von min- 


| ‚zuzulassen. Ihre Zulassung soll nur stattfinden, :wenn sie zur 
ausreichenden kassenärztlichen Versorgung erforderlich ist oder 
_ das Beamten- oder Angestelltenverhältnis spätestens drei Monate 
nach ‚rechtskräftiger Zulassung SEROREN wird. Die Summe von 


Be 


destens monatlich 400,— DM beziehen, sind in der Regel nicht. | 


\  40,- DM er ‚erhöht sich 2 verheirateten Arsen auf 500, DM x 


und bei Ärzten, die unterhaltsberechtigte Kinder haben, für SER 


en ‚Kind um 50,— DM. 


®) Als Einnahmen im Sinne des Abs. 1 een auch Wartegeld und ; | 
Rühegehalt, jedoch nicht Entschädigungen, die die Berufsorgani- ek se 


“ „sationen für die Tätigkeit in der Berufsorganisation zahlen. 


.& Ärzte mit festen Bezügen gemäß Abs. 1 und 2 können durch Be- 
schluß. des Zulassungsausschusses widerruflich an der kassenärzt- 


. lichen Tätigkeit beteiligt werden, insbesondere Fachärzte an klei- Te 
...neren Krankenhäusern. Die Beteiligung erstreckt. sich auf die . 


. ambulante Behandlung der Fälle, die von Kassenärzten über- 


wiesen werden. Die beteiligten Ärzte ‚haben während der Dauer = 


ee, „alter Beteiligung die Rechte und Pflichten eines Kassenarztes. 
I (4) Die Bestimmungen der Abs. 1,2 und 3 finden ‚auch Anwendung: E 


"auf Knappschaftsärzte, mit Ausnahme derjenigen, die. ihre knapp- 
schaftsärztliche Tätigkeit auf Grund eines nach dem System der 
organisierten freien Arztwahl abgeschlossenen Fre ausüben. 


x %. “ 


6 Keine Zulassung von Beamten und festangestellten Ärzten: Diese Vor- 
schrift ist im Interesse der in freier Berufstätigkeit stehenden Ärzte 
= gegeben (Entscheidung des Reichsschiedsamts 64/27 vom 14. Juli 1927). 
Dabei ist es nicht entscheidend, daß bei Anwendung der Vorschrift 
. den beamteten Ärzten der Übergang zur kassenärztlichen Tätigkeit‘ 


“erschwert wird. Der Sinn der Vorschrift ist, die Kassenpräxis dem. 


’freipraktizierenden- Arzt zu erhalten. 


y 


Ausnahmevorschrift: Die Ausnahmevorschrift „in der Regel“ ist eng aus- | 
zulegen (Reichsschiedsamt 86/30 vom 16. Dezember 1930). 


| Angestelltenverhältnis: Zur Anerkennung eines Angestelltenverhältnisses 
ist nicht unbedingt die Vorlage, eines. schriftlichen Vertrages erforder- 
lich; es kann auch ein mündlich abgeschlossener Vertrag vorliegen. ’ 


Regelmäßige Einnahmen: Es’ ist nicht erforderlich, daß die Einnahmen h3 


monatlich von gleicher Höhe sind. Bei verschiedenartiger Höhe kann 
die Berechnung eines Monatsdurchschnitts zugrunde gelegt werden; 
. dieser ist dann die monatlich regelmäßige Einnahme. Grundlegend 


ist die regelmäßige Wiederkehr von Einnahmen, die den Monats- \ 


durchschnitt erreichen. 
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ezügen Irene: sind: edle; aus "werk-, tabrik- Ra sei S 


h bungskosten verstanden werden. Dies ist unrichtig. Die Praxis ent- 

- $cheidet nach Bruttoeinnahmen; Steuern usw. dürfen nicht 
abgesetzt werden. Etwaige Sachbezüge ‚(freie Wohnungen usw.) sind 
‚entsprechend anzurechnen und dem Gesamtbetrage zuzuschlagen, 
ebenso auch Kinderzulagen (vgl. Reichsschiedsamt 80/28 vom 15. SDr: 
tember 1928). 


" Kinderzulagen: Die Berechnung der finderzulagen erfolgt im allgeme e 


dung kann die Anrechnung bis zu deren Beendigung erfolgen. 


5 _ Privatverträge: Die privatrechtlichen Verträge bei betriebs-, fabrik-, 


nis sind meistens mit monatlicher bzw. sechswöchentlicher oder viertel- ° 
jährlicher Kündigung abgeschlossen. Es wäre unbillig, einen Arzt, der . 
‚derartige feste Bezüge bezieht und nach den Bestimmungen nicht ZU=S 
gelassen werden kann, von Amts wegen auszuschließen, also ohne : 
“ daß ‘von ihm selbst eine ausdrückliche Verzichterklärung. vorliegt. 


betriebs- oder werkärztliche Tätigkeit aufgibt, so muß man ihn, wenn 
die übrigen Bedingungen erfüllt sind, zur Kassenpraxis zulassen und 
ihm zur Abwicklung eine angemessene Frist (drei Monate, $ 17, 1) 


nicht erfüllt und ihm eine Fristverlängerung nicht gewährt ist, so muß 


die Kassenzulassung muß dem Arzt wieder entzogen’ werden ($ 25,1). 


(8 24,1) die Kassenpraxis zum Ruhen zu bringen, falls der Arzt. sich 
; nicht bereit erklärt, in einer angemessenen Frist diese Tätigkeit auf- 
. zugeben. Bei dem Ruhensbeschluß ist die Ruhenszeit anzugeben (8 24, 2). 
Erfolgt. nach Ablauf dieser Frist keine Verlängerung oder sind die 
- Voraussetzungen für den Ruhensbeschluß nicht beseitigt, so als! 
eine Entziehung der Kassenpraxis (8 25,1). 


Et Aufwandsentschädigung: Die Entschädigungen, die für die Tätigkeit in 
der: Berufsorganisation an Ärzte gezahlt werden, gelten nicht als 
a - „regelmäßige Einnahmen im Sinne des 8 17. BEST, 


Er: ärztlicher Tätigkeit haupt- oder nebenberuflich fließenden Einnahmen. BR 


| Berechnungsgrundlage: Nach Heinemann kann als „festes Einkommen“ : A # 
nur ein Reineinkommen, .d.h. Bruttoeinkommen abzüglich der Wr- 


bis zum 18. Lebensjahr. Nur bei nicht abgeschlossener Berufsausbil- KR g R 


werkärztlicher oder fürsorgerischer. Tätigkeit im Angestelltenverhält- | 


“ Falls der Arzt erklärt, daß er sein Angestelltenverhältnis oder seine 


‘ stellen. Falls er innerhalb der ihm gesetzten Frist die Bedingungen | e, 


en die Kassenpraxis enfweder zum Ruhen gebracht werden (8 24, 1), oder 2 


Später eintretende, ausreichende, regelmäßige Einnahmen: Treten bei 
‚einem. bereits zugelassenen Kassenarzt regelmäßige Einnahmen 
(8 17,1) ein, so ist durch eine Entscheidung des Zulassungsausschusses 


Beteiligung : an. dar Kassentretliien. Versorgung: Festangestellte Ärzte, 
insbesondere Fachärzte kleiner Krankenhäuser, können an der kassen- 
' ‚ärztlichen Versorgung beteiligt werden (vgl. auch $ 20, 1). -Für Klein- 
und Landstädte usw., größere Landgemeinden ist eine derartige Re- 
gelung oft notwendig. Sinngemäß gilt die Bestimmung auch für Be- 
triebe, die abseits vom Verkehr liegen, so daß die Betriebsangehörigen. 
nur unter Schwierigkeiten einen Arzt aufsuchen können. Die kassen- 

| ärztlichen Beteiligungen sind jederzeit widerrufbar. 


Überwiesene Fälle: Die Beteiligung von Krankenhausärzten ist auf die 
ambulante Behandlung überwiesener Fälle durch andere Kassenärzte 
beschränkt, falls nicht ‘ein besonderer Notstand vom Zulassungsaus- - 
schuß '($ 20,1) anerkannt ist. 


Rechte und Pflichten der an der kassenärztlichen Versorgung beteiligten 
Ärzte: Für die an der kassenärztlichen Versorgung beteiligten Ärzte 
gelten alle gesetzlichen und vertraglichen Bestimmungen, Richtlinien 
und Anweisungen für den kassenärztlichen Dienst wie für den ordent- 
lich zugelassenen Kassenarzt. 


Knappschaftsärzte als Kassenärzte: Die Unstimmigkeiten der früheren 
‚ Zulassungsordnung über die Einrechnung der Knappschaftsärzte ist 
durch die Soll-Vorschrift ($ 17,4) beseitigt. Bei ‘der Berechnungs- 
 grundlage hat man, falls keine monatlichen. regelmäßigen -Einnahmen 
yorliegen und die Einnahmen monatlichen Schwankungen unter- 
worfen sind, von den Durchschnittszahlen eines Vierteljahres even- 
tuell auch eines Jahres auszugehen. Überschreitet der Knappschafts- 
arzt erst nach erfolgter Zulassung die Höchstgrenze, so muß seine 

... Kassenpraxis zum Ruhen gebracht werden ($ 24,1), es sei denn, er 
- verzichtet auf seine knappschaftsärztliche Tätigkeit. Diese Bestim- -. 
mungen beschränken sich auf diejenigen Knappschaften, die für ihre 

Mitglieder am Sprengelarztsystem festhalten, wo die Ärzte also eine 
Monopolstellung besitzen. Für Knappschaften, die mit der ärztlichen 
" Berüfsorganisation’ einen Vertrag mit organisierter freier Arztwahl 
abgeschlossen haben, gelten sie nicht. 


Feste Bezüge: Zum Einkommen zählen -Grundgehalt, Ortszuschläge, 
‚Frauenzuschläge, Teuerungszuschläge abzüglich allgemeiner Gehalts- 
kürzungen. Werbungskosten und Steuern dürfen bei der Berechnung 
nicht abgezogen werden. 


Einnahmen aus Gutachtertätigkeit: Sie sind zu Barlicktichligen wenn 
die Gutachten in Auswirkung eines Beamten-: oder Angestellten- 
verhälthisses erstattet werden, nicht dagegen die übrigen Gutachter- 
gebühren. - 


Knappschaftsärzte sind die in vertraglichen Beziehungen zu den Trä- 
‘- gern der Knappschaftsversicherung stehenden Ärzte. 
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(1) Für die Auswahl unter den Hesörbern ist zunächst festzustellen, 
ob die Voraussetzungen nach $ 15 vorliegen. Bewerber, die diese 
. Voraussetzungen nicht erfüllen, scheiden aus. Es ist ihnen 
schriftlich mitzuteilen, welche Voraussetzungen nicht erfüllt sind. 


..(2) Die Auswahl erfolgt nach folgenden Grundsätzen: 


1. Den Vorrang unter den Bewerbern haben in der Regel 

a) Bewerber, die durch das nationalsozialistische System aus 
rassischen, religiösen oder politischen Gründen ihre Stelle. 

verloren haben, 

b) Schwerbeschädigte, 

c) Bewerber, die bereits zugelassen sind, 

d) Bewerber, die mindestens 5 Jahre auf dem Lande oder in 
einer Kleinstadt Kassenärzte gewesen sind, bei der Zulas- 
sung für Orte mit besseren PENABOUBREINOGDEEN für 
ihre Kinder. ; 


2. Im übrigen sind zu berücksichtigen: - 


Das Lebensalter, der Familienstand, engere Heimatzugehörig- 
keit, Eigenschaften als Flüchtlinge, der Zeitpunkt der Appro- 
 bation, die Ausbildungszeit nach der Approbation sowie 
etwaige von der Kassenärztlichen Vereinigung gebilligte Über- 
nahmeverträge bei der Abgabe einer Praxis. 


(3) Die Entscheidung erfolgt nach billigem ‚Ermessen unter Abwä- 
gung aller Umstände. 


Auswahl: Ein Vergleich zwischen mehreren zur Auswahl stehenden 
Ärzten ist grundsätzlich nur möglich, wenn es sich entweder um prak- 
tische Ärzte oder um Fachärzte des gleichen Faches handelt (Reichs- 
schiedsamt 178/30 vom 24. März 1931). 


Die Auswahl steht lediglich dem Zulassungsausschuß bzw. Berufungs- 
ausschuß zu (Reichsschiedsamt 131/29 vom 10. Januar 1930), aber nicht 
einer Krankenkasse, einem Kassenverband oder der Kassenärztlichen 
Vereinigung. 


EN 


Der Wunsch einer Mosukenkade nach einem  Bertitanilen "Arzt muß | | fi 
beim Auswahlverfahren unberücksichtigt bleiben, da sonst das Aus- en 
N wahlverfahreh in den Zulassungsinstanzen überflüssig wäre men Se 


schiedsamt 170/29 vom 4. März 1930). 


rs " Voraumeizung für die Auswahl: Die Erfüllung aller Hedfnkunken (8 15) 


ist unabänderliche Voraussetzung bei der Berücksichtigung eines Be- 
werbers. 


Grundsätze: Die RR (8 18,2) 'sind nicht ERETRG Natir. 


sondern haben die Bedeutung von Richtlinien, die bei der. Berück- 

= ‚sichtigung aller für die Zulassung in Frage kommenden Umstände 
-besonders zu beachten sind (grundsätzliche Entscheidung des R.Z.A. 
94/34 vom 21. Februar 1935). 


Reihenfolge der Grundsätze: Die Reihenfolge der RR ist ohne 
Bedeutung für die Auswahl (grundsätzlicher Beschluß des Reichs- 
 ausschusses vom 14. November 1928, Amtl. Nachr. des Reichsversiche- \ 


rungsamtes 1928, Seite 401). 


" Punktsystem zur Auswahl: Die Auswahl nach einem mechanisch zu- 5 


_  sämmengesetzten Punktsystem, wie es teilweise früher üblich. war 
- (vgl. Reichsschiedsamt,- Entscheidung vom 5. Juli 1928) und vom Reichs- 
' schiedsamt grundsätzlich für zulässig ‘und vorteilhaft erklärt wurde, 


{ ist von der Arbeitsgemeinschaft der Ärzte und Krankenkassen der 
britischen ‚Zone (Sitzung vom 31. März 1948) als unerwünscht be-. 


. zeichnet worden. Den Zulassungsinstanzen sollen keine starren Vor- 
_ schriften gegeben werden, vielmehr soll es ihrem freien Ermessen nach 


E Abwägung aller Umstände (8 18, 3) überlassen N die richtige 


Auswahl zu treffen. 


Vorrang: Die vorgesehene Bevorzugung bei der Zulassung hat den 


” + Zweck, diesen Bewerbern die Zulassung zu erleichtern, wenn sie mit 


Wi 


anderen Bewerbern unter den gleichen Bedingungen stehen. Es soll 


R jedoch nicht grundsätzlich jeder _ Bewerber nach a—d den DREIER i 
vorgezogen werden. ; 


Politisch Geschädigte: Die Bestimmung soll den Ärzten, die aus rassischen, ie 


‚religiösen :oder politischen Gründen -wirtschaftlich geschädigt wurden, 
die baldige Gründung einer neuen Existenz gewährleisten. \ 


 Flüchtlingsärzte: Aus ihrer Heimat und ihrem bisherigen Praxisbereich 


vertrieböne Ärzte fallen sinngemäß auch unter die Bewerber, die aus 
® politischen Gründen ihre Stellung verloren haben. Sind sie bereits 
Kassenärzte gewesen, so tritt eine weitere Bevorzugung ein ($ 18, 2c). 


‚Diesen vertriebenen Ärzten sind nicht ohne weiteres diejenigen gleich- 
.zusetzen, die ihren bisherigen. Praxisbereich aus FORRDERE oder 


2 sonstigen Gründen lg sgiggen verlassen haben. 


= 
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chä igte wird ‚dem re gleichgestellt. Bei ‚der ‚Aus- ! 


kürze, wenn sie nicht zugelassen waren, aber mehr als fünf J BT 
auf dem Lande ig gewesen sind. ‚Abhängig ist die bevorzugte a 


bildung erhalten sollen. Das: Alter der Kinder ist entsprechend zu Bo 
berücksichtigen. IR Er E a 


” 


seine oder Rente haben gegenüber daichen: die derartige regel- R 
rad Einnahmen haben, den Vorzug. Kleine und für eine beschei- 

dene Lebensführung ausreichende Bezüge bleiben unberücksichtigt, 
Ü rer Beamte oder angestellte Ärzte mit Rente, Dee ie nit 


gung in “den mittleren Lebensaltern, also meistens bei der ersten Be 
.. Existenzgründung, nicht: ‚dagegen, wenn ein älterer pensionierter oder 
‚im Ruhestand stehender beamteter oder RORTPLSHTEN Arzt ‚sich jetzt, 

EN um Se Kassenpraxis bewirbt. 


heiratet ist. und mehrere Kinder hat, anderen Unverhelrateten "ind 
.: Verheirateten ohne und mit weniger Kindern BEROERERN werden 
5 können. 


Engere elssssiieförizkelt,. Die engere Heimatzugehörigkeit kann Br: 
unter gleichen Bewerbern die Entscheidung zugunsten .des,. aus der 
Gegend stammenden Arztes herbeiführen, doch. soll‘ sie nicht dazu x 


. Zeitpunkt der Approbation (Bestallung): as Arprobaticnsdakin kann 
en „hei gleichen ‚Bewerbern zugunsten desjenigen us nahe: Datum. bei 
“der Zulassung os 


Ausbildungszeit nach der Approbation: Eine längere und bessere Aus- 
. bildungszeit nach bestandenem Staatsexamen wird im ‚Auswahlver- 
fahren höher bewertet. 


_ Übernahmeverträge: Übers, ein Koi bei Abgabe oder Tod eines 
Bi Arztes dessen Praxis, so bedürfen derartige Verträge der Zustimmung‘ 
rt: der zuständigen Ärztekammer (Berufsordnung für die deutschen Ärzte 
‚00 , vom 5. November 1937). 


Ss 8 28 lautet: 


nn‘ "„Der Arzt muß Verträge über eine ärztliche Tätigkeit, die nicht. durch die 
ut " Dr nach $ 49 Abs. 2 RÄO.*) erlassenen Vorschriften erfaßt werden, der Reichs- 
-.  ärztekammer zur Genehmigung vorlegen.“ S 
») $ 49 Abs. 2 RÄO. lautet: 
Ye Get „Die Reichsarbeitskammer kann mit Genehmigung dei Reichsministers des 
Innern für die Ärzte verbindliche Vorschriften über Verträge erlassen, durch 
. . die ein einzelner Arzt öder mehrere Ärzte in der öffentlichen Gesundheits- 
RA EBRSRR - pflege oder bei nicht öffentlichen Einrichtungen die ärztliche Behandlung 
TER übernehmen; sie kann im Einzelfalle Abweichungen von diesen Vorschrif- 
1: er ten genehmigen. Sobald es sich um eine ärztliche Tätigkeit in Anstalten 
dar des Reiches, der Länder, der Gemeinden (Gemeindeverbände) oder der Ver- 
'sicherungsträger in der Reichsversicherung handelt, erläßt der Reichsmini- 
ster des Innern nach Anhörung der Reichsärztekammer die entsprechenden 
Vorschriften; für die Anstalten der Wehrmacht ‚erläßt sie der ae 
‚minister.““ ° > - 


Die Anordnung über die Abgabe oder Übernahme einer Praxis vom 
5. November 1937 ist sinngemäß zu berücksichtigen. 


‘ Die: Anordnung lautet: 
ö „Anordnung über die Abgabe oder Übernahme einer Praxis vom 5. Nov. 1937 
(DÄBI. 1937, S. 1037) £ 
Auf Grund des $ 49 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 der Reichslierteoreinung erlasse 


ich mit Genehmigung des Reichsministers des Innern vom .30. Oktober 1937 —; 


"IV B 16 287 1137,3121 — folgende 

} ’ „Anordnung über die Abgabe oder Dochuihme einer Praxis“: 
n.; Ber: Verträge über die Abgabe oder Überhahme einer Praxis bedürfen der Ge- 
Be nehmigung. der Ärztlichen Bezirksvereinigung. Ist ein Mitglied der Kassen- 
r } ! ärztlichen Vereinigung Deutschlands beteiligt, so ist der Leiter der Bezirks- 

RR stelle der Kassenärztlichen Vereinigung Deutschlands für die ER 
zuständig. - 
Regelmäßig darf eine Entschädigung nur für übernommene Gegenstände 
und für die Übernahme eines Arzthauses oder einer Arztwohnung verein- 
bart werden. - 


“ 'In Ausnahmefällen, insbesondere wenn sich Hinterbliebene in Notlage be- 
finden und der Aufbau der übernommenen Praxis das Lebenswerk des 


Ten 


PER 


» 


n 


bi 


"ES ir 


verstorbenen Arztes war, kann eine besondere Entschädigung gezahlt - 


werden. 


München, den 5. November‘ 1937. 2 Der. Reichsärzteführer - 
- Dr: Wagner.“ 


gung Klier "Tatsachen und omstände, Die Einwirkung einzelner 
a Krankenkassen, Kassenverbände, Ärzte oder der Kassenärztlichen. ; 
Seenintng auf die ‚Mitglieder des enreee : ihre 


Weber muß die allgemeinen Voraussetzungen für die Zulassung. 
> 


7 kömmling bereits im Besitz der Approbation ist, "bis zu.dem Zeit- 


punkt, an welchem er die Voraussetzungen für. die Zul 
= erfüllt. 


ferliche Praxis: Söhne und Töchter von Kassenärzten oder Ärztinnen 
können bei Lebzeiten nach Erfüllung der Zulassungsvoraussetzungen 

& 15) ohne Ausschreibung vom Zulassungsausschuß zugelassen werden; 
wenn die Zustimmung des .Elternteiles vorliegt, der die Praxis inne-, 
"hat. Beim Tode des Praxisinhabers können seine Kinder, die die Zu- N 
 lassungsbedingungen 'erfüllen, ohne weiteres für die Praxis des ver-. 
Breenen Elternteiles zugelassen werden. 


"sind, sich aber noch in ihrer werde befinden, kann die Stelle. 
unbesetzt bleiben. Es ist also dem Ermessen des Zulassungsausschusses 
' überlassen, ob er die Stelle ausschreiben und besetzen will: oder ob 
en sie unbesetzt oder durch einen Vertreter verwalten lassen will. Die 


we tischen Arzt. 


Durch die Eitegsverhälinisse haben studierende "Ängehörige von ver- es 
‚storbenen Ärzten unverschuldet nicht immer rechtzeitig und frist- 
gemäß ihr Studium beenden können, so daß diese Umstände billiger- 
S weise ‚berücksichtigt werden müssen, wenn der Zulassungsausschuß _ 
sich entscheidet, ob er eine Stelle für den Erben verwalten lassen 2 
oder neu besetzen will. „Auch die Voraussetzung der bereits erlangten Fer: 
£ "Approbation kann durch die Kriegsverhältnisse ohne Schuld ver- -- 
& hindert sein. Der Zulassungsausschuß wird unter Berücksichtigung 
S: aller Umstände, wie die YERRIENE. sich in normalen Zeiten gestaltet 
BE ‚hätten, entscheiden müssen. 


m ee a 

® Di ul singsenischhl kann zur Behebung eines Notstandes. 35 
Ärzten die Teilnahme an der ‚kassenärztlichen Versorgung in San 
einem bestimmten Ort oder Ortsteil gestatten. , Die Genehmigung 3 
kann auch ohne das Vorliegen eines Notstandes zur Versorgung Er 
eines beschränkten Personenkreises (z. B. des Personals eines 


. Betriebes oder einer Krankenanstalt oder "der, ‚Insassen eines 


a 


Lagers) erteilt werden. 
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.®) Der Zulassungsausschuß kann einem im Auslande approbierten. > 
‚Arzt, dem von der. zuständigen Behörde die Ausübung seines RS 7 
Berufes in Deutschland gestattet ist, die Teilnahme an der kassen- N 


n 


ärztlichen Versorgung gemäß Abs. 1 gestatten.. 


® Die ‚Genehmigungen nach Abs. 1 und 2 können ‚durch den. zu- 


‚ständigen Zulassungsausschuß jederzeit zurückgenommen werden. 


@ ‚Während der Dauer der Teilnahme haben die in Abs. 1 und 2. x > ; 
bezeichneten Ärzte die Rechte und Pflichten ( eines Kassenarzts: 


Beteiligung an der kassenärztlichen Versorgung: Die Beteiligung an 
der kassenärztlichen Versorgung, geschieht auf Widerruf ‚und wird 
entweder für einen bestimmten Zweck oder für eine bestimmte Gruppe 


N ” ‚ r 7% 
Pr ” 
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Er wenn ae ausreichende ärztliche song der Versicherten er, 
 währleistet ist. Dies kann vorübergehend sein (Bau einer Fabrik, Er- 
we richtung eines Lagers usw.); er kann auf fachärztlichem Gebiet liegen, ; 
“besonders in kleineren Orten, wo’ für fachlich vorgebildete Kranken- 
.  hausärzte eine Beteiligung an -der Kassenpraxis evtl. mit. Über- 
weisungszwang "möglich ist. Er kann sich auch auf das Personal eines 
Betriebes durch Behandlungserlaubnis als Betriebs- oder Werkarzt 
beschränken, besonders dann, wenn für die Betriebsangehörigen durch 
die räumliche Lage das Aufsuchen eines Kassenarztes mit unnötigen 
Kosten und Zeitaufwand verbunden ist. Für. Lager, abgelegene Rep n 
‚ken- und Heilanstalten gilt das gleiche. 


Kassenpraxis beteiligt werden, wenn sie die Erlaubnis nach $ 11 dar? 
e eimsärdsordnung erhalten haben, im Deutschen Reich Praxis aus- 
zuüben, oder wenn durch ‚Staatsvertrag mit dem fremden Land in 


wurde. 


hasländische Ärzte: Ärzte mit ausländischer Abarehaiien können an aaa ; 


den Grenzgebieten ein gegenseitiges Übereinkommen ausgesprochen na ® 


praxis sind nur arkarich, sie können jederzeit durch den zu- 
- = felsangsausschuß zurückgenommen werden. Sie können auch nur für 

eine bestimmte Zeit oder für ein bestimmtes Gebiet (Ort, Betrieb, 
Lager) oder für ein bestimmtes. Fachgebiet oder auch nur für Über- 

weisung oder Behandlung mit BANERENLHBEN ausgesprochen werden. 


Br Beteiligte Ärzte: An der Kassenpraxis beteiligte Ärzte haben die Rechte 
und Pflichten von Kassefärzfen. Sie müssen .die kassenärztlichen 
Dienstvorschriften, insbesondere eine sachgemäße Arzneiversorgung: 
und Behandlung beachten. Sie unterliegen den Prüfungen der Kassen- 
ärztlichen Vereinigung und deren Disziplinarbefugnissen. Sie nehmen 
am Honorar entsprechend dem Verteilungsmaßstab mit seinen Ab- 
 schlägen teil. Sie müssen in das Arztregister (8 3) eingetragen werden 
“und sind sinngemäß (8 5,3) besonders kenntlich zu machen. Bei der. 
'Verhältniszahl ($ 13) zählen sie nicht mit. Se » 
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© Ein Kassenarzt darf aus dem Bereich seiner bisherigen Praxis 
innerhalb des Zulassungsbezirkes nur verziehen, wenn der Zu- 
 lassungsausschuß vorher zugestimmt hat. 


[2 
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or Ein Kassenarzt, der. aus a Bereich seines Zulassungsbezi es 
in den ‚eines anderen Zulassungsbezirkes verziehen will, 'bleibt ö 
. zugelassen, wenn die er Zulassungsausschüsse zugestimmt a 
haben. one 3 


: @ Eine Berufung gegen die Beschlüsse nach Abs. 1 und 2 ist nicht £ 
Been es | Re e 


= Plz 


& ne 


_ Zulassungsbezirk: Die ar ist lokal gebunden und wird nur für . 
„einen Ort oder Ortsteil (Arztsitz) ausgesprochen ($ 14). Will der 
" Kassenarzt innerhalb des Zulassungsbezirkes verziehen, so muß er 
vorher die Zustimmung des Zulassungsausschusses einholen. Das 

gleiche - gilt besonders für den praktischen Arzt, wenn er nur mit 

"seiner Wohnung und nicht mit seiner Praxis aus dem ‚Bezirk. ver- 

= Bi ziehen will (vgl.$ 14). 


 Verziehen. in einen anderen Zulassungsbezirk: Beim Verziehen in einen 

anderen Zulassungsbezirk müssen die Zulassungsausschüsse des bis- 

herigen und des neuen Arztregisterbezirks diesem Umzug zugestimmt ae 

. „haben, andernfalls verliert der Kassenarzt seine Zulassung im neuen 

Bezirk (8 22,3). In diesem Fall erfolgt seine Streichung aus hi. Arzt-_ 
register von Amts wegen (8 8, 9), 


_ Verneinung der Zustimmung: Falls die Zustimmung zum "Umzug in je 
anderen Bezirk nicht erteilt wird, steht es dem Kassenarzt frei, sch 
. um eine dort ausgeschriebene Kassenarztstelle zu bewerben ($' 11), 
wobei besonders $ 11 Ziffer 7 beachtet werden muß. Eine Eintragung ' 
in das Arztregister des neuen Bezirkes, um den der Arzt sich be- 
wirbt, ist nicht erforderlich. Es genügt die Vorlage der Arztregister- 
-bescheinigung seines alten Kassenarztbereiches. Bei der Auswahl der 
Bewerber genießt der bereits zugelassene Kassenärzt ($:18, 2, lo) unter’. 
‚anderen Bewerbern den Vorrang. 


Praxistausch: Auch beim Praxistausch zwischen zwei Kassenärzten ver-. & 
schiedener Orte oder Ortsteile oder verschiedener Zulassungsbezirke 
(Arztregisterbezirke) muß eine vorherige TUN beider Zu- 
lassungsausschüsse eingeholt werden. 


egeneiel der Genehmigung: Das Versagen der N durch den 
- Zulassungsausschuß muß stichhaltig begründet pekiasstie zumal hierbei 
' eine Berufung nicht möglich ist. 


Wiederholung des s "Antrages: Zweifelsohnie hat der beantragende Kassen- 
Be arzt das Recht eines neuen Antrages, wenn: die in der Ablehnung zum 
=... Ausdruck kommenden Hinderungsgründe beseitigt wurden. 


Mn RN i r 


KAPITELV RSS 
Ende, Ruhen und Entziehung der Zulassung, 


822. 
Die Zulassung endet ; 


1. mit dem Tode des Zugelassenen, 


2. mit der. Erklärung des Zugelassenen, daß er die Zulassung nicht 
‚annimmt oder daß er sie "aufgibt, 


3. mit dem Wegzuge des Zugelassenen aus dem Bereich seiner bis-_ 


herigen Praxis, es sei denn, daß seine ‚Zulassung ruht oder daß - 
er eine Zustimmung gemäß $ 21 Abs. 1 oder 2 erhalten hat. 


Ende der Zulassung: Das Enden der Zulassung bedeutet deren Auf- 
hebung. Der Arzt wird damit aus dem Arztregister gestrichen. ° 


Ruhen der Zulassung: Durch das Ruhen der Zulassung bestehen alle » 
. ‚Rechte des Kassenarztes weiter; die Zulassung ist weder beendet noch 
aufgehoben, die Eintragung im Arztregister bleibt bestehen. Es ist 
dort lediglich ein-Vermerk über das Ruhen von Amts wegen auf- 
zunehmen. Die Verpflichtung und die Berechtigung zur Teilnahme an 
der kassenärztlichen Versorgung ($ 1c ZO.) besteht nicht, alle Rechte 
und Pflichten ruhen, ein teilweises Ruhen gibt es nicht. Der Arzt - 
bleibt weiter Mitglied der Kassenärztlichen Vereinigung. 


. Entziehen der Zulassung: Das Entziehen der Zulassung ist eine :Vor- 


schrift, nach der von Amts wegen ein Verfahren eingeleitet wird. 


"Tod des Zugelassenen: Das Datum des Todes ist maßgebend für die Be- 


endigung der Zulassung, nicht der Tag der Bekanntgabe des Todes. 
an die registerführende Stelle. Die Streichung im Arztregister EIER, 
von Amts wegen. 


e Nichtannehmen der Zulassung: Ist einem Arzt die Zulassung zur Kassen- 


praxis mitgeteilt worden und er will die Stelle. nicht annehmen, so 
muß er dieses dem Zulassungsausschuß bzw. Berufungsausschuß mit- 
teilen (8 33). Er bleibt weiterhin in das Arztregister eingetragen, wenn 
er nicht ausdrücklich seine Streichung beantragt ($ 8 2.1). 


€ Aufgabe der Kassenpraxis: Wenn ein Kassenarzt seine Tätigkeit nicht 


weiter ausüben will und dies dem Zulassungsausschuß mitteilt, so 
endet seine Zulassung und er wird aus dem Arztregister gestrichen. 
— Will der Arzt wieder Kassenarzt werden, so muß er sich neu in 


83 


BER TTER IR PIE 


das Argtregister eintragen jaknen: und: um Wiederilaslung zur Kassen- 
‚praxis im. ordentlichen Zulassungswege ($ 11 ZO,.). bewerben, 


le . Wegzug aus dem bisherigen Praxisbereich: ‚Jeder Umzug bedarf der Ge- | 
nehmigung des Zulassungsausschusses ($ 21 ZO.), ohne Genehmigung 3 
; - ist die Zulassung hinfällig. Der Arzt wird von: Amts ehe a im Arzt- 
. register gestrichen. 
2a x Wegzug beim Ruhen der Zulassung: Wenn die Zulsssung ruht (8 24 zo. J 
Ma} ) braucht die Zustimmung des Zulassungsausschusses beim Fort- 
ziehen in einen anderen Ort oder in einen anderen ES 


nicht eingeholt zu werden. ®: 


Weiterbestehen der Zulassung: Ist die Genehmigung erteilt, so bleibt der 
Arzt auch für den neuen Ortsteil oder Ort seines Zulassungsbezirks 
"zugelassen und bei Verzug in einen anderen Zulassungsbezirk mit 

Genehmigung des zuständigen an aan auch für diesen 

Br (wei. Erl, zu $ 21 Z0.).. N en 


Wiederaufieben der ruhenden Zulassung beim Fortzug. Will ein Arzt, 
. dessen Kassenzulassung ruht und der in einen anderen Bezirk ver- 
zogen ist, seine Kassenpraxis wieder aufnehmen, so muß er dies an 

seinem alten Arztsitz tun. Andernfalls muß er die Genehmigung des 
Zulassungsausschusses seines Zulassungsbezirkes einholen, wenn sich 
sein neuer Praxisort innerhalb dieses Bezirkes befindet, oder er muß’ 

De außerdem noch die-Zustimmung des Zulassungsausschusses seines . 
u neuen Zulassungsbezirkes einholen (vgl. $ 21, 1 und 2). 


= PR Mitrechnung von ruhenden Kassenarztstellen: Kassenärzte, deren Kassen- 
‘ praxis ruht, werden bei Feststellung der Verhältniszahl (8 28 2) nicht 
mitgerechnet. 


Knpenälguns der Zulassung: Die avec: endet kraft Gese % zes. 
“von selbst: 
a) mit dem Tode, 
b) mit der Erklärung, die Zulassung nicht anzunehmen (8 33), 
ec) mit dem Verziehen aus dem Praxisbezirk. 


Hierfür ist kein besonderer Beschluß des Zulassungsausschusses er- 
forderlich, das Ende braucht auch nicht besonders festgestellt zu 
_ werden. 


Die Streichung im Arztregister (8 8,1) erfolgt bei a) von Amts wegen, e 
bei b) nur auf Antrag des Arztes, bei c) von Amts wegen; hiergegen 
‚hat, der Arzt das Beschwerderecht. 


‚Die Zulassung endet aus anderen Gründen: 
a) dauernde Entziehung der Zulassung (8 25), i 
b) zeitweise Entziehung der Zulassung ($ 25, 3), 
c) -Verzicht auf Zulassung ($ 22, 2). 
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| rztregister eingetragen, bei C} ertolgt e eine Streichung ı nur auf, An 


a chlogenen. Atdtwegielerhenirken erfolgt die strekchmie: de 
ze Arztes im alten und die Eintragung im neuen ArARRERIHEL EDEN von. 
‚Amts wegen 83). 
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' Die Zulassung ruht, solange dem Zugelassenen die „Ausübung. 


» 


seines PRERIER. verboten ist oder die Befugnis dazu ruht. = 


zugelassen bleibt, ‚er NEE nach Ablauf der: Ruhenszeit nicht erneut 
zugelassen werden. Er darf. aber während. -der Ruhenszeit ‚keine 
ERRROBSHENche Tätigkeit ‚ausüben. R 


Nr 


@ 13) werden die EEETANR asien ER ruht, nicht mitgezählt. | 


ai uhen bei Heruierestet: Wird einem. Arzt auf Grund der. RAO. (8 7a) r 
‚nach einem gerichtlichen oder berufsgerichtlichen Verfahren der ärzt-- or 
"liche Beruf verboten, so ruht während dieser Zeit auch seine kassen- x 

en ärztliche Tätigkeit. Eine Feststellung hierzu mit entsprechender Ein- Be 
ER tragung in das Arztregister ($ 6) genügt, ein Beschluß ‚des Zulassung 
ausschusses ist nicht erforderlich. 


'Ruhen der Zulassung bei Ruhen der Höralanus ibung: Wenn ein Ruhen R 
der ärztlichen Berufsausübung nach 8 7 der RÄO. ausgesprochen wird, 
te) gelten die gleichen Bestimmungen wie unter Ziffer 1 MER 


N 7 RÄO. lautet: 


"„Aa) Die Befugnis zur Ausibeng. des ärztlichen Berufs ruht, wenn die zu- 
ständige Behörde feststellt, daß dem Arzt infolge eines körperlichen Ge- 
'brechens oder wegen Schwäche seiner körperlichen oder geistigen Kräfte 

- oder wegen einer Sucht die für die Ausübung des ärztlichen Berufs er- 
forderliche ‘Eignung oder Zuverlässigkeit fehlt. Die IR OBme lebt bean) a 
‚auf, sobald die Behörde ihre ‚Feststellung aufhebt. / 
(2) Vor der. Feststellung oder ihrer Aufhebung ist die Reichkärztekanimer 

- „zu hören. - f , EAN, „ 
. (3) Der Reichsminister des Innern kann bestimmen, inwieweit die Befugnis 
zur Ausübung des ärztlichen Berufs wegen Doppelverdienertums runt;“ 


= 


ER Me Das Auken- der Zulassung ist zu beshiaen wenn die Voraus-" j 


setzungen des $ 17 Abs. 1,2 und 4 vorliegen; es kann beschlossen 
„werden, wenn der Zugelassene es beantragt. 


.® In jedem Ruhensbeschluß muß die Ruhenszeit festgesetzt werden. 


. (3) Während der Ruhenszeit darf kassenärztliche Tätigkeit nicht aus- 


ep‘ ‚werden. 


Zwangsweises Ruhen der Zulassung: Das Ruhen der Zulassung muß bei 


Vorliegen der Gründe nach $ 17 Ziff.1, 2 und 4 — regelmäßige Ein- 
nahmen von mindestens 400,— DM monatlich, Ruhe- und Wartegeld 


und Einnahmen aus Sprengelarzttätigkeit der Knappschaftsärzte — 


beschlossen werden. Der Beschluß erfolgt von Amts wegen, ohne daß _ 


es eines besonderen Antrages bedarf. Der Arzt muß gehört werden. 


# Freiwilliges Ruhen: ij eder zugelassene REN kann das Ruhen der 


' Kassenpraxis selbst beantragen, wenn er für längere Zeit durch 
Krankheit verhindert ist und sich nicht vertreten lassen will, wenn 


er eine längere Studien- oder Erholungsreise machen oder wenn er. 
sich weiter fortbilden will oder vorübergehend eine feste Anstellung 


‚ännehmen will. Die kassenärztliche Versorgung muß sichergestellt sein. 


» Ruhezeit: Die Zeitdauer des Ruhens muß in jedem Falle vom Zulassungs- : 


ausschuß festgelegt werden. 


Verkürzte Ruhenszeit: Ist die Ruhenszeit Techtihräflig FR en so 


schließt dies nicht aus, daß die Ruhenszeit auf Antrag abgekürzt 
wird, wenn unvorhergesehen& Ereignisse dies notwendig erscheinen 
. lassen (Entsch. R.Z.A. 8/34 vom 25. Oktober 1934). 


. Dauer des Ruhens: „Grundsätzlich ist davon auszugehen, daß das kuhal 


‘der Zulassung auf Antrag des Arztes für einen nicht zu großen Zeit- 


raum, und zwar nur dann ausgesprochen werden soll, wenn der Arzt 


den festen Vorsatz hat, die kassenärztliche Tätigkeit nach dem Auf- 
‚hören der Umstände wieder aufzunehmen. Will der. Arzt die Kassen- 


“praxis zugunsten einer anderen Berufstätigkeit für längere oder un-- 
begrenzte Zeit nicht mehr ausüben, so wird das Ruhen der Zulassung _ 


in der Regel abzulehnen sein. Dagegen erscheint es unbedenklich, die 


Zulassung während der Vorbereitung auf eine andere Tätigkeit oder. 


' während einer Probezeit vorübergehend ruhen zu lassen.“ (Grund- 


sätzliche Entscheidung des Reichszulassungsausschusses Nr. 22 vom 


20. Februar 1935.) Ein genauer Zeitpunkt für die Dauer des Ruhens 
ist nicht vorgesehen, vielmehr ist es dem Ermessen der Zulassungs- 


RT 


 ausschüsse überlassen, die Dauer festzusetzen. Bei länger dauernden 
'Ruhezeiten "empfiehlt es sich in der Praxis, das Ruhen zunächst für 
drei bis sechs Monate auszusprechen und dann in eine Überprüfung 
einzutreten, um entweder den Termin wieder für die gleiche Zeit- 
dauer zu verlängern oder die Zulassung endgültig enden zu lassen. 


RT Auffassung: Das Ruhen kann. auf Jahre und Jahrzehnte aus- 
gesprochen werden, namentlich für die Tätigkeit als beamteter 
oder angestellter Arzt an einem Krankenhaus ee des 
8 17,1, 2, 4). 


Aufhebung der ohaiseits Sind die*Gründe, die zu einem Ruhen der 
kassenärztlichen ‚Tätigkeit geführt haben, nicht mehr vorhanden, so 
kann die Kassenpraxis ohne” besondere Förmlichkeiten wieder auf- 

- genommen werden. Wenn der Arzt selbst das Ruhen beantragt hat, 
so kann er entweder bei Ablauf der ihm gesetzten Frist oder auch 
früher die Kassenpraxis wiederaufnehmen. Eine entsprechende Mit- 
teilung an den Zulassungsausschuß bzw. an das Arztregister genügt. 


. Kassenärztliche Tätigkeit während des Ruhens: Von Notfällen abgesehen 
darf während des Ruhens der Zulassung keine kassenärztliche Tätig- 
keit ausgeübt werden.‘($& 1c zo. entfällt.) 


\ 
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Die Entziehung der ‚Zulassung ist zu beschließen: 


Pr 


1. wenn die Zulassung aus einem in der Person des Zugelassenen 
liegenden wichtigen Grunde nicht hätte erfolgen dürfen oder’ 
wenn nach der Zulassung’ ein solcher Grund eintritt, f 


2, wenn der Zugelassene ohne wichtigen Grund die Teilnahme 
an der kassenärztlichen Versorgung ablehnt oder die Kassen- 
BEER ohne wichtigen Grund und ohne Ruhensbeschluß des Zu: 
lassungsausschusses länger als drei Monate nicht ausübt, 


3. wenn. ein Zugelassener seine kassenärztlichen Pflichten gröblich 
verletzt. 


& 
Wichtiger Grund: Als wichtiger Grund gelten die gleichen Grundsätze, 
wie sie nach $ 16 Ziff. 1 dargelegt sind, wonäch wegen „körperlicher, 
‚geistiger, charakterlicher oder morälischer Unzulänglichkeit“ der Arzt 
zum Kassenarzt ungeeignet ist. Ob ein in der Person liegender wich- : 
tiger Grund vorliegt, ist in jedem Falle von den Zulassungsinstanzen 


“ 
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zu intscheiden {N.A;'22; ok 1932, DK. 32, 719). Alle wichtigen. a 


ER Gründe: ‘können nicht einzeln ans ie werden, sie müssen aber im. 
"Sinne des 8 626 BGB. Re ’ 


„das Dienstverhältnis kann von jedem Teile ohne Einhaltung einer 


Kündigungsfrist gekündigt werden, .wenn ein wichtiger Grund. 


. vorliegt“ . , Ir 
zur fristlosen Auflösung eines Vertrages berechtigen. 


- . Bekanntwerden des wichtigen Grundes: Es ist eichgültig, ob der „wich- 


tige Grund“ in der Person des Arztes bereits vor der Zulassung vor- 
gelegen hat, aber erst nach seiner Zulassung bekannt wird oder ob. 


der wichtige Grund erst später auftritt. Die Zulassung ist zu entziehen, 
wenn „die Unzulänglichkeit‘“ der zugelassenen Ärzte in Frage kommt. 
Es ist auf jeden Fall darzutun, daß sich wirkliche Mißstände für die 


Versorgung der Kassenmitglieder ergeben haben (vergleiche auch _ 


Reichssch.A. 6. Oktober 1931, R.Sch. 19/31). 


Angestelltenverhältnis — ein wichtiger Grund: Ein wichtiger Grund 
kann für einen neu zugelassenen Arzt darin liegen, daß er sich noch im 
Angestelltenverhältnis befindet. In diesem Falle hat der Arzt das 
Angsstelltenverhältnis zum ersten möglichen - Zeitpunkte zu lösen, 
andernfalls kann die dauernde Entziehung beschlossen werden. 


Ablehnung der Kassenpraxis: Lehnt ein Kassenarzt. ohne wichtigen 
Grund die Teilnahme an der Kassenpraxis ab, so verliert er seine 
Zulassung auf Dauer und wird aus dem Arztregister gestrichen. 


Nichtausübung der Kassenpraxis: Ohne einen Beschluß des Zulassungs- ° 


ausschusses über Ruhen der Praxis darf der Kassenarzt höchstens 
drei Monate seine Praxis nicht ausüben, andernfalls wird er ge- 


strichen, es sei denn, daß er einen wichtigen Grund nachweisen kann. 


Sinngemäß sind die drei Monate innerhalb eines Jahres zu verstehen. 


5 _ Verletzung der kassenärztlichen Pflichten: Erfüllt ein Kassenarzt nicht 
i die ihm obliegenden Pflichten, so kann ihm die Zulassung entzogen. 


werden. Der Antrag kann sowohl von der Kassenärztlichen Vereini- 
gung, die Disziplinargewalt gegenüber ihren Mitgliedern besitzt, als 
auch von der Kassenseite (vgl. $ la ZO.) gestellt werden. 


- Dauer der Entziehung der Zulassung: Die Entziehung kann auf Zeit oder: j 
- >» für dauernd erfolgen. Bei dauernder Entziehung ist auch keine Neu- 


bewerbung möglich, während bei der Entziehung auf Zeit eine neue 
Bewerbung ($ 11 ZO.) erfolgen muß. Eine Streichung aus dem Arzt- 

register ist in diesem 'Falle nicht erforderlich, dagegen muß eine 
—_——- Streichung als Kassenarzt erfolgen. 


‚soll weiter die Eintragung als Kassenarzt bestehen, so kann nur ein 
Ruhen der Kassenzulassung beschlossen werden. 
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. Kassenärztlichen Vereinigung). 
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88 Abs. 1 und 2 der KV. -Satzung lautet: 


pflichtet. 


gehöriger Weise, so kann gegen ihn durch Verwarnung oder Geldstrafe bis 


. zu Tausend M oder durch zeitweiligen oder durch dauernden Ausschluß 


von der ärztlichen Tätigkeit eingeschritten werden, sofern nicht der dau- 


sonderes Verfahren geregelt ist. — Es können auch mehrere dieser Maß- 


Tätigkeit kann nach Maßgabe der bestehenden. Vorschriften oder Verein- 


Bir: 8 ...- praxis beschränkt werden.“ _ 
Für den Ausschluß aus der Kassenpraxis bedarf es eines Antrages 
der Kassenärztlichen Vereinigung an den Zulassungsausschuß (8 25, 3). 


Diese disziplinarische Ausschließung aus der Kassenärztlichen Ver- 


er einigung wird- besser durch ein berufsgerichtliches Verfahren aus- 
.gesprochen. Das Berufsgericht würde dann den. Antrag beim Zu- 


gesehen. . x 


Der Ausschluß auf Zeit läßt die Zulassung und damit die Eintragung 
in das. Arztregister unberührt. ' 


Wirksamwerden der Zulassungsentziehung: Wird die Entziehung .be- 


Die Entziehung der Zulassung erst von einem späteren Zeitpunkt 
‚an wirksam werden zu lassen, ist unzulässig. 


Einleitung eines Verfahrens: Die Einleitung eines Verfahrens *önnen 


Krankenkasse Wenn ein Antrag gestellt wird, muß der Zulassungs-: 
‚ausschuß ein Verfahren einleiten. Diese Verpflichtung besteht nur 
hinsichtlich der Einleitung, nicht, für dessen Durchführung. Hierbei 
sind die Mitglieder an keine Weisungen. gebunden, sondern entscheiden 
nach freiem Ermessen (8 26,1). 


 Suspendierung von kassenärztlicher Tätigkeit:: Besteht :schon bei der 
Er, Einleitung eines Verfahrens die dringende Notwendigkeit, daß der 
uns © Kassenarzt keine kassenärztliche Tätigkeit mehr ausübt, so besteht 
keine Möglichkeit, ihn vorläufig zu suspendieren. Nur nach der 
> RÄO. $ 5 Abs. 5 kanri die Staatsverwaltung bis zum Abschluß des Ver- 


Fällen wird man diesen Weg über ein vorläufiges Berufsverbot gehen. 
müssen. Die Kassenpraxis ruht dann (8 23): 


„Die Ärzte sind der KV. gegenüber zur Erfüllung ihrer Aufgaben, ver- 


ernde Ausschluß von bestimmten ärztlichen Tätigkeiten durch ein be-. 


regeln zusammen verhängt werden. Der. Ausschluß von der ärztlichen 


lassungsausschuß stellen. Dieses. ist im neuen ‚Satzungsentwurf vor- 


schlossen, so endet die Zulassung mit der Rechtskraft des Beschlusses. 


die Vertragsparteien: Krankenkassenverbände und Kassenärztliche‘ 
Vereinigung, beantragen, nicht‘ der einzelne Arzt oder die einzelne 


| rg bei schaldbäftern Verhalten eines Arztes diesen von dr kassen- = 
ER ärztlichen Tätigkeit ausschließen lassen 8 8 Abs. 2 der Satzung der 


barungen auf einzelne Gebiete, z.B. auf die Kassenpraxis, Ersatzkassen- 


fahrens den Arzt von jeder ärztlichen Tätigkeit entbinden. In solchen 
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Erfüllt ein Arzt die ihm obliegenden Verpflichtungen nicht oder nicht in: Re 


D 
> 


3 


2 _ KAPITEL VI- 
= “ Verfahren 


ae 


Ne (a) Zulassungsinstanzen sind die Zulassungsausschüsse und die Be- 


>  rufungsausschüsse. Die“ Mitgheger der ‚Ausschüsse . sind an Wei-. ne 


sungen nicht gebunden. 


.@®) Zulassungsinstänzen werden für den Bereich. einer oder mehre- 


rer Landesstellen öder einer oder mehrerer Bezirksstellen der... 


Be Kassenärztlichen Vereinigung ‚gebildet, 


.@& Die Beschlüsse der Zulassungsinstanzen werden mit einfacher 


_ Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit gilt ein BIENE | 


ae: BR UnE 


. Zulassungsinstanzen: Die Zulassungsinstanzen sind auf-die Zulassungs- 


ausschüsse und ‚die Berufungsausschüsse beschränkt. Ein Reichs- oder 


- Zonenausschuß für. Revisionsfragen ist nicht vorgesehen. 


- poklungen an die Mitglieder: Weder die Kassenärztliche Vereinigung 

noch ihre Untergliederungen noch die Kassenverbände noch einzelne 

"Krankenkassen ‚dürfen irgendeine Weisung an ihre Mitglieder in den 

- Ausschüssen geben. Wenn sie Bedenken vorzutragen haben, so müssen 

sie diese durch die Parteien vertreten’ lassen. Die Mitglieder der Aus-" 

'  schüsse müssen nach freien pflichtgemäßen Überlegungen ihre Ent- 
‚scheidungen treffen. 


x 


Bereich der Zulassungsinstanzen: Der Bereich der Zulassungsinstanzen 
ist den Parteien überlassen und sol sich nach den örtlichen Verhält- 
nissen richten. Für jede Bezirksstelle wird ein: Zulassungsausschuß 
gebildet. Für jede .Landesstelle ein Berufungsausschuß. (Grundsätz- 
licher Beschluß des Vorläufigen Ausschusses für Ärzte und Kranken- 
© kassen der britischen Zone vom 21. April-1948.) 


Beschlüsse: Die Stimmenmehrheit entscheidet, bei Surieanlekinieie ist 
der Antrag abgelehnt. Dies trifft nur für die Zulassungsausschüsse zu, 


nicht für die Berufungsausschüsse, da dort neben den drei Parteien- 


vertretern noch der Unparteiische fungiert: Dieser gibt also den Aus- 
‚schlag bei Stimmengleichheit. 


_ Verfahren: Soweit Lücken in den Verfahrensvorschriften bestehen, sind 


die entsprechenden Bestimmungen der RVO., der Zivilprozeßordnung 
- USW. PISDReIUAB anzuwenden (Haedenkamp). 


, 


En 


87 as 


(1) Der Zulassungsausschuß besteht aus je- we Vertretern der Ärzte 


und der Krankenkassen sowie aus Stellvertretern in der nötigen 


Zahl. Unter den Vertretern der Ärzte muß ein noch nicht zur 
Kassenpraxis zugelassener Arzt sein. | 


(2). Die Vertreter der Ärzte und ihre Stellvertreter werden von der 
Kassenärztlichen Vereinigung, die Vertreter der Krankenkassen 
© und ihre Stellvertreter von den Verbänden der Krankenkassen . 


bestellt. 


» 


(3) Der Vorsitz wechselt von Sitzung zu Sitzung zwischen den Ver- 


tretern der Ärzte und Krankenkassen. 


(4) Für die büromäßige Erledigung der im Zulasfingsausschuß an- - 


fallenden Arbeiten steht dem jeweiligen Vorsitzenden die mit 
der Führung des Arztregisters beauftragte Stelle zur-Verfügung. 


£ . 
- „Vertreter des useimeuser: Im allgemeinen dürfte es genügen, 
£ wenn ein Stellverteter für jedes Mitglied bestimmt wird. Der nicht 


‚zugelassene Arztvertreter anee aus der Bewerberliste des Arztregisters 


genommen werden. 


Berufung der Arztvertreter: Die Arztvertreter werden. durch die Vor- 
stände derjenigen kassenärztlichen Untergliederungen bestellt, bei 
denen der betreffende Zulassungsausschuß errichtet ist (Bezirksstelle, 
Landesstelle). Haben mehrere Stellen einen gemeinsamen Zulassungs- 


ausschuß, so besetzen die betreffenden Vorstände gemeinsam die Zus 


lassungsausschüsse. 


Berufung der Kassenveftreter: Die Vertreter werden durch die für den 
Bereich des Zulassungsausschusses zuständigen Vorstände der Unter- 
gliederungen der Krankenkassenverbände berufen. Die verschiedenen 
Krankenkassenverbände müssen sich unter sich über die Besetzung 

. und die Verteilung auf ordentliche und ‘stellvertretende Mitglieder 
einigen. 


Vorsitz: Den Vorsitz führt abwechseind ein Arzt und ein Könnenvera 
Der Wechsel erfolöt mit jeder Sitzung, also nicht für BI bestimm- 
ten Zeitraum. 


‚Geschäftsführung: Die in liegt bei der zuständigen Gliede- 


rung der kassenärztlichen Vereinigung, die auch das- Arztregister 
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- führt. Sie ist dem jeweiligen Vorsitzenden für die ordnungsgemäße 
Erledigung der Arbeiten verantwortlich und muß dem Vorsitzenden 
. die notwendigen Hilfskräfte zur Verfügung stellen. Zweckmäßig 
dürfte es sein, daß der mit der Geschäftsführung des Arztregisiers 
beauftragte Angestellte gleichzeitig die geschäftsführenden. Arbeiten 
Re Zulassungsausschüsses erledigt. 


Es 5 28 
Der Zulassungsausschuß beschließt über die auszuschreibenden 
Stellen und meldet sie der Kassenärztlichen Vereinigung, die die 


* - Ausschreibung unter Fristsetzung für die Bewerbung in ihrem 


Amtsblatt oder auf ahdere Weise bekannt gibt. 


Ausschreibung der zu besetzenden Kassenarztstellen: Der frühere Reichs- 


zulassungsausschuß vertrat die Auffassung, daß die Bestimmung über 


die Ausschreibung der zu besetzenden Kassenarztstelle nur eine der. 


Terminvorbereitung dienende Ordnungsvorschrift darstelle. Boll 


Hub vertreten vielmehr mit Recht die Ansicht, daß es sich bei dieser - 


Bestimmung um eine wesentliche Verfahrensvorschrift handelt, deren 
' Verletzung zur Aufhebung des Zulassungsbeschlusses führen muß. 


Durch die Bekanntgabe sollen alle Kassenarztanwärter die, Möglich- 


keit haben, sich zu bewerben. Erfolgt eine Zulassung ohne Bekannt- 
gabe, so liegt eine Benachteiligung ‘aller derjenigen Ärzte vor; denen 
die zu besetzende Stelle nicht bekannt geworden ist.. Ihnen ist damit 
‘die Möglichkeit, sich zu bewerben, genommen. — Eine Ausnahme 
bildet die Vorschrift zur“Übernahme einer elterlichen ‚Praxis (8 19). 


” EEueMnnuhreibende Stellen: Der Zulassungsausschuß muß in halbjährlichen 


‚Fristen die Verhältniszahl überprüfen ($ 13, 2) und etwaige unbesetzte 
Stellen, die sich durch Vermehrung der Versicherten oder durch Ab- 
sterben von Kassenärzten ergeben haben, der Kassenärztlichen Ver- 
RO EUnE melden. 


6: Bekanntmachung der auszuschreibenden Stellen: Die Bekanntmachung 


der durch den 'Zulassungsausschuß festgestellten freien Stellen erfolgt 
durch die zuständige Untergliederung der Kassenärztlichen Vereini- 
gung. Dies kann durch das Amtsblatt oder durch Rundschreiben, die 
aber allen Bewerbern zugänglich gemacht werden müssen, oder durch 
Aushang am Schwarzen Brett oder durch die Tageszeitungen erfolgen. 
Auf jeden Fall muß jedem Bewerber bei seiner Eintragung in das 
Arztregister bekanntgegeben werden, wie die fortlaufende Aus- 
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SE BE 


’ ’ u; 


schreibung: erfolgt. Da jetzt wohl überall wieder Ärzteblätter zur Ver- 
fügung stehen, wird die Ausschreibung am zweckmäßigsten in- dem- 
amtlichen Teil erfolgen. 


Frist: Die Fristsetzung ist der Kassenärztlichen Vereinigung überlassen, 
sie ist zweckmäßig auf vier Wochen zu begrenzen. 
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(1) Der Zulassungsausschuß entscheidet über Zulassungen, ihr Ruhen;- 
Entziehung der ‚Zulassung, sowie bei Streit über das Bestehen 
oder Nichtbestehen einer Zulassung. Er entscheidet ferner über 

. Anträge von „prakt. Ärzten“, ihre Tätigkeit als „Facharzt“ und 
über Anträge von Fachärzten, ihre Tätigkeit als prakt. Ärzte fort- 
setzen zu dürfen. 


(2) Gegen die Entscheidung der ' Zulassungsausschüsse können die 
beteiligten Ärzte, die Kassenärztliche Vereinigung und die Ver- 
bände der Krankenkassen binnen einem Monat Berufung beim 
Berufungsausschuß einlegen. Die Berufung bewirkt Aufschub. 


Aufgaben des Zulassungsausschusses: Der Zulassungsausschuß regelt alle , 
mit der Zulassung zur Kassenpraxis verbundenen Fragen. 
Er überwacht die Verhältniszahl durch regelmäßig vorgenommene 
statistische Erhebungen (vgl. $ 13 ZO.), 
bestimmt die Arztsitze ($ 14 ZO.), 
sorgt für die Ausschreibung der zu besetzenden Stellen durch ihre 
Meldung an die Kassenärztliche Vereinigung ($ 28 ZO.), 
entscheidet über die Beschwerden, die bei der en a in das Arzt- 
register auftreten ($ 4, 2), 
veranlaßt die Streichung im Arztregister von Amts wegeh ($ 8,1 ZO.), 
läßt von Amts wegen .Vermerke. in das Arztregister — Tatsachen, 
die für die Zulassung oder das Ruhen der Zulassung wichtig sind — 
eintragen ($ 6, 1, $ 22,1 und 3, $ 24, 1, $ 25 ZO.), 
entscheidet über Zulassungen ($ 18), das Ruhen von Zulsssun 
(88 23, 24 ZO.), das Entziehen der Zulassung (8 25 ZO.). - 


Bei Zulassungsstreitigkeiten, insbesondere über das Bestehen oder 
Nichtbestehen einer Zulassung, entscheidet ebenfalls der Zulassungs- 
ausschuß. 
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R sungsausschusses rd erst mit Ablauf von einem Monat Wergleiche 
; as 29 2.2 Z0.) rechtskräftig. 


B fung: Gegen die Entscheidungen. des Zulage können 
ER binnen einem Monat beim IREERROBNEN NER. & 30 20 Berufungen 
mat werden. 


‘ 


hie einlegen; dagegen nicht - bereits zugelassene fer die ‚durch 
Fr ed glauben, in ihrer Existenzgrundlage gefährdet zu wer- 


sationen, - Kassenärztliche Vereinigung beziehungsweise Kranken- 


 kassenverbände tun. ee 5 : ae FE WE Le 


een dürfen nicht besetzt werden, das Ruhen der Zulaisung I ist. 
ungültig, beim. Entziehen bewirkt sie Aufschub (vel. auch unter 8 30, 
Sr empit Berufungen zugelassen. sind). 
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itenden, ‚über den sich die beiden Pe, einigen, sowie aus” 5 we 
ge drei Vertretern der Ärzte und der Krankenkassen. Der Vor R 
sitzende "muß die Befähigung zum Richteramt haben. Dem Be- 
Fe hingsouäbchiuß gehören ferner Stellvertreter in der ‚nötigen 


Lan, ee g ER age 


# 


7 


 : (2) Die Vertreter der. Ärzte werden von der Kassenärztlichen Ver- 


einigung, die der Krankenkassen werden von: ER Verbänden 
bestellt. 2 


Berufungsausschüß: Die Besetzung des Berufungsau8schusses: je drei 
Vertreter und deren Stellvertreter. Diese müssen sich über einen Un- 
parteiischen einigen. Diese Einigung muß erfolgen, da keine andere” 


“ . Berufung-für den Unparteiischen vorgesehen ist. 


- Der Unparteiische des Berufungsausschusses: Der Unparteiische in 


die Befähigung zum Richteramt haben. Es braucht also durchaus kein 
Richter zu sein; Verwaltungsjuristen, Rechtsanwälte und Juristen, 
die in der Wirtschaft tätig sind, können, soweit sie die Bedingungen 


erfüllen, diese Aufgabe übernehmen. Zweckmäßig dürfte es sein, einen 


‘Stellvertreter mitzubestimmeh, damit im‘ Falle: von: Krankheit oder 
sonstiger Behinderung des Vorsitzenden nicht die gesamte Arbeit des 
Berufungsausschusses gefährdet ist. : 


Bestellung der Parteienvertreter: Die -drei Arztvertreter werden: von * 
den Vorständen der Landesstellen der Kassenärztlichen Vereinigung 
bestellt, für deren Bereich der Berufungsausschuß- tätig ist. Erstreckt 
‚sich das Aufgabengebiet des Berufungsausschusses über mehrere 
Landesstellen, so bestimmen diese Vorstände der' Kassenärztlichen 
Vereinigung gemeinsam die Arztvertreter. 


-Die drei Kassenvertreter werden durch die entsprechenden Verbände 
der Krankenkassen — Landesverbände — bestellt. 
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Der Berufungsausschuß entscheidet endgültig über "Berufungen 
gegen Entscheidungen der Zulassungsausschüsse.. Die Berufung 
kann ohne mündliche‘ Verhandlung verworfen werden, wenn die 

2 Mitglieder des Berufungsausschusses sich über die Unzulässigkeit 
oder die Aussichtslosigkeit der Berufung einig sind: 


-Entscheidungen der Beratende: Die Entscheidungen der Be-_ 
e rufungsausschüsse sind endgültig, eine Revisionsmöglichkeit ist nicht 
vorgesehen. Ob bei einem nachgewiesenen Rechtsirrtum eine erneute: 
Verhandlung möglich ist, ist aus der Zulassungsordnung nicht er- 
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sichtlich, doch dürfte die Wiederaufnahme eines Verfahrens, wenn 
"der Berufungsausschuß sich über den begangenen Irrtum ‚klar Er Ba E 
dem allgemeinen Rechtsempfinden entsprechen. ° ER en 


BUN: Entscheidungen ohne mündliche Verhandlung: Nur in Fällen, wo die. : 
„Mitglieder - -des Berufungsausschusses sich einig sind, d.h. einstimmig 
"die gleiche Meinung haben, daß die Berufung unzulässig oder aus- Be, 
sichtslos ist, kann*ohne mündliche Verhandlung entschieden werden, 1: 
sonst muß eine mündliche Verhandlung ($ 35\Z0.) stattfinden. 


532 


(1) Bei jeder Zulassung ist der Ort oder Ortsteil anzugeben, für den 


die Zulassung erfolgt ist. | 5 a 
(2) Bei der Zulassung eines Arztes ist in dem Beschluß anzugeben, 
[0b er als praktischer Arzt oder als Facharzt zugelassen wird. 


® 


Wesentliche Bestandteile- der Entscheidung: Sowohl die Bezeichnung des RE 
- Ortes oder Ortsteiles wie die genaue Bezeichnung des Sachgebietes ER 
sind wesentliche Bestandteile der Zulassungsentscheidung. - 


: Beschluß über die Zulassung: In dem Beschluß über eine Zulassung muß 
der Ort oder Ortsteil (Arztsitz) angegeben werden, für den die Zu- 
lassung ausgesprochen wurde; ein allgemein gehaltener Bescheid „zur 
Krankenkassenpraxis zugelassen“ ist unzulässig. 


. Ärztliche Tätigkeit nach erfolgter Zulassung: Der Bescheid muß auch 
enthalten, ob die Zulassung als praktischer Arzt oder als Facharzt 


MÜr Kar, erfolgt ist; eine. allgemeine Formulierung „als Arzt“ oder 
„als Facharzt zur kassenArztlichen Tätigkeit zugelassen“, ist unzu- 
Inmig, 
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Der Zugelassene kann nur innerhalb von zwei Wochen nach 
rechtskräftig gewordener Entscheidung erklären, daß er die Zu- 
lassung nicht annimmt. Die Erklärung ist schriftlich an den 
- Zulassungsausschuß, bei FIETUEUNGBVSRESERER an den Berufungs- 
ausschuß abzugeben. | 


Ablehnung der Zulassung: Der Arzt hat das Recht, innerhalb von zwei 
Wochen nach rechtskräftigem Beschluß zu erklären, daß er die Zu- 


"ge 


 lassung. nicht rn Da ur Enlscheldungen bei ir Zulsssungs- N 
' ausschüssen erst nach dem Ablauf eines Monats rechtskräftig werden, 
ist für die Entscheidungen der Zulassungsausschüsse diese Frist 
44 Tage, für die Berufungsausschüsse,_ deren REHEIRUNEER nt 
rechtskräftig sind, 14 Tage. : x 


Ablehnende Erklärung: Die Ablehnung der Zulassung durch den zuge-- 


Berufungsausschuß innerhalb der Fristen von 44 bzw. 14 Tagen er- 
. folgen. Eine Begründung ist nicht erforderlich. 


Unwirksamwerden der Zulassung: Mit der Erklärung, die Zulassung 
_ nicht anzunehmen, endet die Zulassung ($ 22). Der Arzt bleibt: weiter 
im Arztregister eingetragen, falls er nicht die Streichung beantragt. # 


E:: wer . 
N ‚Mit Ausnahme des Antrages auf Zulassung sind Anträge wie 
_ * Rechtsmittel unter Beifügung der Beweismittel zu begründen, 


und zwar in dreifacher Ausfertigung. Wird ein Rechtsmittel ein- 
gelegt, so ist eine Abschrift der angefochtenen Entscheidung in. 


lassungsinstanz kann die Beteiligten zu Gegenäußerungen unter 
A Fristsetzung auffordern. 


ES Anträge. an den Zulassungsausschuß: Alle Anträge an den Zulassungs- 
‚ausschuß sind schriftlich mit Begründung und Hinzufügung kr 
Beweismittel in dreifacher Ausfertigung einzureichen. 


“Anträge auf Zulassung: Bei den Anträgen auf Zulassung ist keine Be- 
gründung erforderlich. Diese müssen sich nach den Bestimmungen 
„der 88 11 und 12 ZO. richten. 


Rechtsmittel (Berufungen und Beschwerden): Bei Einlegung einer Be- 


Beweismitteln in dreifacher Ausfertigung noch eine. Abschrift der an- 
gefochtenen Entscheidung beizufügen. 


: Gegenäußerungen: Der Vorsitzende der Zulassungsinstanz kann von sich 
aus auch ohne die Mitwirkung der Beisitzer des Zulassungsausschusses 
eine Stellungnahme aller Beteiligten unter Fristsetzung herbeiführen, 
0° In der Berufungsinstanz geschieht dies durch den unparteiischen, . 
Bent juristischen Vorsitzenden; hierfür kann er das Büro (8 27,4) in An- 
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lassenen Arzt muß schriftlich an den Zulassungsausschuß bzw. an den er 


dreifacher Ausfertigung beizufügen. Der Vorsitzende der Zu- E 


rufung ist neben der schriftlichen Begründung und der Beilage von er 


spruch «nehmen. Bei Beschwerden (nach $ 4,2) in erster Instanz können 
diese Gegenäußerungen durch den jeweiligen Vorsitzenden der Ärzte- 
oder Kassenvertreter, der die Verhandlungssitzung leiten wird, her- 
beigeführt werden. 
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. ‚Der Beschlußfassung der Zulassungsinstanzen muß — vorbehalt-- 


lich des 8 31 — eine mündliche Verhandlung vorausgehen. Bei 
der mündlichen Verhandlung, werden die Beteiligten geladen mit 
dem Hinweis, daß auch im Falle des Ausbleibens verhandelt und 
- entschieden werden kann. Die Ladung soll spätestens eine Woche 


‘ 


vor der mündlichen Verhandlung ergehen. 


Mündliche Verhandlung: Jeder Beschlußfassung. in Beschwerdesachen 
und Rechtsmittelverfahren muß eine mündliche Verhandlung vor- 
ausgehen. Nur in Berufungsfragen, wenn der Berufungsausschuß sich 
über die Unzulässigkeit oder Aussichtslosigkeit der Berufung einig 
ist, kann ohne mündliche Verhandlung entschieden werden ($ 31). — 
Unterlassung in den übrigen Fällen ist ein wesentlicher Verfahrens- +» 
mangel. ar 

Ausbleiben von der Verhandlung: ‚Bleiben die vorgeladenen Beteiligten 
oder auch ein -Teil dieser der mündlichen Verhandlung fern, so kann 
die Zulassungsinstanz "auch in Abwesenheit verhandeln und entschei- 
den. Sie kann aber auch die Sache vertagen und einen neuen Ver- 
handlungstermin ansetzen und das persönliche Erscheinen anordnen 
(8 37, 2). 2 


Ladungstermin: Die Ladung soll spätestens eine Woche vor dem Termin 
ergehen, d.h. sie muß zu diesem Zeitpunkt in den Händen es zu 
Ladenden sein. Postquittung oder Empfahgsbestätigung müssen bei 
den Akten aufbewahrt werden, da sie von‘ ausschlaggebender Be- » 
deutung sein können. = ’ 


Zustellung: Die Zustellung muß „eingeschrieben“ erfolgen. Soweit keine 
besonderen Bestimmungen über den Fristenablauf in der Zulassungs- _ 
ordnung enthalten sind, gelten sinngemäß die Vorschriften der Reichs- 
versicherungsordnung (88 124—131 RVO. [Haedenkamp)). 


Diese Paragraphen der Reichsversicherungsordnung lauten: 


„8 124. 1) Richtet sich der Anfang einer Frist nach einem Ereignis oder 
Zeitpunkt, so beginnt die Frist mit dem Tage, der auf das Ereignis oder 
‘den Zeitpunkt folgt. h 
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2) Wird eine FIRE verlängert, so ee Be neue mit Ablauf de alten 
Frist. Ä 


$ 125. 1) Eine nach Tagen bestimmte Frist: endigt mit dem Ablauf des-_ 


.. .jenigen Tages der letzten Woche oder des letzten Monats, welcher nach 


Benennung oder Zahl dem Tage EN: in den das Ereignis oder der 
Zeitpunkt fällt. 

2) Fehlt dem letzten Monat ‘der entsprechende Tag, .so endigt die Frist mit 
dem Monat. R 

$ 126. Braucht ein Zeitraum von Monaten oder Jahren nicht zusammen- 
hängend zu verlaufen, so wird der Monat zu 30, das Jahr zu 365 a; 
gerechnet. x 

$ 127. 1) Fällt der für eine Willenserklärung oder Leistung oder den Ab- 
lauf einer "Frist gesetzte Tag auf einen Sonntag oder einen allgemeinen- 
Feiertag, der am Erklärungs- oder Leistungsorte staatlich anerkannt ist, so 
gilt dafür der nächstfolgende Werktag. 


‘ 2) Für die Dauer von Leistungen, zu denen ein Versicherungsträger ver- 


pflichtet ist, gilt diese Vorschrift nicht. 

$ 128. 1) Rechtsmittel sind, soweit dieses Gesetz nichts anderes vorschreibt, 
binnen einem Monat nach Zustellung der angefochtenen Entscheidung ein- 
zulegen. 

2) Für Seeleute, die sich außerhalb. Europas aufhalten, wird diese Frist von 
der Stelle bestimmt, welche die angefochtene Entscheidung erlassen hat; 
sie muß mindestens drei Monate von der Zustellung an betragen. 

$ 129. 1) Soweit. dieses Gesetz nichts anderes vorschreibt, werden die Rechts- 


‘ mittel bei der Stelle eingelegt, die zu entscheiden hat. 


2) Die Frist gilt auch dann.als gewahrt, wenn das Rechtsmittel rechtzeitig 


bei einer anderen inländischen Behörde oder bei einem Organ der Ver-- 


sicherungsträger, oder soweit es sich um die Versicherung voh Seeleuten 
DRAMEN, auch bei einem deutschen Seemannsamte des Auslandes eingegän- 
gen'ist.' 

3) Die FUERUBIKORLEINERIELER ist unverzüglich an die zuständige Stelle ‚abs 
zugeben. 

$:130. Die Rechtsmittel bewirken Aufschub nur da, wo das Gesetz es vor- 
schreibt. 

& 131. 1) Ist ein Beteiligter- durch Naturereignisse oder andere unabwend- 
bare, Zufälle verhindert: worden, eine "gesetzliche Verfahrensfrist einzuhal- 
ten, so wird ihm auf. Antrag die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
erteilt. ; A 

2) Die Wiedereinsetzung wird auf Antrag auch danh erteilt, wenn das ver- 


» spätet eingelaufene Schriftstück der Post mindestens drei Tage vor Ablauf 


der Frist zur Bestellung übergeben worden ist.“ 


"Beim Überschreiten dieser Rune wird die Berufung. verworfen. 


_ Fristenablauf: „Für die Berufongufrist ($ 29 Abs. 2 ZO.) sind in Ergän- 

„ zung der-Zulassungsordnung die Vorschriften -der Reichsversicherungs- 

“ ' ordnung über Fristen (88 .124—131) entsprechend anzuwenden. Hier- 

; nach gilt insbesondere folgendes: Die Frist von einem Monat beginnt 

. "mit dem auf die Zustellung folgenden Tage und endet mit dem Ab- 

1 lauf desjenigen Tages des folgenden Monats, der nach seiner Zahl 
‚ dem Tage der Zustellung entspricht. Fällt der für den Ablauf der 

Frist gesetzte Tag auf einen Sonntag oder’einen staatlich anerkannten 


Feiertag, so gilt dafür der nächstfolgende Werktag. Die Frist gilt auch 
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- dann als gewahrt, wenn die Berufung rechtzeitig bei.einer inländischen 
Behörde ‚oder bei einer Verwaltungsstelle der Kassenärztlichen Ver- 
.einigung Deutschlands 'eingegangen ist. Die Berufungsschrift ist. e 
in diesem Falle unverzüglich -an den Reichszulassungsausschuß 

. „ abzugeben.“ (Grundsätzliche Entscheidung des Reichszulassungsaus- 

‚schusses Nr. 31 vom 21. März 1935, „Deutsches Ärzteblatt“ 1936, Nr. 6, 

Seite 174.) 


- 
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e a) In der mündlichen Verhandlung können Auskunftspersonen und er Be 


Zeugen gehört werden, die die Beteiligten auf ihre Kosten zur 
„mündlichen Verhandlung zuziehen, soweit dies den Zulassungs- 
instanzen erforderlich oder wünschenswert erscheint. 


(2) Von Amts wegen können Auskunftspersonen oder Zeugen von 


» 


den Zulassungsinstanzen geladen und vernommen werden. 


; Auskunftspersonen: Diese sind als Zeugen a Sachverständige oder als 
‚sachverständige Zeugen zu betrachten. 


"Amtliche Ladung von Auskunftspersonen und Zeugen: Halten die Zu- 
 lassungsausschüsse die Ladung beliebiger Personen zur Auskunfts- 
erteilung für notwendig, so kann eine Vorladung von Amts wegen 
erfolgen. Zum Erscheinen und zur Auskunftserteilung sind diese aller- 
dings nicht verpflichtet und können auch nicht durch irgendwelche 
Zwangsmittel dazu angehalten werden. i 


 Zeugenkosten: Geschieht . die Ladung auf Wunsch ..der Beteiligten, so 
tragen diese die Kosten, andernfalls von Amts wegen die Kasse der 
Zulassungsinstanz. 


Bei Weigerung der Zeugen: Ob die Möglichkeit besteht, in Fällen der 
Weigerung der Auskunftspersonen oder der Zeugen diese durch die 
örtlichen Amtsgerichte vorladen oder aussagen zu lassen, ist nicht aus 
der Zulassungsordnung ersichtlich, doch dürfte die „Verpflichtung 
zur Rechtshilfe”, wie es in der Zulassungsordnung vom 23. Oktober . 
1934 in 8 44 bezeichnet wurde, „durch die ordentlichen Gerichte und 
- durch die öffentlichen Behörden” auch ohne diese ausdrückliche Er- 
wähnung weiter bestehen. Die Zulassungsinstanzen können in diesen 
Fällen, wo sie zur Klärung auf einer Aussage bestehen müssen, sich 
an die zuständigen Amtsgerichte wenden, die die „Personen” eidlich 
. als Zeugen vernehmen können. In diesen Fällen ist die Zeugen- 
vorladung gemäß der Zivilprozeßordnung ($ 380) gegeben. — Praktisch 
werden diese Fälle wohl nur selten eintreten. 
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Auch i in. ‚det nöndlidien Verhandlung sch Bevollmä Ichtigte x ver- s 


{ treten lassen. Die Vollmacht muß schriftlich 'erteilt werden. ‚Von 
&; der Beibringung einer Vollmacht kann abgesehen werden, ‚wenn Hr 


$; die Vertretungsbefugnis hinreichend glaubhaft gemacht wird. 


21 Die Zulassungsinstanzen können das ‚persönliche Erscheinen des 
dr Arztes anordnen. 


Bevollmächtige: ‘Der Bevollmächtigte braucht weder Arzt noch Jurist 
zu sein, sondern kann eine mit der entsprechenden Vollmacht aus- Re 
gerüstete Person sein. 5 


Ausstellung der Vollmacht: Die "Vollmacht" muß schriftlich ee 
_ sein und in den Fällen, wo die Unterschrift dem Zulassungsausschuß 
nicht bekannt ist, beglaubigt werden. Dies kann nach der geübten 
Praxis durch die Dienststellen der Kassenärztlichen Vereinigung ; 
ebenso wie durch einen Notar oder durch die Polizei oder den zu- 
ständigen Bürgermeister erfolgen. 


Vertreter: Ist der Arzt gleichzeitig mitanwesend, so genügt eine ER Be 
‚liche Erklärung vor den 'Zulassungsinstanzen, daß der mitanwesende 
„Sowieso” ihn vertritt. — Ebenso kann auf die Vollmacht verzichtet = 
werden, wenn die Vertreterbefugnis genügend glaubhaft gemacht. | 
N wird. (Angehörige bei Krankheit oder Gefangenschaft des Arztes usw.) 


Persönliches Erscheinen des Arztes: Der Arzt muß auf Anordnung der ans 
Er _ Zulassungsausschüsse persönlich ‘erscheinen. Erscheint er nicht, so 
kann ohne ihn entschieden werden (8 35 ZO.). Ordnungsstrafen sind =s 
' nicht vorgesehen, doch kann der Zulassungsausschuß in solchen Fällen\ u. 
| entsprechende Vermerke in dem Register vornehmen (wel. 86,816, D. 


er 

(Die Verhandlung beginnt nach dem Aufruf der Sache mit de Ä 
BARS: Darstellung des Sachverhaltes durch den Vorsitzenden oder den ns 
“von ihm als Berichterstatter bestellten Beisitzer. Der Vorsitzende 5 
= leitet die Verhandlung, Beratung und ‘Abstimmung. Der Vor- 
Ss sitzende hat dahin zu: wirken, daß der Sachverhalt ausreichend = 
or klargestellt wird. Jedes Mitglied des Zulassungsausschusses kann ee 
‚ sachdienliche Fragen und Anträge stellen. ER 


sie zugegen. RE 
chverhalt: Zur Darstellung des Sachverhaltes gehört auch die Be- 


mn der im ee ein anderes - Mitglied während, 
a Abwesenheit mit dem Vorsitz beauftragt. 


a die. sachliche Zuständigkeit entscheidet der Vorsitzende, ge- 


Verse der Gesamtausschuß. \ 


: jassungsinstanzen, das dien Yerhähdiungen "beigewohnt hat, sich bei 


der Beratung ‚und PER UERREOR durch -einen. Stellvertreter ver. i 


een] läßt. - 


FEN 


E ibkanen sind nicht: öffentlich. Über den Hergang der Berafung 


ri 


Ei; und über das Stimmenverhältnis bei der Abstimmung ist Schwei- e 


gen zu beobachten. Ausnahmen kann die Zulassungsinstanz durch 
einstimmigen Beschluß zulassen. Das- Ergebnis des Verfahrens 
a Er in einem Beschluß ae . 


" Anssung beteiligten Mitglieder ünd der Tag. ‘der: Beschlußfassung 
er aufzuführen. Der Beschluß ist mit Gründen zu ‚versehen und 


2 vom Vorsitzenden und einem Beisitzer ee: Gruppe. zu unter- _ 


E = 


schreiben. 


r - E =. 


(3) Die Ausfertigung vollzieht der Vorsitzende oder bei seiner Be- 

 hinderung ein Beisitzer, der bei dem’ Beschluß mitgewirkt hat. 

(4) Der Vorsitzende stellt den Beteiligten je eine Ausfertigung des 
Beschlusses zu. Er kann. anordfen, daß auch BRHR Stellen, Ab- 
schriften des Beschlusses erhalten . 


— 


F Nichtöffentlichkeit: Die Yeinahdiungen: sind nicht öffentlich. Es dürfen 
also außer den Mitgliedern der Zulassungsinstanzen, dem  Schrift- 
führer und evtl. Sachbearbeiter nur die Beteiligten und deren Bevoll- 
“mächtigte ($ 37) an den Sitzungen teilnehmen, keine sonstigen Ver- 
treter der Kassen oder deren Organisationen oder Vertreter der Ärzte 
und deren Organisationen, falls hierüber kein ausdrücklicher Beschluß 
des betreffenden Ausschusses zu dem verhandelten Fall vorliegt. 


: Schweigepflicht: Über den Hergang der Beratung, der Abstimmung und 
; der Beschlußfassung ist von allen Mitgliedern der Zulassungsaus- 
schüsse Schweigen zu bewahren; eine Ausnahme davon bedarf eines 
. einstimmigen Beschlusses .der betreffenden Zulassungsinstanz. Über 
Zuwiderhandlungen ist nichts gesagt, doch dürfte, falls sich solche 
Fälle ereignen sollten, eine Niederlegung des Mandats für das be- 
treffende Mitglied eine Selbstverständlichkeit sein. 


Beschlußfassung: In jedem Verfahren ist das Ergebnis durch einen Be- 
schluß festzuhalten, der begründet sein muß. Dies kann während der 
Beratung im Sitzungsprotokoll geschehen. Die Beschlüsse müssen aber 
außerdem aktenmäßig gesammelt werden, da sie den Beteiligten durch 
den Vorsitzenden zugestellt werden müssen. Sie müssen von diesem 
und je einem "Vertreter beider Vertragsparteien unterschrieben sein 
und außerdem Belehrungen über die Rechtsmittel enthalten. 

Ausfertigung der Beschlüsse: Die Ausfertigung veranlaßt der Vorsitzende 

. oder ein von ihm beauftragter Beisitzer in seiner ‚Vertretung. 


Andere Stellen: Bei- der Anordnung des Vorsitzenden, die Beschlüsse 
auch an andere -Stellen durch Abschrifteh bekanntzugeben, handelt 
es sich neben der Kassenärztlichen Vereinigung und ihren Unter- 
gliederungen um Krankenkassenverbände und die einzelnen Kran- 
kenkassen, aber auch um Gemeindeverwaltungen, Stadtvertretung, 
Gesundheitsämter und andere staatliche Stellen, für die das Beschluß- 
ergebnis von Wichtigkeit ist. 


Die Vorsitzenden der Zulassungsinstanzen: bestimmen je einen 


Schriftführer. Über jede Sitzung ist eine Niederschrift anzuferti-: 
- gen. Sie muß die Namen der Sitzungstellnehmer und die gefaßten 
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mit reckmähig der Sachbearbeiter der Kassenärztlichen Vereine p 
5 pet ender Arzt, kaufmännischer ei ehe 2 


ER Beschlüsse: Den Ba ist es überlassen, % 
en sie bei teilweise oder ganz en Beschlüssen der Vor- : 


aligen Entscheidung an die: Vorinstanz zurückverweisen oder a 


_ auch nur zum Teil selbst entscheiden wollen. 


‚an. den Zulassungs-, im Falle a Berufung an or Berufungs- 
_ ausschuß zu zahlen. Bi Er 4 


% 


hi 


Zulassungsantragsgebühren: Für jeden Zulassungsantrag ist eine Gebühr 

» .. von 5,— DM an den Zulassungsausschuß zu zahlen. Hierbei gilt die 
gleichzeitige Bewerbung für bis zu drei ausgeschriebene Stellen als 
ein Zulassungsantrag ($ 12,2). 


Berufungsgebühren: Nur bei Berufung an a Bianäschin sind 
30,— DM an den Berufungsausschuß zu zahlen. Beschwerden beim 
" Zulassungsausschuß ($ 4) sind gebührenfrei. 


Zulassungsgebühr: Bei der endgültigen Zulassung ist eine Gebühr von 
50,— DM an die Stelle zu zahlen, die die endgültige Zulassung aus- 
- gesprochen hat. 
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‚Die Amtsdauer der Mitglieder der Zulassungsinstanzen beträgt 
vier Jahre. Danach sind die Mitglieder neu zu bestellen. We 
holte Bestellung ist zulässig. 


Amtsdauer der Mitglieder der Zulassungsinstanzen: Die Amtsdauer be- 
trägt vier Jahre. Legt ein Mitglied sein. Mandat vorzeitig nieder, so 
rückt ein Stellvertreter an seine Stelle, falls die betreffende Vertrags- 
‘partei Kein neues ordentliches Mitglied ‚bestimmt. 


Vorzeitige Mandatsbeendung: Eine vorzeitige Mandatsbeendung ist . 
zweifelsohne gegeben, wenn das Mitglied seine Pflichten nach der Zu- 
lassungordnung verletzt ($ 39, 1). 
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A. 


* Ablehnende Erklärung 97 °_ 
Ablehnung der Kassenpraxis 88 
Ablehnung der Zulassung 96 

‘ Ableistung der Vorbereitungszeit 65 

“ Abweichen der Verhältniszahl 59 
Änderung: des Fachgebietes 48 
Ärzte 14, 31, 33 
— beamtete, festangestellte 73 

© — weibliche 33 
‚Ärztinnen, verheiratete 71 
Ärztliche Tätigkeit, Anrechnung 17 
— Bescheinigung 54 ® 
Altersgrenze 70 
Amtliche Ladung 100 
Amts wegen, von 47 
Amtsdauer, Mitglieder der Zulassungs- 

; ausschüsse 26, 105 
— vorzeitige Beendigung 105 
Anderweitige Beschäftigung 71 
Angabe des ausgeschriebenen Ortes 56 
Angefangene Arztzahlen 59 
Angefochtene Beschlüsse 104 
Angehörige, Praxisbesetzung durch 7 
Angestelltenverhältnis 72, 88 
Anhören des Bewerbers 48 
Anrechnung ärztlicher Tätigkeit 17, 65, 6 
— des Pflichtassistentenjahres 65 - 
Anspruchsberechtigte 39 


" — Angehörige 59 


Antrag auf Bewerbung 55 

— auf Eintragung 43 

— Wiederholung bei Umzugsvernei- 
nung 82 

Antragsberechtigt für Vermerke 48 

Anträge auf Zulassung 97 

Approbation 33, 78 

— deutsche 45 - 

— ausländische 34 

Arbeitsrecht des Kassenärztes 8 

Arztassistent 67 3 

Arztregister 14, 41, 42 

— Einsichtnahme 51 

— Eintragung 14, 42, 45 


‘— Mußter für die Bescheinigung 43 


— Numerierung 49° 

— Reihenfolge der Eintragung 42 
— Streichung 50, 51 

— Vermerke 15 
Arztregisterzwang 42 

Arztsitz 56, 61 

— Ablehnung 60 


Arztsitze, Schaffung neuer 59 eu 


Arztsystem 58 


* Arztvertreter, Berufung der 91 


"Arztzahlen 59 


:  Sachverzeichnis 


Assistentenstellen 66 

Aufbewahrung der Niederschriften 104 
Aufgabe der Kassenpraxis 83 

Aufgaben des Zulassungsausschusses 93 _ 
Aufnahmemöglichkeit .d. Kassenpraxis 43 
Aufwandsentschädigung 73 


‚Ausbildungszeit-nach der Approbation "8 


Ausbleiben von der Verhandlung % . 
Ausfertigung der Beschlüsse 103 
Auskunftserteilung 52 ” 
Auskunftspersonen 100 . 
Ausländische Approbation 20, 34 


Ausländische Ärzte 46, 81 
Ausschluß von der ärztlichen Tätigkeit 89 


. Ausschreibung der. Kassenarztstellen 


53, 92 


5 Außerordentliche Zulassung 60 


Auswahl der Bewerber 19, 75, 76 
Auszuschreibende Stellen 92, 93 
B ; 2 
Beamtete Ärzte, Zulassung 72 
Beantragung der Streichung aus ie 
Arztregister 51 
Bedingte Zulassungsanträge 56 
Beginn der Zulassung 39. 
Begriffsbestimmungen, Zulassungsord- 
nung 31 
Bekanntmachung der auszuschreibenden 
Stellen 92 


"Beratung 102 


Berechnungsgrundlage,' festes Einkom- 
men 73 
— Verhältniszahl, 58 


- Berechnungszeit 66 


Bereich der Zulassungsinstanzen # 
Berliner Abkommen 8 


‚Berufsordnung, Übernahmeverträge 78 


Berufsverbot 45 

— -Ruhen 83 

Berufung 94 

Berufung der Arztvertreter 91 

— der Kassenvertreter 91 
Berufungsausschuß 23, 95 

— Entscheidungen 95, 96 
Berufungsfolgen 94 
Berufungsgebühr:- 105 
Berufungsparteien 94 
Bescheinigung, Arztregister 14, 42 
— Assistententätigkeit 67 

— bisherige ärztliche Tätigkeit 54 
Beschlüsse, Ausfertigung 103 
Beschlußfassung 102, 103 
Beschluß über die Zulassung 96 


Beschlüsse der Zulassungsinstanzen 22, 90 
Beschränkte körperliche Behinderung 70 
» Beschwerden, Eintragung 45 

Besetzung, Kassenarztstelle 19 
Bestallung 33, 78 

Bestellung der Parteienvertreter 91, 95 
Beteiligte Ärzte 72, 80, 81 

— Eintragung 46 


Beteiligung an der kassenärztlichen Ver- - 


sorgung 20, 74,:80, 81 
Betriebsarzt 66 
Betriebskrankenkassen 13 
Bevollmächtigte 101 
Bewerber, Antrag auf Zulassung 55 


„— Auswahl 75 


— kassenärztliche 44 

— ohne Gehalt, Rente 77 

Bewerbung, bereits Eee Be- 
werber 77 . 

— Flüchtlingsärzte 76 

— Gebühr 15 

— Kassenpraxis 15, 52 

— Landärzte, Kleinstadtärzte 77- 

— mehrere Arztsitze 56 

— politisch Geschädigte 76 

— Schwerbeschädigte 77 

— Vorrang bei 76 

Bewerbungsschreiben 56 ' 

Bezüge, Werkarzt, Betriebsarzt 73 


D 


Dauer der Entziehung 88 
Doppelapprobierte 70 


v 


E 
Einführungslehrgang 18 
Eingangsvermerk 49 
Einnahmen, Güutachtertätigkeit 74 


„Einsichtnahme, Akten der Zulassungs- 


instanzen 52 
— Arztregister 51 
— Registerakten 52 
Eintragung, Antrag 4 _ 
— Arztregister 14, 42, 44 n 
— ausländische Ärzte 46 
— Beschwerden 45 
— beteiligte Ärzte 46 
— Datum 49 
— erfolgte 46 
— Reihenfolge 49 
— Streichung 49 
— Vermerke 49 
— Versagung 46 
— Zeitpunkt 49 
Elterliche. Praxis 19, 79 
Ende der Zulassung .20, 50, 82 
Engere Heimatzugehörigkeit 77 
Entscheidung, Berufung gegen 94 
— nach billigem Ermessen 79 
— Rechtsgültigkeit 94 
Entscheidungen, Berufungsausschuß 95 
— ohne mündliche Verhandlung % 
— wesentliche Bestandteile 96 
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Entziehungen der Zulassung 20, 38 
Ersatzkassen 13, .32, 58 - 
Ersatzzulassung 60 
Erwerbsbehinderung '77. 


F 
Fabrikärzte 66 
Facharztordnung 54 
Fachärzte, anerkannte Fächer 63 
— Anerkennung 54 
— ausreichende Besetzung 63 


- — Überbesetzung 62 


— Zahl 62 

Familienstand 77 

Feste Bezüge 74 

Flüchtlingsärzte 76 2 

Frist der Ausschreibung 93 2 
Fristenablauf 99 

Führungszeugnis, polizeiliches 45, 55 


Gh 
Gebühren, Berufung, Rechtsmittel 26 
— Bewerbung, Zulassungsantrag 15, 26 
— Freiheit bei’ Eintragungen 45 
— Zulassung 26 


‚, Gegenäußerungen 97 


Gemeinschaftspraxis 33 

Geschäftsführung 91. 

‚Gesetzliche Krankenkassen (RVO) 31, 32 

Grenzbezirke 34 i 

Gründe, körperliche, geistige, persön- 
liche 68 - 

Grundsätze für die Zulassung 16, 76 

— Reihenfolge 76 

Gutachtertätigkeit 74 


H 


Heimatzugehörigkeit 77 
Hilfskassenärzte 67 
Homöopathischer Arzt 63 


I, J 
tohrinsnlinnitehlinede 13 


Juristische Personen, Nichteintragung 42 


K 
Kassenarzt als Hauptberuf 39 
— rechtliche Beziehungen zur KV. 37 
— zur Krankenkasse 38 
— zum Krankenkassenmitglied 39 
Kassenarztstellen, Ausschreibung 53 
— Überbesetzung 62 
Kassenarztzahl 60 
Kassenärzte 14, 31, 39 
Kassenpraxis 40 
— Aufgabe 83 
— Ablehnung 88 
— Aufnahmemöglichkeit 43 
— Berechtigung zur Ausübung 40 
— Bewerbung 65 
— Nichtausüben 50, 88 
— Vorbereitungszeit 65 


z 


 Kassenverbände 31, 32 
Kassenvertreter, Berufung der 91 
Kassenärzte 14, 31, 39 E 
— Kenntlichmachung im. Arztregister 46 
— Nichtmitrechnen der 58 
— Wiederzulassung 55. +» 
Kassenärztliche Bewerber 44 
— Pflichten, Verletzung 88 
— Tätigkeit beim Ruhen 87 
— Vereinigung (K.V.) 14, 35 
. — Organisationsaufbau 36 
— Rechtsbeziehungen zum Kassenarzt 37 
— Rechtsgrundlage 36 
— Versorgung 37, 38 
Kinderzulagen 73 
Kleinstadtärzte 77 
Knappschaft 14, 32 
— Nichtmitrechnen der Mitglieder 58 
Knappschaftsärzte 74 
— als Kassenärzte 74 
Körperlich-geistige Mängel 69 
Krankenkassen 13, 31, 32 
Krankenschein 38 
Kriegsgefangene Ärzte 43 


L 


‘Ladung, amtliche, von Personen 100 

— Termin 24, 98 

Landärzte 77 

Landkrankenkassen 13 

Landpraxis, Vorbereitungszeit 68 
Lebensalter 77 

Lehrgang, Befreiung 68 

— Teilnahmebescheinigung 68 

— Vorbereitung für die Kassenpraxis 67 


M 


Mitrechnungruhend.Kassenarztstellen 84 
‚ Mitteilung des eingetrag. Vermerkes 48 
Mündliche Verhandlung 96 ; 
Muster für die Arztregisterbescheini- 
gung 43 : 
; N 


Neuzulassung 60 

Nichtaufnahme der Prakis 61 
'Nichtausüben der Kassenpraxis 50 
 Nichteintragung juristischer Personen 42 
Nichterfüllung der Voraussetzungen 68 
Nichtöffentlichkeit 103 

Nichtzulassung 18 

Niederlassung, Nachweis 44 
Niederschrift, Aufbewahrung 104 
Notfälle 40 

‚Notgemeinschaftsvertrag 8 

Notstand 81 

Numerierung im Arztregister 49 


o 


Ort, Angabe 56 
Ortskrankenkassen 13 


Ort, Ortsteil 24, 61 
'Ortswechsel, genehmigter 84 


ie 


Persönliche‘ Gründe 71 

Persönliches Erscheinen des Arztes 101 
Pflichtassistentenjahr, Anrechnung 65 ° 
Pflichten der beteiligten Ärzte 74 
Politisch Geschädigte 76 

Politische Gründe 70 

— Überprüfung 44 

— Unbedenklichkeit 56 

Polizeiliches Führungszeugnis 45, 55 
Praxisbereich 61 

Praxisbesetzung durch Angehörige 79 
Praxisverlegung 62 

Praxistausch 50 ar 
Privatpraxis, Niederlassung 65 
Privatverträge 73 


z 2; 5 

Rauschgiftsüchtige Ärzte 55 

Rechte der beteiligten Ärzte 74 

Rechtsbeziehungen, K.V.. zum Kassen- 
arzt 37 

— Kassenarzt zur Krankenkasse 38 _ ; 

— Kassenarzt zum Krankenkassenmit- 
glied 38 

— unmittelbare 38 

Rechtsgültigkeit der Entscheidungen 94 

Rechtsmittel 97 

Regelmäßige Einnahmen 72, 73 


' Registerakten 52 P 


Registerausschuß 8 

Registerführung 44 

Registerzwang 42 

Reichsärzteordnung tRAO) 33 

Reichsausschuß für Ärzte und Kranken- 
kassen 9 

Reichsgewerbeordnung 33° 

Reihenfolge der Eintragung erg 
register) 42, 49 

— Grundsätze 76 

Ruhen bei Berufsverbot 85 

— Dauer 86 

— der Kassenpraxis 85, 87 

— freiwilliges 86 

— der Zulassung 20 

— zwangsweises 86 

Ruhenszeit, Aufhebung 87 

— verkürzte 86 

RVO-Krankenkassen 31, 32 


Ss 


Sachdienliche Fragen 102 

Sache 102 

Sachverhalt 102 
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